
Drucksache 12/7595 
18.05.94 

Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/6959 — 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Durchführung versicherungsrechtlicher 
Richtlinien des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
(Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG) 

b) zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Hans Go ttfried Bernrath, 
Lieselott Blunck (Uetersen), Dr. Ulrich Böhme (Unna), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

zu der Großen Anfrage der Abgeordneten Lieselott Blunck, 
Arne Börnsen (Ritterhude), Marion Caspers-Merk, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/5716 — 

Vorsorgender Verbraucherschutz im europäischen Versicherungswesen 

A. Problem 

a) Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG 

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der Dritten Schadenver-
sicherungsrichtlinie, der Dritten Lebensversicherungsrichtlinie 
und der Zweiten Dienstleistungsrichtlinie Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung in nationales Recht, um die Vollendung des 
Binnenmarktes im Versicherungswesen von deutscher Seite zu 
gewährleisten. Darüber hinaus sieht die Gesetzesvorlage einige 
nicht durch die EU bedingte Maßnahmen vor. 
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b) Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 

Die Schaffung eines einheitlichen europäischen Versicherungs-
marktes und die damit einhergehende Liberalisierung des Versi-
cherungswesens erfordert nach Auffassung der Antragsteller aus-
gleichende Maßnahmen zur Sicherstellung eines ausreichenden 
Verbraucherschutzes. 

B. Lösung 

a) Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG 

Grundsätzliche Annahme des Gesetzentwurfs, der insbesondere 
folgendes vorsieht: 

— Einführung des Herkunftslandprinzips bei der Versicherungs-
pflicht („Europäischer Paß"), 

— Wegfall der Genehmigungspflicht für Versicherungsbedingun-
gen und Rechnungsgrundlagen in der Lebens- und Kranken-
versicherung (einschließlich der Pensionskassen von erhebli-
cher wirtschaftlicher Bedeutung) sowie für die Ta rife in der 
Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung, 

— gesetzliche Regelung zur Verwendung von Überschüssen der 
privaten Krankenversicherungsunternehmen insbesondere zur 
Entlastung älterer Versicherungsnehmer, 

— Einräumung eines Umstufungsanspruchs in andere Tarife mit 
gleichartigem Versicherungsschutz bei bestehendem Versiche-
rungsverhältnis in der Krankenversicherung, 

— Änderung der Vermögensanlagevorschriften für Versiche-

rungsunternehmen u. a. dahin gehend, daß diese ihr Vermögen 
in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union anlegen 
dürfen und eine „Streuungsvorschrift" bezüglich der Vermö-
gensanlage bei ein und demselben Schuldner zu beachten 
haben, 

— Kündigungsmöglichkeit für den Versicherungsnehmer bei 
jeder Prämienerhöhung, 

— Modifizierung des Kontrahierungszwangs in der Kraftfahrt

-

Haftpflichtversicherung in der Weise, daß ein Versicherungs-
unternehmen bei Privat-Pkw den Versicherungsschutz zum 
allgemeinen Unternehmenstarif nur ablehnen darf, wenn es 
gleichzeitig ein Angebot mit einer höheren Prämie unter 
Nachweis eines entsprechend höheren Risikos unterbreitet. 

Abweichend vom Regierungsentwurf schlägt der Ausschuß insbe-
sondere folgendes vor: 

— Lockerung der „Streuungsvorschrift", aufgrund derer Anlagen 
bei ein und demselben Schuldner nach dem Regierungsentwurf 
weder 5 v. H. des gebundenen Vermögens noch 25 v. H. der 
Eigenmittel des Versicherungsunternehmens übersteigen dür-
fen, in der Form, daß diese Anlagen 2 v. H. des gebundenen 
Vermögens zuzüglich 25 v. H. der Eigenmittel nicht überschrei- 
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ten dürfen bei einer Obergrenze von insgesamt 5 v. H. des 
gebundenen Vermögens, 

— Verzicht auf die Aufhebung des Begünstigungs- und Provi-
sionsabgabeverbots, 

— allgemeinere Fassung der zusätzlichen Verbraucherinforma-
tion (§ 10 a VAG i. V. m. Anlage D zum VAG) bei der Kranken-
versicherung, 

— Einräumung eines 14tägigen Widerspruchsrechts im Versiche-
rungsvertragsgesetz für den Versicherungsnehmer, sofern ihm 
der Versicherer bei Antragstellung nicht die Versicherungsbe-
dingungen übergeben oder die Verbraucherinformation (§ 10 a 
VAG) unterlassen hat, zu der bei der Lebensversicherung auch 

die Angabe des individuellen Rückkaufswerts gehört; wenn der 
Versicherungsnehmer die Versicherungsbedingungen und die 
Verbraucherinformation vor oder bei Antragstellung erhalten 
hat, bleibt es bei den bisherigen Widerrufs- und Rücktrittsrech-
ten; bei sofortigem Deckungsschutz kann bei Vertragsabschluß 
ein Verzicht auf Überlassung der Versicherungsbedingungen 
und der Verbraucherinformation vereinbart werden, wobei der 

Versicherungsnehmer aber insoweit kein Widerspruchsrecht 
hat, 

— Einräumung einer gesetzlichen Anpassungsmöglichkeit bei 

Lebensversicherungs- und Krankenversicherungsverträgen, 
die in der Regel für den Versicherer unkündbar sind, sofern sich 
unabweisbarer Anpassungsbedarf z. B. aufgrund der Recht-
sprechung ergibt, 

— Übergangsregelung bis Ende 1994 für die Aufklärungs- und 
Informationspflichten nach den §§ 10 und 10  VAG sowie für 
das 14tägige Widerspruchsrecht bei Nichtüberlassung der Ver-

sicherungsbedingungen oder Unterlassung der Verbraucherin-
formation, soweit Versicherungsbedingungen verwendet wer-
den, die vor dem 1. Juli 1994 genehmigt worden sind, 

— Übergangsregelung bis Ende 1994 in der Lebensversicherung 
für die Regeln zur Berechnung des Rückkaufswerts und zur 

Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung, sofern vor 
dem 1. Juli 1994 genehmigte Versicherungsbedingungen ver-
wendet werden. 

Darüber hinaus empfiehlt der Ausschuß die Verabschiedung einer 
Entschließung zur Problematik der steigenden Beiträge in der 
privaten Krankenversicherung. Darin wird die Einberufung einer 
unabhängigen Expertenkommission vorgeschlagen, die bis Mitte 
1995 einen Bericht zu dieser Frage vorlegen soll. Weiterhin wird die 
Bundesregierung aufgefordert, die daraus resultierenden gesetzli-
chen Konsequenzen bis Mitte 1996 zu ziehen. 

b) Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 

Ablehnung des Entschließungsantrags „Vorsorgender Verbrau-
cherschutz im europäischen Versicherungswesen" . 
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Die Annahme des Gesetzentwurfs in der Ausschußfassung 
erfolgte mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD. Der Entschließungsantrag zu dem 
Gesetzentwurf wurde einstimmig angenommen. Die Ablehnung 
des Entschließungsantrags der Fraktion der SPD erfolgte mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen. Die Gruppen BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS/Linke Liste waren bei der Beratung 
der Vorlagen im Ausschuß nicht anwesend. 

C. Alternativen 

Von den Änderungsanträgen der Fraktion der SPD, die im Aus-
schuß keine Mehrheit fanden, sind hervorzuheben: 

— Angemessene Berücksichtigung der künftigen Kostenentwick-
lung im Gesundheitswesen bei der Prämienkalkulation in der 

privaten Kranken- und Pflegeversicherung, 

— Klarstellung, daß bei Tarifbestimmungen und Prämienkalkula-
tion die Staatsangehörigkeit des Versicherungsnehmers oder 
seine Zugehörigkeit zu einer ethnischen Gruppe keine Rolle 

spielen darf, 

— Einführung eines jährlichen Kündigungsrechts des Versiche-
rungsnehmers bei Versicherungsverträgen mit mehr als drei 
Jahren Dauer ab Ende des dritten Jahres, 

— Einführung eines Kündigungsrechts für den Versicherungsneh-

mer mit sofortiger Wirkung bei Arbeitslosigkeit sowie Erwerbs-
oder Berufsunfähigkeit, 

— Auszahlung der Arbeitnehmer-Sparzulage durch das Bundes-

amt für Finanzen. 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. a) den Gesetzentwurf — Drucksache 12/6959 — in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu-

nehmen; 

b) dazu folgende Entschließung zu fassen: 

Der Deutsche Bundestag sieht die Problematik steigender 
Beiträge der privat Krankenversicherten im Alter. Dieses 
Problem hat sich durch die steigende Lebenserwartung und 
die Kostensteigerung im Gesundheitswesen, zumal infolge 
des medizinisch-technischen Fortschritts, in den letzten zwei 

Jahrzehnten verstärkt. 

Der Deutsche Bundestag sieht in der im Rahmen des Gesund-
heitsstrukturgesetzes getroffenen Regelung, ab 1. Juli 1994 

einen „Standardtarif " einzuführen, der bei Inanspruch-
nahme des gesamten Leistungsspektrums der GKV die 

Beitragsleistungen für alle älteren Versicherten zu dämpfen 
in der Lage ist, eine notwendige Sofortmaßnahme. 

Eine grundlegende Lösung dieser Problematik ist jedoch 
unerläßlich. Deshalb wird die Bundesregierung aufgefor-
dert, baldmöglichst eine unabhängige Expertenkommission 
einzuberufen, die insbesondere 

— die Fragen der Beitragsverstetigung im Alter und des 
Einstiegs junger Versicherungsnehmer sowie 

— die Möglichkeiten des Wechsels des Versicherers 

untersuchen und Lösungsvorschläge erarbeiten soll. 

Die Expertenkommission soll ihren Bericht bis Mitte 1995 
vorlegen. Die Bundesregierung wird aufgefordert, späte-
stens im ersten Halbjahr 1996 die daraus resultierenden 
gesetzgeberischen Konsequenzen zu ziehen. 

Unabhängig von der Expertenkommission ist die Versiche-
rungswirtschaft ihrerseits aufgerufen, geeignete Kalkula-
tionsmodelle zu entwickeln, die eine angemessene Beitrags-
gestaltung für ältere Versicherte ermöglichen; 

c) der Deutsche Bundestag erwartet, daß das Gesetz zur Durch-
führung der Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein-

schaften über den Jahresabschluß und den konsolidierten 
Abschluß von Versicherungsunternehmen (Versicherungs-
bilanzrichtlinie-Gesetz — VersRiLiG) — Drucksache 
12/5587 — zeitlich vor dem Dritten Durchführungsgesetz/ 
EWG zum VAG (vorliegender Gesetzentwurf) veröffentlicht 

wird; 
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2. den Antrag „Vorsorgender Verbraucherschutz im europäischen 
Versicherungswesen" — Drucksache 12/5716 — abzulehnen. 

Bonn, den 18. Mai 1994 

Der Finanzausschuß 

Dankward Buwitt 

Stellv. Vorsitzender 

Kurt  Palis 	Hermann Rind 	Gunnar Uldall 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Durchführung versicherungsrechtlicher 
Richtlinien des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
(Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG) 
— Drucksache 12/6959 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Durchführung versicherungsrechtlicher 

Richtlinien des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften 

(Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG) *) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGB1. 
1993 I S. 2), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

s) Dieses Gesetz dient der Umsetzung 

— der Richtlinie 92/49/EWG vom 18. Juni 1992 zur Koordi-
nierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversiche-
rung) sowie zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG und 
88/357/EWG (Dritte Richtlinie Schadenversicherung) 
(ABl. EG Nr. L 228 S. 1), 

— der Richtlinie 92/96/EWG vom 10. November 1992 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Direktversicherung (Lebensversicherung) sowie 
zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG und 
90/619/EWG (Dritte Richtlinie Lebensversicherung) (ABl. 
EG Nr. L 360 S. 1), 

— der Richtlinien 90/618/EWG vom 8. November 1990 zur 
Änderung der Richtlinie 73/239/EWG und der Richtlinie 
88/357/EWG zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Aus-
nahme der Lebensversicherung), insbesondere bezüglich 
der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung) (ABl. EG 
Nr. L 330 S. 44), 

— sowie einiger Bestimmungen der Zweiten Richtlinie 
90/619/EWG vom 8. November 1990 zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direkt-
versicherung (Lebensversicherung) und zur Erleichte-
rung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstlei-
stungsverkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie 
79/267/EWG (ABl. EG Nr. L 330 S. 50). 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Durchführung versicherungsrechtlicher 

Richtlinien des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften 

(Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG) *) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGB1. 
1993 I S. 2), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

*) unverändert 
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Entwurf 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „84 Abs. 1 Satz 2 
und 3 und Abs. 3" durch die Angabe „89a, 
93" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „82 bis 84" 
durch die Angabe „82, 83" und die 
Angabe „88 und 89" durch die Angabe 
„88, 89, 89a und 93" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Nr. 4 werden die Worte „oder die 
ein auf Gesetz beruhendes Monopol besitzen" 
gestrichen. 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die in der Anlage Teil A Nr. 23 und 24 
genannten Geschäfte fallen nur dann in den 
Anwendungsbereich dieses Gesetzes, wenn 
sie von Versicherungsunternehmen betrieben 
werden, denen die Erlaubnis für eine der in der 
Anlage Teil A Nr. 19 bis 21 genannten Versi-
cherungssparten erteilt wurde; in diesem Fall 
werden sie Lebensversicherungsgeschäften 
gleichgestellt. Als Kapitalisierungsgeschäfte 
(Anlage Teil A Nr. 23) gelten Geschäfte, bei 
denen unter Anwendung eines mathemati-
schen Verfahrens die im voraus festgesetzten 
einmaligen oder wiederkehrenden Prämien 
und die übernommenen Verpflichtungen nach 
Dauer und Höhe festgelegt sind. Geschäfte 
nach der Anlage Teil A Nr. 24 bestehen in der 
Verwaltung von Versorgungseinrichtungen, 
die Leistungen im Todes- oder Erlebensfall 
oder bei Arbeitseinstellung oder bei Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit vorsehen, ein-
schließlich der Anlage und Verwaltung der 
Vermögenswerte. Bei Geschäften nach Satz 3 
dürfen die Versicherungsunternehmen im Zu-
sammenhang mit der Verwaltung auch Garan-
tiezusagen für die Erhaltung des verwalteten 
Kapitals und das Erreichen einer Mindestver-
zinsung abgeben. Sterbekassen dürfen die in 
den Sätzen 1 bis 4, Pensionskassen die in den 
Sätzen 1, 2 und 4 genannten Geschäfte nicht 
betreiben. " 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „den Bezirk" 
durch die Worte „das Gebiet" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort „insbesondere" wird gestri-
chen. 

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. die Satzung, soweit sie sich nicht auf 
allgemeine Versicherungsbedingun-
gen bezieht,". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf 

cc) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Angaben darüber, welche Versiche-
rungssparten betrieben und welche 
Risiken einer Versicherungssparte ge-
deckt werden sollen, unter Mitteilung 
der Bezeichnung und des Gegenstan-
des des Versicherungsschutzes; bei 
Pensions- und Sterbekassen die allge-
meinen Versicherungsbedingungen 
sowie die fachlichen Geschäftsunter-
lagen, namentlich die Tarife und die 
Grundsätze für die Berechnung der 
Prämien und der mathematischen 
Rückstellungen einschließlich der ver-
wendeten Rechnungsgrundlagen und 
mathematischen Formeln, ". 

dd) In Nummer 4 werden die Worte „im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes" gestri-
chen. 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. für die Krankenversicherung im Sinne 
des § 12 Abs. 1 und für Pflichtversiche-
rungen die allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, ". 

bb) Nummer 1 a wird wie folgt gefaßt: 

„1 a. für die Krankenversicherung im 
Sinne des § 12 Abs. 1 die Grund-
sätze für die Berechnung der Prä-
mien und der mathematischen Rück-
stellungen einschließlich der ver-
wendeten Rechnungsgrundlagen 
und mathematischen Formeln, ". 

cc) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. für die Geschäftsleiter die Angaben, 
die für die Beurteilung der Zuverläs-
sigkeit und fachlichen Eignung (§ 7a 
Abs. 1) wesentlich sind,". 

dd) Folgende Nummern 6 und 7 werden ange-
fügt: 

„6. sofern an dem Versicherungsunter-
nehmen bedeutende Beteiligungen 
(§ 7 a Abs. 2 Satz 3) gehalten werden 

a) die Angabe der Inhaber und die 
Höhe der Beteiligungen, 

b) Angaben zu den Tatsachen, die für 
die Beurteilung der in § 7 a Abs. 2 
Satz 1 und 2 genannten Anforde-
rungen erforderlich sind, 

c) sofern diese Inhaber Jahresab-
schlüsse aufzustellen haben: die 
Jahresabschlüsse der letzten drei 
Geschäftsjahre nebst Prüfungsbe-
richten von unabhängigen Ab-
schlußprüfern, sofern solche zu 
erstellen sind, und 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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Entwurf 

d) sofern diese Inhaber einem Kon-
zern angehören: die Angabe der 
Konzernstruktur und, sofern solche 
Abschlüsse aufzustellen sind, die 
konsolidierten Konzernabschlüsse 
der letzten drei Geschäftsjahre 
nebst Prüfungsberichten von unab-
hängigen Abschlußprüfern, sofern 
solche zu erstellen sind. 

7. für den Verantwortlichen Aktuar An-
gaben, die für die Beurteilung der 
Zuverlässigkeit und fachlichen Eig-
nung (§ 11a Abs. 1, §§ 11e und 12 
Abs. 2 Satz 2) erforderlich sind." 

d) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Das Bundesministerium der Finanzen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nä-
here Bestimmungen über Art, Umfang und 
Zeitpunkt der gemäß Absatz 5 Nr. 5 und 6, 
§ 13d Nr. 1, 2, 4 und 5 einzureichenden 
Angaben zu erlassen, soweit dies zur Erfüllung 
der Aufgaben der Aufsichtsbehörde erforder-
lich ist. Die Ermächtigung kann durch Rechts-
verordnung auf das Bundesaufsichtsamt für 
das Versicherungswesen übertragen werden. 
Dieses erläßt die Vorschriften im Benehmen 
mit den Versicherungsaufsichtsbehörden der 
Länder." 

3. § 6 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Erlaubnis wird, wenn sich nicht aus 
dem Geschäftsplan etwas anderes ergibt, ohne 
Zeitbeschränkung erteilt. Ungeachtet einer Be-
schränkung des Antrags wird sie für das Gebiet 
aller Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft und aller anderen Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR-Abkommen) in der Fassung des 
Anpassungsprotokolls vom 17. März 1993 (BGBl. 
1993 II S. 1294) erteilt." 

4. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt: 

„§7a 

(1) Die Geschäftsleiter von Versicherungsunter-
nehmen müssen zuverlässig und fachlich geeig-
net sein. Fachliche Eignung setzt in ausreichen-
dem Maße theoretische und praktische Kennt-
nisse in Versicherungsgeschäften sowie Leitungs-
erfahrung voraus. Das ist regelmäßig anzuneh-
men, wenn eine dreijährige leitende Tätigkeit bei 
einem Versicherungsunternehmen von ver-
gleichbarer Größe und Geschäftsart nachgewie-
sen wird. Geschäftsleiter sind diejenigen natürli-
chen Personen, die nach Gesetz oder Satzung 
oder als Hauptbevollmächtigte einer Niederlas-
sung in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft oder einem anderen Vertragsstaat 
des EWR-Abkommens zur Führung der Geschäfte 
und zur Vertretung des Versicherungsunterneh-
mens berufen sind. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 
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Entwurf 

(2) Die Inhaber einer bedeutenden Beteiligung 
am Versicherungsunternehmen müssen den im 
Interesse einer soliden und umsichtigen Führung 
des Versicherungsunternehmens zu stellenden 
Ansprüchen genügen, insbesondere zuverlässig 
sein. Wird die Beteiligung von juristischen Perso-
nen oder Personenhandelsgesellschaften gehal-
ten, gilt das gleiche für diejenigen natürlichen 
Personen, die nach Gesetz, Satzung oder Gesell-
schaftsvertrag zur Führung der Geschäfte und zur 
Vertretung berufen sind, sowie für die persönlich 
haftenden Gesellschafter. Eine bedeutende Betei-
ligung besteht, wenn unmittelbar oder mittelbar 
über ein oder mehrere Tochterunternehmen min-
destens zehn vom Hundert des Nennkapitals oder 
der Stimmrechte einer Versicherungsaktienge-
sellschaft gehalten oder des Gründungsstocks 
eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit 
(§ 22) gezeichnet werden oder trotz Unterschrei-
tens dieser Schwelle ein maßgeblicher Einfluß auf 
die Geschäftsführung ausgeübt werden kann. Für 
die Berechnung des Anteils der Stimmrechte gilt 
Artikel 7 Satz 1 der Richtlinie 88/627/EWG des 
Rates vom 12. Dezember 1988 über die bei Erwerb 
und Veräußerung einer bedeutenden Beteiligung 
an einer börsennotierten Gesellschaft zu veröf-
fentlichenden Informationen (ABl. EG Nr. L 348 
S. 62). Die mittelbar gehaltenen Beteiligungen 
sind dem mittelbar beteiligten Unternehmen in 
vollem Umfang zuzurechnen. Tochterunterneh-
men sind Unternehmen, die als Tochterunterneh-
men im Sinne von § 290 des Handelsgesetzbuchs 
gelten, ohne daß es auf die Rechtsform und den 
Sitz ankommt; jedes Tochterunternehmen eines 
Tochterunternehmens wird ebenfalls als Tochter-
unternehmen des Mutterunternehmens angese-
hen, das die einheitliche Leitung ausübt. Mutter-
unternehmen sind Unternehmen, die als Mutter-
unternehmen im Sinne von § 290 des Handelsge-
setzbuchs gelten, ohne daß es auf die Rechtsform 
und den Sitz ankommt." 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, 
daß die Geschäftsleiter die Voraussetzun-
gen des § 7a Abs. 1 nicht erfüllen, 

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, 
daß den in § 7 a Abs. 2 Satz 1 und 2 
genannten Anforderungen nicht Genüge 
getan wird, 

3. nach dem Geschäftsplan und den nach § 5 
Abs. 4 Satz 3 und 4, Abs. 5 vorgelegten 
Unterlagen die Belange der Versicherten 
nicht ausreichend gewahrt oder die Ver-
pflichtungen aus den Versicherungen nicht 
genügend als dauernd erfüllbar dargetan 
sind. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. unverändert 
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Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn das 
Versicherungsunternehmen mit dem Inhaber 
einer bedeutenden Beteiligung (§ 7a Abs. 2 
Satz 3) verbunden ist und wenn wegen dieser 
Unternehmensverbindung (§ 15 des Aktienge-
setzes) oder der Struktur der Unternehmens-
verbindung des Inhabers der bedeutenden 
Beteiligung mit anderen Unternehmen eine 
wirksame Aufsicht über das Versicherungs-
unternehmen nicht möglich ist. Die Erlaubnis 
kann ferner versagt werden, wenn entgegen 
§ 5 Abs. 5 der Antrag keine ausreichenden 
Angaben oder Unterlagen enthält." 

b) Absatz 1 a wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Nr. 19 bis 21" 
durch die Angabe „Nr. 19 bis 24" 
ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das gleiche gilt für die Erlaubnis zum 
Betrieb der Krankenversicherung im 
Sinne des § 12 Abs. 1 und die Erlaubnis 
zum Betrieb anderer Versicherungsspar-
ten."  

c) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Die Aufsichtsbehörde hat die Entschei-
dung über den Antrag auf Erlaubnis auszuset-
zen oder die Erlaubnis zu beschränken, wenn 
ein entsprechender Beschluß der Kommission 
oder des Rates der Europäischen Gemein-
schaften vorliegt, der nach Artikel 29b Abs. 4 
der Ersten Richtlinie 73/239/EWG des Rates 
vom 24. Juli 1973 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betref-
fend die Aufnahme und Ausübung der Tätig-
keit der Direktversicherung (mit Ausnahme 
der Lebensversicherung) (ABl. EG Nr. L 228 
S. 3) oder nach Artikel 32b Abs. 4 der Ersten 
Richtlinie 79/267/EWG des Rates vom 5. März 
1979 zur Koordinierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung der Direktversicherung (Lebens-
versicherung) (ABl. EG Nr. L 63 S. 1) zustan-
degekommen ist. Die Aussetzung oder Be-
schränkung darf drei Monate vom Zeitpunkt 
des Beschlusses an nicht überschreiten. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch für nach dem 
Zeitpunkt des Beschlusses eingereichte An-
träge auf Erlaubnis. Beschließt der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften die Verlänge-
rung der Frist nach Satz 2, so hat die Aufsichts-
behörde diese Fristverlängerung zu beach-
ten. 

(4) Aus anderen als den in den Absätzen 1 
und 1 a genannten Gründen darf die Erlaubnis 
nicht versagt werden." 

6. In § 8 a Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „ § 8 
Abs. 1 Nr. 1" durch die Angabe „ § 7 a Abs. 1" 
ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6. unverändert 
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7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „sollen die Bestimmungen" 
werden durch die Worte „müssen vollstän-
dige Angaben" ersetzt. 

bb) In Nummer 1 wird der Klammerzusatz 
gestrichen. 

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. über die Fälligkeit der Prämie und die 
Rechtsfolgen eines Verzugs;". 

dd) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. über die vertraglichen Gestaltungs-
rechte des Versicherungsnehmers 
und des Versicherers sowie die Oblie-
genheiten und Anzeigepflichten vor 
und nach Eintritt des Versicherungs-
falls;". 

ee) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. über die inländischen Gerichts-
stände; ". 

ff) In Nummer 7 wird das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt. 

gg) Nummer 8 wird gestrichen. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

8. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

„§ 10a 

(1) Die Versicherungsunternehmen haben zu 
gewährleisten, daß der Versicherungsnehmer, 
wenn er eine natürliche Person ist, in einer Ver-
braucherinformation über die für das Versiche-
rungsverhältnis maßgeblichen Tatsachen und 
Rechte vor Abschluß und während der Laufzeit 
des Vertrages nach Maßgabe der Anlage Teil D 
unterrichtet wird. 

(2) Die Verbraucherinformation hat schriftlich 
zu erfolgen. Sie muß eindeutig formuliert, über-
sichtlich gegliedert und verständlich in deutscher 
Sprache oder der Muttersprache des Versiche-
rungsnehmers abgefaßt sein. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
die Rückversicherung und auf die in Artikel 10 
Abs. 1 des Einführungsgesetzes zu dem Gesetz 
über den Versicherungsvertrag genannten 
Großrisiken." 

8. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

„§ 10a 

(1) Die Versicherungsunternehmen haben zu 
gewährleisten, daß der Versicherungsnehmer, 
wenn er eine natürliche Person ist, in einer Ver-
braucherinformation über die für das Versiche-
rungsverhältnis maßgeblichen Tatsachen und 
Rechte vor Abschluß und während der Laufzeit 
des Vertrages nach Maßgabe der Anlage Teil D 
unterrichtet wird. Bei den in Artikel 10 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zu dem Gesetz über den 
Versicherungsvertrag genannten Großrisiken 
genügt die Angabe des anwendbaren Rechts und 
der zuständigen Aufsichtsbehörde. 

(2) unverändert 
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(3) Antragsvordrucke dürfen nur so viele 
Anträge auf Abschluß rechtlich selbständiger 
Versicherungsverträge enthalten, daß die Ober-
sichtlichkeit, Lesbarkeit und Verständlichkeit 
nicht beeinträchtigt werden. Der Antragsteller ist 
schriftlich und unter besonderer Hervorhebung 
auf die rechtliche Selbständigkeit der beantrag-
ten Verträge einschließlich der für sie vorgesehe-
nen Versicherungsbedingungen sowie auf die 
jeweils geltenden Antragsbindungsfristen und 
Vertragslaufzeiten hinzuweisen. 

9. § 11 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 11 

(1) Die Prämien in der Lebensversicherung 
müssen unter Zugrundelegung angemessener 
versicherungsmathematischer Annahmen kalku-
liert werden und so hoch sein, daß das Versiche-
rungsunternehmen allen seinen Verpflichtungen 
nachkommen, insbesondere für die einzelnen 
Verträge ausreichende Deckungsrückstellungen 
bilden kann. Hierbei kann der Finanzlage des 
Versicherungsunternehmens Rechnung getragen 
werden, ohne daß planmäßig und auf Dauer 
Mittel eingesetzt werden dürfen, die nicht aus 
Prämienzahlungen stammen. 

(2) Bei gleichen Voraussetzungen dürfen Prä-
mien und Leistungen nur nach gleichen Grund-
sätzen bemessen  werden."  

10. Nach § 11 werden folgende §§ 11a bis 11e 
eingefügt: 

„§ 11a 

(1) Jedes Lebensversicherungsunternehmen 
hat einen Verantwortlichen Aktuar zu bestellen. 
Er muß zuverlässig und fachlich geeignet sein. 
Fachliche Eignung setzt ausreichende Kenntnisse 
in der Versicherungsmathematik und Berufser-
fahrung voraus. Eine ausreichende Berufserfah-
rung ist regelmäßig anzunehmen, wenn eine 
mindestens dreijährige Tätigkeit als Versiche-
rungsmathematiker nachgewiesen wird. 

(2) Der in Aussicht genommene Verantwortli-
che Aktuar muß vor Bestellung der Aufsichtsbe-
hörde unter Angabe der Tatsachen, die für die 
Beurteilung der Zuverlässigkeit und fachlichen 
Eignung gemäß Absatz 1 wesentlich sind, be-
nannt werden. Wenn Tatsachen vorliegen, aus 
denen sich ergibt, daß der in Aussicht genom-
mene Verantwortliche Aktuar nicht zuverlässig 
oder fachlich geeignet ist, so kann die Aufsichts-
behörde verlangen, daß eine andere Person be-
nannt wird. Werden nach der Bestellung Um-
stände bekannt, die einer Bestellung entgegenge-
standen hätten, oder erfüllt der Verantwortliche 
Aktuar die ihm nach diesem Gesetz obliegenden 
Aufgaben nicht ordnungsgemäß, kann die Auf-
sichtsbehörde verlangen, daß ein anderer Verant-
wortlicher Aktuar bestellt wird. Erfüllt in den 
Fällen der Sätze 2 und 3 auch der in Aussicht 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) unverändert 

9. unverändert 

10. Nach § 11 werden die folgenden §§ 11 a bis 11 e 
eingefügt: 

„§ 11a 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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genommene oder der neue Verantwortliche Ak-
tuar die Voraussetzungen nicht oder unterbleibt 
eine neue Bestellung, so kann sie den Verantwort-
lichen Aktuar selbst bestellen. Das Ausscheiden 
des Verantwortlichen Aktuars ist der Aufsichtsbe-
hörde unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Dem Verantwortlichen Aktuar obliegen die 
folgenden Aufgaben: 

1. Er hat sicherzustellen, daß bei der Berechnung 
der Prämien und der Deckungsrückstellungen 
die Grundsätze des § 11 und der aufgrund des 
§ 65 Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnungen 
sowie des § 341e des Handelsgesetzbuchs 
eingehalten werden. Dabei muß er die Finanz-
lage des Unternehmens insbesondere darauf-
hin überprüfen, ob die dauernde Erfüllbarkeit 
der sich aus den Versicherungsverträgen erge-
benden Verpflichtungen jederzeit gewährlei-
stet ist und das Unternehmen über ausrei-
chende Mittel in Höhe der Solvabilitätsspanne 
verfügt. 

2. Er hat, sofern es sich nicht um einen kleineren 
Verein (§ 53 Abs. 1 Satz 1) handelt, unter der 
Bilanz zu bestätigen, daß die Deckungsrück-
stellung nach § 341 e des H andelsgesetzbuchs 
sowie der aufgrund des § 65 Abs. 1 erlassenen 
Rechtsverordnungen gebildet ist (versiche-
rungsmathematischer Bestätigungsvermerk). 
In einem Bericht an den Vorstand des Unter-
nehmens hat er zu erläutern, welche Kalkula-
tionsansätze und weiteren Annahmen dem 
Bestätigungsvermerk zugrunde liegen. 

3. Sobald er bei der Erfüllung der ihm obliegen-
den Aufgaben erkennt, daß er möglicherweise 
den Bestätigungsvermerk gemäß Nummer 2 
nicht oder nur mit Einschränkungen wird 
abgeben können, hat er den Vorstand, und 
wenn dieser der Beanstandung nicht unver-
züglich abhilft, sofort die Aufsichtsbehörde zu 
unterrichten. 

4. Für die Versicherungsverträge mit Anspruch 
auf Überschußbeteiligung hat er dem Vorstand 
Vorschläge für eine angemessene Beteiligung 
am Überschuß vorzulegen. 

(4) Der Vorstand des Unternehmens ist ver-
pflichtet, 

1. dem Verantwortlichen Aktuar sämtliche Infor-
mationen zugänglich zu machen, die zur ord-
nungsgemäßen Erledigung seiner Aufgaben 
gemäß Absatz 3 erforderlich sind, und 

2. der Aufsichtsbehörde den Erläuterungsbericht 
zum versicherungsmathematischen Bestäti-
gungsvermerk nach Absatz 3 Nr. 2 vorzule-
gen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) Dem Verantwortlichen Aktuar obliegen die 
folgenden Aufgaben: 

1. Er hat sicherzustellen, daß bei der Berechnung 
der Prämien und der Deckungsrückstellungen 
die Grundsätze des § 11 und der aufgrund des 
§ 65 Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnungen 
sowie des § 341ea des Handelsgesetzbuchs 
eingehalten werden. Dabei muß er die Finanz-
lage des Unternehmens insbesondere darauf-
hin überprüfen, ob die dauernde Erfüllbarkeit 
der sich aus den Versicherungsverträgen erge-
benden Verpflichtungen jederzeit gewährlei-
stet ist und das Unternehmen über ausrei-
chende Mittel in Höhe der Solvabilitätsspanne 
verfügt. 

2. Er hat, sofern es sich nicht um einen kleineren 
Verein (§ 53 Abs. 1 Satz 1) handelt, unter der 
Bilanz zu bestätigen, daß die Deckungsrück-
stellung nach § 341 e des Handelsgesetzbuchs 
sowie der aufgrund des § 65 Abs. 1 erlassenen 
Rechtsverordnungen gebildet ist (versiche-
rungsmathematischer Bestätigung); § 341 j des 
Handelsgesetzbuchs über die Prüfung bleibt 
unberührt. In einem Bericht an den Vorstand 
des Unternehmens hat er zu erläutern, welche 
Kalkulationsansätze und weiteren Annahmen 
der Bestätigung zugrunde liegen. 

3. Sobald er bei der Erfüllung der ihm obliegen-
den Aufgaben erkennt, daß er möglicherweise 
die Bestätigung gemäß Nummer 2 nicht oder 
nur mit Einschränkungen wird abgeben kön-
nen, hat er den Vorstand, und wenn dieser der 
Beanstandung nicht unverzüglich abhilft, so-
fort die Aufsichtsbehörde zu unterrichten. 

4. unverändert 

(4) Der Vorstand des Unternehmens ist ver-
pflichtet, 

1. unverändert 

2. der Aufsichtsbehörde den Erläuterungsbericht 
zur versicherungsmathematischen Bestäti-
gung gemäß Absatz 3 Nr. 2 vorzulegen. 
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(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung den Wort-
laut des versicherungsmathematischen Bestäti-
gungsvermerks und nähere Einzelheiten zum 
Inhalt und Umfang sowie zur Vorlagefrist des 
Erläuterungsberichts gemäß Absatz 3 Nr. 2 fest-
zulegen. Die Ermächtigung kann durch Rechts-
verordnung auf das Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen übertragen werden. Dieses 
erläßt die Vorschriften im Benehmen mit den 
Aufsichtsbehörden der Länder. 

§ 11b 

Soweit bei den nach dem 30. Juni 1994 abge-
schlossenen Lebensversicherungsverträgen auf-
grund der Versicherungsbedingungen die Prä-
mien und die Bestimmungen zur Überschußbetei-
ligung mit Wirkung für bestehende Versiche-
rungsverhältnisse geändert werden können, dür-
fen entsprechende Änderungen erst in Kraft 
gesetzt werden, nachdem ihnen ein unabhängi-
ger Treuhänder zugestimmt hat. Für den Treu-
händer gelten § 12b Abs. 3 und 4 und § 12d Abs. 2 
entsprechend. 

§ 11c 

Für die vor dem 3. Juli 1994 abgeschlossenen 
Lebensversicherungsverträge (Altbestand) gilt 
der von der Aufsichtsbehörde bis zu diesem Zeit-
punkt genehmigte Geschäftsplan in vollem 
Umfang weiter. Auf Änderungen dieses Ge-
schäftsplans findet § 13 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Anwendung. Von den 
Bestimmungen in § 11 a gelten die Absätze 1, 2 
und 4 entsprechend sowie Absatz 3 mit der 
Maßgabe, daß die Deckungsrückstellung nach 
dem geltenden Geschäftsplan zu berechnen 
ist. 

§ 11d 

Soweit Unfallversicherungsunternehmen Ver-
sicherungen mit Rückgewähr der Prämie über-
nehmen, gelten die .§§ 11 bis 11 c entsprechend. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(5) Für Sterbekassen sowie Pensionskassen, 
bei denen eine Feststellung nach § 156 a Abs. 3 
Satz 5 nicht getroffen wurde, gelten Absatz 3 Nr. 1 
Satz 1 und Nr. 2 Satz 2 sowie Absatz 4 Nr. 2 nicht. 
Die Verpflichtung zu den Überprüfungen nach 
Absatz 3 Nr. 1 Satz 2 gilt auch in diesen Fällen. 
Absatz 3 Nr. 2 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der dort genannten Bestätigung die 
Bestätigung tritt, daß die Deckungsrückstel-
lung nach dem genehmigten Geschäftsplan ge-
bildet ist (versicherungsmathematische Bestäti-
gung). 

(6) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung den Wort-
laut der versicherungsmathematischen Bestäti-
gung und nähere Einzelheiten zum Inhalt und 
Umfang sowie zur Vorlagefrist des Erläuterungs-
berichts gemäß Absatz 3 Nr. 2 und Absatz 5 
festzulegen. Die Ermächtigung kann durch 
Rechtsverordnung auf das Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen übertragen werden. 
Dieses erläßt die Vorschriften im Benehmen mit 
den Aufsichtsbehörden der Länder. 

§ 11b 

Soweit bei den nach dem 30. Juni 1994 abge-
schlossenen Lebensversicherungsverträgen auf-
grund der Versicherungsbedingungen die Prä-
mien und die Bestimmungen zur Überschußbetei-
ligung mit Wirkung für bestehende Versiche-
rungsverhältnisse geändert werden können, dür-
fen entsprechende Änderungen erst in Kraft 
gesetzt werden, nachdem ihnen ein unabhängi-
ger Treuhänder zugestimmt hat. Für den Treu-
händer gelten § 12b Abs. 3 und 4 und § 12d Abs. 2 
entsprechend. Die Mitwirkung des Treuhänders 
entfällt, wenn Änderungen nach Satz 1 der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen. 

§ 11c 

unverändert 

§ 11d 

unverändert 
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§ 11e 

Für die Berechnung der Deckungsrückstellung 
von Renten in der Allgemeinen Haftpflichtversi-
cherung, der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rung, der Kraftfahrt-Unfallversicherung sowie der 
Allgemeinen Unfallversicherung ohne Rückge-
währ der Prämie gilt § 11 a entsprechend." 

11. § 12 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 12 

(1) Soweit die Krankenversicherung geeignet 
ist, die gesetzliche Krankenversicherung ganz 
oder teilweise zu ersetzen (substitutive Kranken-
versicherung), darf sie im Inland nur nach Art 
der Lebensversicherung betrieben werden, wo-
bei 

1. die Prämien auf versicherungsmathematischer 
Grundlage unter Zugrundelegung von Wahr-
scheinlichkeitstafeln und anderen einschlägi-
gen statistischen Daten, insbesondere unter 
Berücksichtigung der maßgeblichen Annah-
men zur Invaliditäts- und Krankheitsgefahr, 
zur Sterblichkeit, zur Alters- und Geschlechts-
abhängigkeit des Risikos und zur Stornowahr-
scheinlichkeit und unter Berücksichtigung von 
Sicherheits- und sonstigen Zuschlägen sowie 
eines Rechnungszinses von höchstens 3,5 vom 
Hundert zu berechnen sind, 

2. die Alterungsrückstellung nach § 341 e des 
Handelsgesetzbuchs zu bilden ist, 

3. in dem Versicherungsvertrag das ordentliche 
Kündigungsrecht des Versicherungsunterneh-
mens, in der Krankentagegeldversicherung 
spätestens ab dem vierten Versicherungsjahr 
ausgeschlossen ist sowie eine Erhöhung der 
Prämien vorbehalten sein muß, 

4. dem Versicherungsnehmer in dem Versiche-
rungsvertrag das Recht auf Vertragsänderun-
gen durch Wechsel in andere Tarife der glei-
chen Versicherungsart unter Anrechnung der 
aus der Vertragslaufzeit erworbenen Rechte 
und der Alterungsrückstellung einzuräumen 
ist. 

(2) Versicherungsunternehmen, die die substi-
tutive Krankenversicherung betreiben, haben 
einen Verantwortlichen Aktuar zu bestellen. 
§ 11a Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 

(3) Dem Verantwortlichen Aktuar obliegen die 
folgenden Aufgaben: 

1. Er hat sicherzustellen, daß bei der Berechnung 
der Prämien und der mathematischen Rück-
stellungen, namentlich der Alterungsrückstel- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 11e 

unverändert 

11. § 12 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 12 

(1) Soweit die Krankenversicherung geeignet 
ist, die gesetzliche Krankenversicherung ganz 
oder teilweise zu ersetzen (substitutive Kranken-
versicherung), darf sie im Inland nur nach Art 
der Lebensversicherung betrieben werden, wo-
bei 

1. unverändert 

2. die Alterungsrückstellung nach § 341 ea des 
Handelsgesetzbuchs zu bilden ist, 

3. unverändert 

4. dem Versicherungsnehmer in dem Versiche-
rungsvertrag das Recht auf Vertragsänderun-
gen durch Wechsel in andere Tarife mit gleich-
artigem Versicherungsschutz unter Anrech-
nung der aus der Vertragslaufzeit erworbenen 
Rechte und der Alterungsrückstellung einzu-
räumen ist. 

(2) unverändert 

(3) Dem Verantwortlichen Aktuar obliegen die 
folgenden Aufgaben: 

1. unverändert 
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lung, die versicherungsmathematischen Me-
thoden (Absatz 1 Nr. 1 und 2) eingehalten und 
dabei die Regelungen der nach § 12c erlasse-
nen Rechtsverordnung beachtet werden. Da-
bei muß er die Finanzlage des Unternehmens 
insbesondere daraufhin überprüfen, ob die 
dauernde Erfüllbarkeit der sich aus den Ver-
sicherungsverträgen ergebenden Verpflich-
tungen jederzeit gewährleistet ist und das 
Unternehmen über ausreichende Mittel in 
Höhe der Solvabilitätsspanne verfügt. 

2. Er hat unter der Bilanz zu bestätigen, daß die 
Alterungsrückstellung nach Nummer 1 be-
rechnet ist (versicherungsmathematischer Be-
stätigungsvermerk). Das gilt nicht für kleinere 
Vereine (§ 53 Abs. 1 Satz 1). 

§ 11a Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 4 Nr. 1 gilt 
entsprechend. 

(4) Für die substitutive Krankenversicherung 
gilt § 11 Abs. 2 entsprechend. Die Prämien für das 
Neugeschäft dürfen nicht niedriger sein als die 
Prämien, die sich im Altbestand für gleichalt rige 
Versicherte ohne Berücksichtigung ihrer Alte-
rungsrückstellung ergeben würden. 

(5) Sofern die nicht substitutive Krankenversi-
cherung nach Art der Lebensversicherung betrie-
ben wird, gelten die Absätze 1 bis 4 entspre-
chend." 

12. Nach § 12 werden folgende §§  12a bis 12 d 
eingefügt: 

„§ 12a 

(1) In der nach Art der Lebensversicherung 
betriebenen Krankheitskosten- und Pflegekran-
kenversicherung (Pflegekosten- und Pflegetage-
geldversicherung) hat das Versicherungsunter-
nehmen der Alterungsrückstellung zusätzliche 
Beträge in Höhe von 80 vom Hundert der auf die 
Alterungsrückstellung der betroffenen Versiche-
rungen entfallenden durchschnittlichen, über die 
rechnungsmäßige Verzinsung hinausgehenden 
Kapitalerträge (Überzins), jedoch nicht mehr als 
2,5 vom Hundert der Summe der jeweiligen zum 
Ende des Vorjahres vorhandenen positiven Alte-
rungsrückstellungen, jährlich direkt gutzuschrei-
ben. 

(2) 50 vom Hundert der nach Absatz 1 ermittel-
ten Direktgutschrift sind allen Versicherten zuzu-
schreiben und als künftige oder sofortige Prä-
mienermäßigung, insbesondere zur Vermeidung 
oder zur Begrenzung von Prämienerhöhungen im 
Alter, zu verwenden. In der Pflegetagegeldver-
sicherung können die Versicherungsbedingun-
gen vorsehen, daß anstelle einer Prämienermäßi-
gung eine entsprechende Leistungserhöhung 
vorgenommen wird. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. Er hat unter der Bilanz zu bestätigen, daß die 
Alterungsrückstellung nach Nummer 1 be-
rechnet ist (versicherungsmathematische Be-
stätigung). Das gilt nicht für kleinere Vereine 
(§ 53 Abs. 1 Satz 1). § 11 a Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 4 
Nr. 1 gilt entsprechend. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

12. Nach § 12 werden die folgenden §§ 12a bis 12 d 
eingefügt: 

„§ 12a 

(1) In der nach Art der Lebensversicherung 
betriebenen Krankheitskosten- und freiwilligen 
Pflegekrankenversicherung (Pflegekosten- und 
Pflegetagegeldversicherung) hat das Versiche-
rungsunternehmen der Alterungsrückstellung 
zusätzliche Beträge in Höhe von 80 vom Hundert 
der auf die Alterungsrückstellung der betroffenen 
Versicherungen entfallenden durchschnittlichen, 
über die rechnungsmäßige Verzinsung hinausge-
henden Kapitalerträge (Überzins), jedoch nicht 
mehr als 2,5 vom Hundert der Summe der jewei-
ligen zum Ende des Vorjahres vorhandenen posi-
tiven Alterungsrückstellungen, jährlich direkt 
gutzuschreiben. 

(2) 50 vom Hundert des nach Absatz 1 ermittel-
ten Betrages sind allen Versicherten jährlich 
direkt zuzuschreiben und als künftige oder sofor-
tige Prämienermäßigung, insbesondere zur Ver-
meidung oder zur Begrenzung von Prämienerhö-
hungen im Alter, zu verwenden. In der freiwilli-
gen Pflegetagegeldversicherung können die Ver-
sicherungsbedingungen vorsehen, daß anstelle 
einer Prämienermäßigung eine entsprechende 
Leistungserhöhung vorgenommen wird. 
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(3) 50 vom Hundert der nach Absatz 1 ermittel-
ten Direktgutschrift sind den Versicherten, die am 
Bilanzstichtag das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, zuzuschreiben und zur Ermäßigung ihrer 
Prämien zu verwenden. Die Prämienermäßigung 
gemäß Satz 1 kann soweit beschränkt werden, 
daß die Prämie des Versicherten nicht unter die 
des ursprünglichen Eintrittsalters sinkt; der nicht 
verbrauchte Teil der Direktgutschrift ist dann 
gemäß Absatz 2 zu verwenden. 

(4) Der nach Absatz 1 ermittelte Betrag wird 
entsprechend der jeweiligen Alterungsrückstel-
lung der Versicherten gemäß den Absätzen 2 
und 3 verteilt. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten erstmalig für das 
nach dem 31. Dezember 1994 beginnende 
Geschäftsjahr. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die 
Bestimmungen mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, daß die Zuführung zur Alterungs-
rückstellung auf die in der Rückstellung für 
erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung zur Ver-
fügung stehenden Mittel begrenzt werden 
kann. 

§ 12 b 

(1) Bei der nach Art der Lebensversicherung 
betriebenen Krankenversicherung dürfen Prä-
mienänderungen aufgrund einer Änderungsklau-
sel erst in Kraft gesetzt werden, nachdem ein 
unabhängiger Treuhänder der Prämienänderung 
zugestimmt hat. Der Treuhänder hat zu prüfen, ob 
die Berechnung der Prämien mit den dafür beste-
henden Rechtsvorschriften in Einklang steht. 
Dazu sind ihm sämtliche für die Prüfung der 
Prämienänderungen erforderlichen technischen 
Berechnungsgrundlagen einschließlich der hier-
für benötigten Nachweise und Daten vorzulegen. 
In den technischen Berechnungsgrundlagen sind 
die Grundsätze für die Berechnung der Prämien 
und Alterungsrückstellung einschließlich der ver-
wendeten Rechnungsgrundlagen und mathema-
tischen Formeln vollständig darzustellen. Die 
Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Vorausset-
zungen des Satzes 2 erfüllt sind. 

(2) Das Versicherungsunternehmen hat für 
jeden nach Art der Lebensversicherung kalkulier-
ten Tarif zumindest jährlich die erforderlichen mit 
den kalkulierten Versicherungsleistungen zu ver-
gleichen. Ergibt die der Aufsichtsbehörde und 
dem Treuhänder vorzulegende Gegenüberstel-
lung für einen Tarif eine Abweichung von mehr 
als zehn vom Hundert, sofern nicht in den allge-
meinen Versicherungsbedingungen ein geringe-
rer Vomhundertsatz vorgesehen ist, hat das 
Unternehmen alle Prämien dieses Tarifs zu über-
prüfen und, wenn die Abweichung als nicht nur 
vorübergehend anzusehen ist, mit Zustimmung 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) 50 vom Hundert des nach Absatz 1 ermittel-
ten Betrages sind für die Versicherten, die am 
Bilanzstichtag das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, festzulegen und innerhalb von drei Jah-
ren zur Prämienermäßigung oder zur Vermei-
dung oder Begrenzung von Prämienerhöhungen 
zu verwenden. Die Prämienermäßigung gemäß 
Satz 1 kann soweit beschränkt werden, daß die 
Prämie des Versicherten nicht unter die des 
ursprünglichen Eintrittsalters sinkt; der nicht ver-
brauchte Teil der Gutschrift ist dann gemäß 
Absatz 2 zu verwenden. 

(4) Der Maßstab für die Verteilung des nach 
Absatz 1 ermittelten Betrages auf die in den 
Absätzen 2 und 3 genannten Berechtigten wird 
durch Rechtsverordnung nach § 12c festge-
legt. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten erstmalig für das 
nach dem 31. Dezember 1994 beginnende 
Geschäftsjahr. Bis zu diesem Zeitpunkt sind den 
Versicherten 1 vom Hundert der Summe der 
jeweiligen zum Ende des Vorjahres vorhandenen 
positiven Alterungsrückstellungen gutzuschrei-
ben und gemäß Absatz 2 zu verwenden, wobei es 
sich nicht um Direktgutschriften handeln muß. 

§ 12b 

unverändert 
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des Treuhänders anzupassen. Dabei darf auch ein 
betragsmäßig festgelegter Selbstbehalt angepaßt 
und ein vereinbarter Prämienzuschlag entspre-
chend geändert werden, soweit der Vertrag dies 
vorsieht. Ist nach Auffassung des Treuhänders 
eine Erhöhung oder eine Senkung der Prämien für 
einen Tarif ganz oder teilweise erforderlich und 
kann hierüber mit dem Unternehmen eine über-
einstimmende Beurteilung nicht erzielt werden, 
hat der Treuhänder die Aufsichtsbehörde unver-
züglich zu unterrichten. 

(3) Zum Treuhänder darf nur bestellt werden, 
wer zuverlässig, fachlich geeignet und von dem 
Versicherungsunternehmen unabhängig ist, ins-
besondere keinen Anstellungsvertrag oder sonsti-
gen Dienstvertrag mit dem Versicherungsunter-
nehmen oder einem mit diesem verbundenen 
Unternehmen abgeschlossen hat. Die fachliche 
Eignung setzt ausreichende Kenntnisse auf dem 
Gebiet der Prämienkalkulation in der Kranken-
versicherung voraus. 

(4) Der in Aussicht genommene Treuhänder 
muß vor Bestellung der Aufsichtsbehörde unter 
Angabe der Tatsachen, die für die Beurteilung der 
Anforderungen gemäß Absatz 3 wesentlich sind, 
benannt werden. Wenn Tatsachen vorliegen, aus 
denen sich ergibt, daß der in Aussicht genom-
mene Treuhänder nicht zuverlässig oder fachlich 
nicht geeignet ist, kann sie verlangen, daß eine 
andere Person benannt wird. Werden nach der 
Bestellung Umstände bekannt, die nach Absatz 3 
einer Bestellung entgegenstehen würden, oder 
erfüllt der Treuhänder die ihm nach diesem 
Gesetz obliegenden Aufgaben nicht ordnungsge-
mäß, insbesondere bei Zustimmung zu einer den 
Rechtsvorschriften nicht entsprechenden Prä

-

mienänderung, kann die Aufsichtsbehörde ver-
langen, daß ein anderer Treuhänder bestellt wird. 
Erfüllt in den Fällen der Sätze 2 und 3 auch der in 
Aussicht genommene oder der neue Treuhänder 
die Voraussetzungen nicht oder unterbleibt eine 
Bestellung, kann sie den Treuhänder selbst 
bestellen. 

§ 12c 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. für die nach Art der Lebensversicherung 
betriebene Krankenversicherung die versiche-
rungsmathematischen Methoden zur Berech-
nung der Prämien einschließlich der Prämien-
änderungen und der mathematischen Rück-
stellungen, namentlich der Alterungsrückstel-
lung, insbesondere zur Berücksichtigung der 
maßgeblichen Annahmen zur Invaliditäts- und 
Krankheitsgefahr, zur Sterblichkeit, zur Alters-
und Geschlechtsabhängigkeit des Risikos und 
zur Stornowahrscheinlichkeit, sowie die Höhe 
der Sicherheits - und sonstigen Zuschläge und 
des Zinssatzes festzulegen,  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 12c 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung für die nach 
Art der Lebensversicherung betriebene Kranken-
versicherung 

1. die versicherungsmathematischen Methoden 
zur Berechnung der Prämien einschließlich der 
Prämienänderungen und der mathematischen 
Rückstellungen, namentlich der Alterungs-
rückstellung, insbesondere zur Berücksichti-
gung der maßgeblichen Annahmen zur Invali-
ditäts- und Krankheitsgefahr, zur Sterblich-
keit, zur Alters- und Geschlechtsabhängigkeit 
des Risikos und zur Stornowahrscheinlichkeit, 
sowie die Höhe des Sicherheitszuschlags und 
des Zinssatzes und die Grundsätze für die 
Bemessung der sonstigen Zuschläge festzule-
gen, 
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2. nähere Bestimmungen zur Anrechnung der 
erworbenen Rechte und der Alterungsrück-
stellung bei einem Tarifwechsel gemäß § 12 
Abs. 1 Nr. 4 zu erlassen, 

3. festzulegen, wie der Überzins nach § 12a 
Abs. 1 ermittelt wird und welche Alterungs-
rückstellung als Verteilungsmaßstab nach 
§ 12a Abs. 4 zugrunde zu legen ist, 

4. festzulegen, wann und in welchem Umfange 
die vorhandenen Zuschreibungen nach § 12a 
Abs. 2 erstmals zu verwenden und in welchem 
Zeitraum der nicht verbrauchte Teil sowie 
weitere Zuschreibungen zu verwenden sind, 

5. festzulegen, wie die Zuschreibungen nach 
§ 12a Abs. 3 zu verwenden sind und wie die 
Prämie des ursprünglichen Eintrittsalters er-
mittelt wird, 

6. das Verfahren zur Gegenüberstellung der 
erforderlichen mit den kalkulierten Versiche-
rungsleistungen nach § 12 b Abs. 2 Satz 1 und 2 
sowie die Frist für die Vorlage der Gegenüber-
stellung an die Aufsichtsbehörde und den 
Treuhänder festzulegen, 

7. nähere Bestimmungen über die in der Anlage 
Teil D Abschnitt I Nr. 3 zu erteilende Verbrau-
cherinformation zu erlassen. 

Die Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung 
auf das Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen übertragen werden. Dieses erläßt die 
Vorschriften im Benehmen mit den Aufsichtsbe-
hörden der Länder. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 sind im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium der Justiz zu erlassen. Dies gilt auch für 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Satz 2, wenn 
mit ihnen die Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
übertragen wird. 

§ 12d 

(1) Soweit bei der nach Art der Lebensversiche-
rung betriebenen Krankenversicherung die Prä-
mien für die vor dem 1. Juli 1994 abgeschlossenen 
Versicherungsverträge aufgrund einer Ände-
rungsklausel mit Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde geändert werden dürfen, tritt an die Stel-
le der Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
die Zustimmung des Treuhänders (§ 12b Abs. 1 
und 2). 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. nähere Bestimmungen zur Gleichartigkeit des 
Versicherungsschutzes sowie zur Anrechnung 
der erworbenen Rechte und der Alterungs-
rückstellung bei einem Tarifwechsel gemäß 
§ 12 Abs. 1 Nr. 4 zu erlassen, 

3. festzulegen, wie der Überzins nach § 12a 
Abs. 1 zu ermitteln, wie die Beträge auf die 
berechtigten Versicherten gemäß § 12 a Abs. 2 
und 3 zu verteilen sind und wie die Prämie des 
ursprünglichen Eintrittsalters ermittelt wird, 

4. entfällt 

5. entfällt 

6. unverändert 

7. entfällt 

Die Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung 
auf das Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen übertragen werden. Dieses erläßt die 
Vorschriften im Benehmen mit den Aufsichtsbe-
hörden der Länder. 

(2) unverändert 

§ 12d 

unverändert 
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(2) Soweit ein Versicherungsunternehmen für 
die nach Art der Lebensversicherung bet riebene 
Krankenversicherung keinen Treuhänder be-
nennt, der die Voraussetzungen nach § 12 b Abs. 3 
erfüllt, kann die Aufsichtsbehörde die Aufgabe 
des Treuhänders auf Kosten des Versicherungs-
unternehmens wahrnehmen. Satz 1 ist nicht mehr 
anzuwenden, sobald eine ausreichende Zahl von 
Treuhändern, die die Voraussetzungen des § 12 
Abs. 3 erfüllen, im Inland ihre Dienste anbietet. 
Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, den Zeit-
punkt festzulegen, zu dem die Voraussetzungen 
des Satzes 2 vorliegen." 

13. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für Satzungsänderungen, die 
eine Kapitalerhöhung zum Gegenstand ha-
ben. 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Versiche-
rungssparten" die Worte „oder ein anderes 
Gebiet im Geltungsbereich dieses Gesetzes" 
gestrichen. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes" durch die Worte „in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft und den anderen Vertragsstaaten des 
EWR-Abkommens" und die Worte „außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes" jeweils 
durch die Worte „außerhalb der Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaft und der 
anderen Vertragsstaaten des EWR-Abkom-
mens" ersetzt. 

14. Nach § 13 werden die folgenden §§  13a bis 13 d 
eingefügt: 

„§ 13a 

(1) Das Versicherungsunternehmen darf nach 
Maßgabe der §§ 13b und 13c das Direktversiche-
rungsgeschäft in den anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft und den anderen 
Vertragsstaaten des EWR-Abkommens über Nie-
derlassungen oder im Dienstleistungsverkehr 
betreiben. Als Niederlassung ist es auch anzuse-
hen, wenn das Versicherungsgeschäft durch eine 
zwar selbständige, aber ständig damit betraute 
Person betrieben wird, die von einer Betriebs-
stätte in dem anderen Mitgliedstaat oder Ver-
tragsstaat aus tätig wird. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht für Pensions- und Sterbekassen; für sie gilt 
§ 13 Abs. 3 mit der Maßgabe, daß er bei jeder 
Tätigkeit im Ausland anzuwenden ist. 

(2) Dienstleistungsverkehr im Sinne dieses 
Gesetzes liegt vor, wenn das Versicherungsunter-
nehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat oder 
Vertragsstaat von seinem Sitz oder seiner Nieder- 
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13. unverändert 

14. Nach § 13 werden die folgenden §§ 13a bis 13 d 
eingefügt: 

„§ 13a 

unverändert 
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§ 13b 

(1) unverändert 
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lassung in einem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat 
aus im Wege der Direktversicherung Risiken 
deckt, die in einem anderen Mitgliedstaat oder 
Vertragsstaat belegen sind, ohne daß das Unter-
nehmen dort von einer Niederlassung Gebrauch 
macht. Mitgliedstaat oder Vertragsstaat, in dem 
das Risiko belegen ist, ist 

1. bei der Versicherung von Risiken mit Bezug 
auf unbewegliche Sachen, insbesondere Bau-
werke und Anlagen, und den darin befind-
lichen, durch den gleichen Vertrag gedeckten 
Sachen der Mitgliedstaat oder Vertragsstaat, in 
dem diese Gegenstände belegen sind, 

2. bei der Versicherung von Risiken mit Bezug 
auf Fahrzeuge aller Art, die in einem Mitglied-
staat oder Vertragsstaat in ein amtliches oder 
amtlich anerkanntes Register einzutragen sind 
und ein Unterscheidungskennzeichen erhal-
ten, dieser Mitgliedstaat oder Vertragsstaat, 

3. bei der Versicherung von Reise- und Ferien-
risiken in Versicherungsverträgen über eine 
Laufzeit von höchstens vier Monaten der Mit-
gliedstaat oder Vertragsstaat, in dem der Ver-
sicherungsnehmer die zum Abschluß des Ver-
trages erforderlichen Rechtshandlungen vor-
genommen hat, 

4. in allen anderen Fällen, 

a) wenn der Versicherungsnehmer eine natür-
liche Person ist, der Mitgliedstaat oder Ver-
tragsstaat, in dem er seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, 

b) wenn der Versicherungsnehmer keine na-
türliche Person ist, der Mitgliedstaat oder 
Vertragsstaat, in dem sich das Unterneh-
men, die Betriebsstätte oder die entspre-
chende Einrichtung befindet, auf die sich 
der Vertrag bezieht. 

§ 13b 

(1) Das Versicherungsunternehmen hat der 
Aufsichtsbehörde die beabsichtigte Errichtung 
einer Niederlassung unter Angabe des be treffen-
den Mitgliedstaats oder Vertragsstaats anzuzei-
gen. Die Anzeige muß enthalten: 

1. die Angaben und Schätzungen gemäß § 5 
Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 Satz 3 und 4, Abs. 5 Nr. 3 
und 4; sofern die Krankenversicherung im 
Sinne von Artikel 54 Abs. 2 der Richtlinie 
92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften für die Direktversicherung (mit 
Ausnahme der Lebensversicherung) sowie zur 
Änderung der Richtlinien 73/239/EWG und 
88/357/EWG (Dritte Richtlinie Schadenversi-
cherung) (Abl. EG Nr. L 228 S. 1) betrieben 
werden soll, zusätzlich die dem § 5 Abs. 5 
Nr. 1 a entsprechenden Angaben, 
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2. Angaben über die Organisationsstruktur, 

3. den Namen des vorgesehenen Hauptbevoll-
mächtigten, der mit ausreichender Vollmacht 
versehen ist, um das Unternehmen Dritten 
gegenüber zu verpflichten und es bei Verwal-
tungsbehörden und vor den Gerichten des 
anderen Mitgliedstaats oder Vertragsstaats zu 
vertreten, 

4. die voraussichtliche Anschrift, welche zugleich 
die Geschäftsanschrift des Hauptbevollmäch-
tigten sein muß, 

5. bei Deckung der in Anlage Teil A Nr. 10 
Buchstabe a genannten Risiken über die Nie-
derlassung eine Erklärung, wonach das Unter-
nehmen in dem anderen Mitgliedstaat oder 
Vertragsstaat Mitglied des nationalen Garan-
tiefonds zur Entschädigung der Opfer von 
Unfällen, die von nicht versicherten oder nicht 
ermittelten Fahrzeugen verursacht werden, 
und des nationalen Versicherungsbüros ge-
worden ist. 

(2) Die Aufsichtsbehörde prüft hinsichtlich des 
Vorhabens innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach Eingang der in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten 
Unterlagen neben der rechtlichen Zulässigkeit 
die Angemessenheit der Verwaltungsstrukturen 
und die Finanzlage des Unternehmens sowie die 
Erfüllung der in § 7 a Abs. 1 genannten Voraus-
setzungen durch den Hauptbevollmächtigten und 
die für die Niederlassung zuständigen Geschäfts-
leiter. Bei Unbedenklichkeit übersendet sie vor 
Ablauf der Frist der Aufsichtsbehörde des ande-
ren Mitgliedstaats oder Vertragsstaats 

1. diese Unterlagen und 

2. eine Bescheinigung darüber, daß das Unter-
nehmen über Eigenmittel in Höhe der Solvabi-
litätsspanne oder des für die betriebenen Ver-
sicherungssparten erforderlichen Mindestbe-
trages des Garantiefonds verfügt, falls dieser 
höher ist und benachrichtigt hierüber das 
Unternehmen. Anderenfalls teilt sie dem 
Unternehmen vor Ablauf der Frist mit, daß 
und aus welchen Gründen die Zustimmung 
zur Errichtung der Niederlassung versagt 
wird. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 Satz 2 kann die 
Niederlassung errichtet werden und ihre Tätig-
keit aufnehmen, wenn seit Zugang der Benach-
richtigung beim Unternehmen zwei Monate ver-
gangen sind, es sei denn, daß die Aufsichtsbe-
hörde des anderen Mitgliedstaats oder Vertrags-
staats dem Unternehmen einen früheren Zeit-
punkt mitteilt. 
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(4) Änderungen der nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 
bis 4 gemachten Angaben hat das Versicherungs-
unternehmen der Aufsichtsbehörde spätestens 
einen Monat vor deren beabsichtigter Durchfüh-
rung einzureichen. Im übrigen gilt Absatz 2 ent-
sprechend. 

§ 13c 

(1) Das Versicherungsunternehmen hat der 
Aufsichtsbehörde die beabsichtigte Aufnahme 
des Dienstleistungsverkehrs unter Angabe des 
betreffenden Mitgliedstaats oder Vertragsstaats 
anzuzeigen. Zugleich ist anzugeben, welche Ver-
sicherungssparten dort bet rieben und welche 
Risiken einer Versicherungssparte gedeckt wer-
den sollen; sofern die Krankenversicherung im 
Sinne von Artikel 54 Abs. 2 der Dritten Richtlinie 
Schadenversicherung betrieben werden soll, sind 
zusätzlich die dem § 5 Abs. 5 Nr. 1 a entsprechen-
den Angaben zu machen. Bei Deckung der in 
Anlage Teil A Nr. 10 Buchstabe a genannten 
Risiken hat, soweit solche Nachweise nach dem 
Recht des anderen Mitgliedstaats oder Vertrags-
staats gefordert werden, die Anzeige außerdem 
zu enthalten: 

1. eine Erklärung nach § 13 b Abs. 1 Satz 2 
Nr. 5, 

2. den Namen und die Geschäftsanschrift eines in 
dem anderen Mitgliedstaat oder Vertragsstaat 
ansässigen oder niedergelassenen Vertreters 
(Vertreter für die Schadensregulierung), für 
den § 7 a Abs. 1 Satz 1 entsprechend gilt, der 

a) alle erforderlichen Informationen über 
Schadenfälle sammelt und die dafür not-
wendige Geschäftsausstattung besitzt, 

b) über ausreichende Befugnisse verfügt, um 
das Unternehmen gegenüber Personen, die 
Schadenersatzansprüche geltend machen, 
gerichtlich oder außergerichtlich, insbeson-
dere vor Verwaltungsbehörden, zu vertre-
ten sowie diesbezügliche Vollmacht zu 
erteilen, 

c) bis zur endgültigen Befriedigung der Scha-
denersatzansprüche über ausreichende Be-
fugnisse verfügt, uni die diesen Ansprüchen 
entsprechenden Beträge auszuzahlen, und 

d) die Befugnis besitzt, das Unternehmen 
gegenüber den Behörden des anderen Mit-
gliedstaats oder Vertragsstaats hinsichtlich 
des Bestehens und der Gültigkeit der Ver-
sicherungsverträge zu vertreten. 

(2) Die Aufsichtsbehörde prüft innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach Eingang der in 
Absatz 1 Satz 2 und 3 bezeichneten Unterlagen 
die rechtliche Zulässigkeit des Vorhabens. Bei 
Unbedenklichkeit übersendet sie vor Ablauf der 
Frist der Aufsichtsbehörde des anderen Mitglied-
staats oder Vertragsstaats 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) Änderungen der nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 
bis 4 gemachten Angaben hat das Versicherungs-
unternehmen der Aufsichtsbehörde spätestens 
einen Monat vor deren beabsichtigter Durchfüh-
rung anzuzeigen. 

§ 13c 

unverändert 
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1. diese Unterlagen, 

2. eine Bescheinigung darüber, welche Versiche-
rungssparten das Unternehmen betreiben und 
welche Risiken einer Versicherungssparte es 
decken darf, 

3. eine Bescheinigung gemäß § 13 b Abs. 2 Satz 2 
Nr. 2 und benachrichtigt hierüber das Unter-
nehmen. Anderenfalls teilt sie dem Unterneh-
men vor Ablauf der Frist mit, daß und aus 
welchen Gründen die Zustimmung zur Auf-
nahme des Direktversicherungsgeschäfts im 
Dienstleistungsverkehr versagt wird. Es gilt als 
Versagung, wenn sich die Aufsichtsbehörde 
bis zum Ablauf der Frist nicht geäußert hat. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 Satz 2 kann das 
Unternehmen seine Tätigkeit ab Zugang der 
genannten Benachrichtigung aufnehmen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch, wenn das 
Unternehmen weitere Versicherungssparten be-
treiben oder Risiken decken oder einen anderen 
Vertreter für die Schadenregulierung ernennen 
will. 

§ 13d 

Die Versicherungsunternehmen haben der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen 

1. die Bestellung eines Geschäftsleiters unter 
Angabe der Tatsachen, die für die Beurteilung 
der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung 
(§ 7a Abs. 1) wesentlich sind, 

2. das Ausscheiden eines Geschäftsleiters, 

3. Satzungsänderungen, die eine Kapitalerhö-
hung zum Gegenstand haben, 

4. den Erwerb oder die Aufgabe einer bedeuten-
den Beteiligung an Versicherungsunterneh-
men, das Erreichen, das Über- oder das Unter-
schreiten der Beteiligungsschwellen von 
20 vom Hundert, 33 vom Hundert und 50 vom 
Hundert der Stimmrechte oder des Nennkapi-
tals sowie die Tatsache, daß das Versiche-
rungsunternehmen Tochterunternehmen (§ 7 
Abs. 2 Satz 6) eines anderen Unternehmens 
wird oder nicht mehr ist, sobald das Versiche-
rungsunternehmen von der Änderung dieser 
Beteiligungsverhältnisse Kenntnis erlangt, 

5. jährlich den Namen und die Anschrift des 
Inhabers einer bedeutenden Beteiligung am 
Versicherungsunternehmen und die Höhe die-
ser Beteiligung, wenn das Unternehmen hier-
von Kenntnis erlangt, 

6. nach Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb der 
Lebensversicherung die Grundsätze für die 
Berechnung der Prämien und Deckungsrück-
stellungen einschließlich der verwendeten 
Rechnungsgrundlagen und mathematischen

-

Formeln unter deren Beifügung; dies gilt ent-
sprechend bei der Verwendung neuer oder 
geänderter Grundsätze, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 13d 

Die Versicherungsunternehmen haben der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. den Erwerb oder die Aufgabe einer bedeuten-
den Beteiligung an Versicherungsunterneh-
men, das Erreichen, das Über- oder das Unter-
schreiten der Beteiligungsschwellen von 
20 vom Hundert, 33 vom Hundert und 50 vom 
Hundert der Stimmrechte oder des Nennkapi-
tals sowie die Tatsache, daß das Versiche-
rungsunternehmen Tochterunternehmen (§ 7 a 
Abs. 2 Satz 6) eines anderen Unternehmens 
wird oder nicht mehr ist, sobald das Versiche-
rungsunternehmen von der Änderung dieser 
Beteiligungsverhältnisse Kenntnis erlangt, 

5. unverändert 

6. unverändert 
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7. für die Krankenversicherung im Sinne des § 12 
Abs. 1 sowie die Pflichtversicherungen die 
beabsichtigte Verwendung neuer oder geän-
derter allgemeiner Versicherungsbedingun-
gen unter deren Beifügung, 

8. in der Krankenversicherung im Sinne des § 12 
Abs. 1 die beabsichtigte Verwendung neuer 
oder geänderter Grundsätze im Sinne des § 5 
Abs. 5 Nr. 1 a unter deren Beifügung." 

15. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 4 aufgehoben. 

b) Folgender Absatz 1 a wird eingefügt: 

„(1 a) Überträgt ein inländisches Versiche-
rungsunternehmen ganz oder teilweise einen 
Bestand an Versicherungsverträgen, die es 
nach § 13 a durch eine Niederlassung oder im 
Dienstleistungsverkehr abgeschlossen hat, auf 
ein Unternehmen mit Sitz in der Europäischen 
Gemeinschaft oder einem anderen Vertrags-
staat des EWR-Abkommens, ist abweichend 
von Absatz 1 Satz 1 lediglich die Genehmigung 
der für das übertragende Unternehmen zu-
ständigen Aufsichtsbehörde erforderlich. Sie 
wird, soweit kein Versagungsgrund nach 
Absatz 1 Satz 3 vorliegt, nur erteilt, wenn 

1. durch eine Bescheinigung der Aufsichtsbe-
hörde des Sitzes der Nachweis geführt wird, 
daß das übernehmende Unternehmen nach 
der Übertragung Eigenmittel in Höhe der 
Solvabilitätsspanne besitzt, 

2. die Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten 
oder Vertragsstaaten, in denen die Risiken 
des Versicherungsbestandes belegen sind, 
zustimmen und 

3. bei Übertragung des Versicherungsbestan-
des einer Niederlassung die Aufsichtsbe-
hörde dieses Mitgliedstaats oder Vertrags-
staats angehört worden ist. 

Die Sätze 1 und 2 Nr. 1 gelten auch für die 
Übertragung eines im Inland erworbenen Ver-
sicherungsbestandes. In den Fällen der Sätze 1 
und 3 gilt Absatz 1 Satz 4 entsprechend." 

16. In § 22 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Postscheck-
konto" durch das Wort „Postgirokonto" ersetzt. 

17. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „§ 39 Abs. 1 bis 3" wird durch 
die Angabe „ § 39 Abs. 1 und 2" ersetzt. 

bb) Nach dem Wort „gilt" werden die Worte 
„vorbehaltlich des Absatzes 2" einge-
fügt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 
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b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Satzung kann den Vorstand ermäch-
tigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats allge-
meine Versicherungsbedingungen einzufüh-
ren oder zu ändern. Sind Vorstand und Auf-
sichtsrat nicht durch Satzung zur Änderung 
von allgemeinen Versicherungsbedingungen 
ermächtigt, so kann die oberste Vertretung den 
Aufsichtsrat ermächtigen, bei dringendem 
Bedürfnis die allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen vorläufig zu ändern; die Änderun-
gen sind der obersten Vertretung bei ihrem 
nächsten Zusammentritt vorzulegen und außer 
Kraft zu setzen, wenn diese es verlangt." 

18. § 53c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „ , die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf," 
gestrichen. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Soweit in dieser Rechtsverordnung Be-
träge in ECU festgesetzt werden, gilt als 
Gegenwert in Deutscher Mark ab 31. De-
zember jedes Jahres der Gegenwert des 
letzten Tages des vorangegangenen Mo-
nats Oktober, für den der Gegenwert der 
ECU in den Währungen aller Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaft vor-
liegt." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein-
gefügt: 

„ (2 a) Für die die Lebensversicherung als 
Pensions- und Sterbekassen betreibenden Un-
ternehmen gilt Absatz 2 zur Sicherstellung 
einer ausreichenden Solvabilität entspre-
chend. Unternehmen, die bis zum 30. Juni 1994 
zugelassen worden sind und den Anforderun-
gen der nach Absatz 2 Satz 1 erlassenen 
Verordnung nicht genügen, müssen die Solva-
bilitätsanforderungen der Verordnung späte-
stens mit Ablauf des auf den 31. Dezember 
1998 folgenden Geschäftsjahres erfüllen." 

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt 
gefaßt: 

„a) bei Aktiengesellschaften das Grund-
kapital abzüglich des Betrages der 
eigenen Aktien und abzüglich der 
Hälfte des nicht eingezahlten Teils;". 

bb) In Nummer 3 a wird die Angabe „des 
Absatzes 3 a" durch die Angabe „der 
Absätze 3 a und 3 c" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

18. § 53c wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 
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cc) Nach Nummer 3 a wird folgende Num-
mer 3 b eingefügt: 

„3 b. Kapital, das aufgrund der Eingehung 
nachrangiger Verbindlichkeiten ein-
gezahlt ist, nach Maßgabe der 
Absätze 3 b und 3 c;". 

dd) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. auf Antrag und mit Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde stille Reserven, die 
sich aus der Bewertung der Aktiva 
ergeben, soweit diese Reserven nicht 
Ausnahmecharakter tragen; ". 

ee) In Nummer 6 Buchstabe b wird das Wort 
„Deckungsrücklage" durch das Wort 
„Deckungsrückstellung" ersetzt. 

d) Absatz 3a wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Nummern 1 bis 3 werden wie 
folgt gefaßt: 

„ 1. wenn es bis zur vollen Höhe am 
Verlust teilnimmt und das Versi-
cherungsunternehmen ver-
pflichtet ist, im Falle eines Verlu-
stes die Zinszahlungen aufzu-
schieben, 

2. wenn vereinbart ist, daß es im 
Falle des Konkurses oder der 
Liquidation des Versicherungs-
unternehmens erst nach Befrie-
digung aller nicht nachrangigen 
Gläubiger zurückgezahlt wird, 

3. wenn es dem Versicherungsun-
ternehmen mindestens für die 
Dauer von fünf Jahren zur Verfü-
gung gestellt worden ist und 
nicht auf Verlangen des Gläubi-
gers vorzeitig zurückgezahlt 
werden muß; die Frist von fünf 
Jahren braucht nicht eingehalten 
zu werden, wenn in Wertpapie-
ren verbriefte Genußrechte we-
gen Änderung der Besteuerung, 
die zu Zusatzzahlungen an den 
Erwerber der Genußrechte führt, 
vorzeitig gekündigt werden und 
das Kapital vor Rückerstattung 
durch die Einzahlung anderer, 
zumindest gleichwertiger Eigen-
mittel ersetzt worden ist,". 

bbb) In Nummer 4 wird das Komma durch 
das Wort „und" ersetzt. 

ccc) In Nummer 5 wird das Wort „und" 
durch einen Punkt ersetzt. 

ddd) Nummer 6 wird aufgehoben. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

d) unverändert 
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bb) In Satz 3 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„sofern nicht das Kapital durch die Einzah-
lung anderer, zumindest gleichwertiger 
Eigenmittel ersetzt worden  ist."  

e) Nach Absatz 3a werden folgende Absätze 3 b 
und 3c eingefügt: 

„(3 b) Kapital, das aufgrund der Eingehung 
nachrangiger Verbindlichkeiten eingezahlt ist 
(Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 b), ist den Eigenmitteln 
nach Absatz 1 nur zuzurechnen, 

1. wenn es im Fall des Konkurses oder der 
Liquidation des Versicherungsunterneh-
mens nach Befriedigung aller nicht nach-
rangigen Gläubiger zurückerstattet wird, 

2. wenn es dem Versicherungsunternehmen 
mindestens für die Dauer von fünf Jahren 
zur Verfügung gestellt wird und nicht auf 
Verlangen des Gläubigers vorzeitig zurück-
gezahlt werden muß; die Frist von fünf 
Jahren braucht nicht eingehalten zu wer-
den, wenn in Wertpapieren verbriefte 
Genußrechte wegen Änderung der Be-
steuerung, die zu Zusatzzahlungen an den 
Erwerber der  Genußrechte führt, vorzeitig 
gekündigt werden und das Kapital vor 
Rückerstattung durch die Einzahlung ande-
rer, zumindest gleichwertiger Eigenmittel 
ersetzt worden ist, 

3. wenn die Aufrechnung des Rückerstat-
tungsanspruchs gegen Forderungen des 
Versicherungsunternehmens ausgeschlos-
sen ist und für die Verbindlichkeiten keine 
vertraglichen Sicherheiten durch das Versi-
cherungsunternehmen oder durch Dritte 
gestellt werden und 

4. solange der Rückerstattungsanspruch nicht 
in weniger als zwei Jahren fällig wird oder 
auf Grund des Vertrages fällig werden 
kann. 

Nachträglich können der Nachrang nicht 
beschränkt sowie die Laufzeit und die Kündi-
gungsfrist nicht verkürzt werden. Eine vorzei-
tige Rückerstattung ist dem Versicherungsun-
ternehmen ohne Rücksicht auf entgegenste-
hende Vereinbarungen zurückzugewähren, 
sofern das Versicherungsunternehmen nicht 
aufgelöst wurde oder sofern nicht das Kapital 
durch die Einzahlung anderer, zumindest 
gleichwertiger Eigenmittel ersetzt worden ist. 
Das Versicherungsunternehmen hat bei Ab-
schluß des Vertrages auf die in den Sätzen 2 
und 3 genannten Rechtsfolgen ausdrücklich 
und schriftlich hinzuweisen; werden Wert-
papiere über die nachrangigen Verbindlich- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

e) Nach Absatz 3a werden folgende Absätze 3 b 
und 3c eingefügt: 

„ (3 b) Kapital, das aufgrund der Eingehung 
nachrangiger Verbindlichkeiten eingezahlt ist 
(Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 b), ist den Eigenmitteln 
nach Absatz 1 nur zuzurechnen, 

1. unverändert 

2. wenn es dem Versicherungsunternehmen 
mindestens für die Dauer von fünf Jahren 
zur Verfügung gestellt wird und nicht auf 
Verlangen des Gläubigers vorzeitig zurück-
gezahlt werden muß; die Frist von fünf 
Jahren braucht nicht eingehalten zu wer-
den, wenn Schuldverschreibungen wegen 
Änderung der Besteuerung, die zu Zusatz-
zahlungen an den Erwerber der Schuldver-
schreibungen führt, vorzeitig gekündigt 
werden und das Kapital vor Rückerstattung 
durch die Einzahlung anderer, zumindest 
gleichwertiger Eigenmittel ersetzt worden 
ist, 

3. unverändert 

4. unverändert 

Nachträglich können der Nachrang nicht 
beschränkt sowie die Laufzeit und die Kündi-
gungsfrist nicht verkürzt werden. Eine vorzei-
tige Rückerstattung ist dem Versicherungsun-
ternehmen ohne Rücksicht auf entgegenste-
hende Vereinbarungen zurückzugewähren, 
sofern das Versicherungsunternehmen nicht 
aufgelöst wurde oder sofern nicht das Kapital 
durch die Einzahlung anderer, zumindest 
gleichwertiger Eigenmittel ersetzt worden ist. 
Das Versicherungsunternehmen hat bei Ab-
schluß des Vertrages auf die in den Sätzen 2 
und 3 genannten Rechtsfolgen ausdrücklich 
und schriftlich hinzuweisen; werden Wert-
papiere über die nachrangigen Verbindlich- 
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keiten begeben, so ist nur in den Zeichnungs-
und Ausgabebedingungen auf die genannten 
Rechtsfolgen hinzuweisen. Ein Versiche-
rungsunternehmen darf in Wertpapieren ver-
briefte eigene nachrangige Verbindlichkeiten 
nicht erwerben. Die Rückzahlungsverpflich-
tung gilt nicht als Belastung im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1. 

(3 c) Der Gesamtbetrag des Genußrechtska-
pitals nach Absatz 3 a und der nachrangigen 
Verbindlichkeiten nach Absatz 3 b ist den 
Eigenmitteln nach Absatz 1 nur zuzurechnen, 
soweit er 25 vom Hundert der eingezahlten 
Eigenmittel nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
nicht übersteigt; die Aufsichtsbehörde kann 
einen höheren Vomhundertsatz, der jedoch 
50 vom Hundert der Solvabilitätsspanne nicht 
übersteigen darf, zulassen, wenn die Leistung 
des Genußrechtskapitals oder die Eingehung 
der nachrangigen Verbindlichkeiten zur Er-
füllung eines Solvabilitätsplanes oder eines 
Finanzierungsplanes (§ 81 b) erfolgt." 

19. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Das Vermögen 
eines Versicherungsunternehmens ist" ersetzt 
durch die Worte „Die Bestände des Deckungs-
stocks (§ 66) und das übrige gebundene Ver-
mögen eines Versicherungsunternehmens 
(gebundenes Vermögen) sind". 

b) In Absatz 2 wird der Punkt am Ende des 
Buchstabens c durch ein Semikolon ersetzt und 
folgender Buchstabe d angefügt: 

„d) Anlagen in Anteilen an Sondervermögen, 
die von einer Kapitalanlagegesellschaft 
verwaltet werden, und in Anteilen, die von 
einer Investmentgesellschaft ausgegeben 
werden, sofern sie nicht durch die Richt-
linie 85/611/EWG des Rates vom 20. De-
zember 1985 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften be-
treffend bestimmte Organismen für ge-
meinsame Anlagen in Wertpapieren (ABl. 
EG Nr. L 375 S. 3) koordiniert worden 
sind. " 

20. § 54a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das gebundene Vermögen (§ 54 Abs. 1) darf 
nur nach Maßgabe der folgenden Absätze 
angelegt werden; dabei sind Vertragsstaaten 
des EWR-Abkommens wie Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft zu behandeln." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 1 bis 5 werden wie folgt 
gefaßt: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

keiten begeben, so ist nur in den Zeichnungs- 
und Ausgabebedingungen auf die genannten 
Rechtsfolgen hinzuweisen. Ein Versiche-
rungsunternehmen darf in Wertpapieren ver-
briefte eigene nachrangige Verbindlichkeiten 
nicht erwerben. Die Rückzahlungsverpflich-
tung gilt nicht als Belastung im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1. 

(3c) unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 
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„ 1. in Forderungen, für die ein Grund-
pfandrecht an einem in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft belegenen Grundstück oder 
grundstücksgleichen Recht besteht, 
wenn das Grundpfandrecht die Erfor-
dernisse der §§ 11 und 12 des Hypo-
thekenbankgesetzes, Erbbaurechte 
darüber hinaus die des § 21 der Ver-
ordnung über das Erbbaurecht, oder 
die entsprechenden Vorschriften des 
anderen Mitgliedstaats erfüllen; 

2. in Forderungen, für die eine Schiffs-
hypothek an einem in einem Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaft 
registrierten Schiff oder Schiffsbau-
werk besteht, wenn die Hypothek die 
Erfordernisse der §§ 10 bis 12 des 
Schiffsbankgesetzes oder die entspre-
chenden Erfordernisse des anderen 
Mitgliedstaats erfüllt; 

3. in 

a) in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Gemeinschaft ausgestellten 
Inhaberschuldverschreibungen, 
die in einem Mitgliedstaat an einer 
Börse zum amtlichen Handel zuge-
lassen oder in einen anderen orga-
nisierten Markt einbezogen sind, 
der anerkannt und für das Publi-
kum offen und dessen Funktions-
weise ordnungsgemäß ist (organi-
sierter Markt), 

b) Pfandbriefen, Kommunalobligatio-
nen und anderen in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Ge-
meinschaft ausgestellten Inhaber- 
und Namensschuldverschreibun-
gen, die die Voraussetzungen nach 
§ 8a Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellschaften erfül-
len (kraft Gesetzes bestehende 
besondere Deckungsmasse), 

c) in einem Staat außerhalb der Euro-
päischen Gemeinschaft ausgestell-
ten Schuldverschreibungen, die in 
einem Mitgliedstaat an einer Börse 
zum amtlichen Handel zugelassen 
oder in einen organisierten Markt 
einbezogen oder an einer Börse in 
einem Staat außerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft zum amtlichen 
Handel zugelassen sind; der Anteil 
dieser Schuldverschreibungen darf 
5 vom Hundert des gebundenen 
Vermögens nicht übersteigen; 

4. in Forderungen, die in das Schuldbuch 
der Bundesrepublik Deutschland, ei-
nes ihrer Länder oder in ein entspre- 
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chendes Verzeichnis eines anderen 
Mitgliedstaats der Europäischen Ge-
meinschaft eingetragen sind, sowie in 
Liquiditätspapieren (§ 42 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Deutsche Bundes-
bank); 

5. in voll eingezahlten, an einer Börse in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft zum amtlichen Handel 
zugelassenen oder in einen organisier-
ten Markt einbezogenen Aktien und 
Genußrechten, das übrige gebundene 
Vermögen darüber hinaus auch in voll 
eingezahlten, an einer Börse in einem 
Staat außerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft zum amtlichen Handel 
zugelassenen Aktien und Genußrech-
ten. Aktien und Genußrechte dersel-
ben Gesellschaft dürfen nur insoweit 
erworben werden, als ihr Nennbetrag 
zusammen mit dem Nennbetrag der 
bereits im gebundenen Vermögen 
befindlichen Aktien und Genußrechte 
derselben Gesellschaft 10 vom Hun-
dert des Grundkapitals dieser Gesell-
schaft nicht übersteigt. Der Anteil von 
Aktien und Genußrechten der Gesell-
schaften mit Sitz in einem Staat außer-
halb der Europäischen Gemeinschaft 
darf jeweils 20 vom Hundert des nach 
Absatz 4 Satz 1 für das Deckungsstock

-

vermögen und das übrige gebundene 
Vermögen zulässigen Bestandes nicht 
übersteigen. " 

bb) Nummer 5 a wird wie folgt geändert: 

aaa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„in voll eingezahlten, nicht unter 
Nummer 5 fallenden Aktien und 
Genußrechten, sowie in Geschäfts-
anteilen an einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, Kommandit-
anteilen, Beteiligungen als stiller 
Gesellschafter im Sinne des Handels-
gesetzbuchs und in Forderungen aus 
nachrangigen Verbindlichkeiten". 

bbb) In Satz 2 werden nach dem Wort 
„Unternehmen" die Worte „seinen 
Sitz in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Gemeinschaft hat und" ein-
gefügt. 

ccc) Nach Satz 3 wird folgender Satz ein-
gefügt: 

„Bei Anteilen an einem Unterneh-
men, dessen alleiniger Zweck das 
Halten von Anteilen eines anderen 
Unternehmens ist, bezieht sich Satz 3 
auf die durchgerechneten Anlagen 
des Versicherungsunternehmens bei 
dem anderen Unternehmen." 
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cc) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. in Anteilen an Wertpapier-Sonderver-
mögen, die von einer Kapitalanlage-
gesellschaft mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft verwaltet werden, wenn diese 
Sondervermögen entsprechend den 
Vertragsbedingungen überwiegend 
voll eingezahlte, in einem Mitglied-
staat an einer Börse zum amtlichen 
Handel zugelassene oder in einen 
organisierten Markt einbezogene Ak-
tien oder überwiegend in einem Mit-
gliedstaat ausgestellte Schuldver-
schreibungen im Sinne der Nummer 3 
Buchstaben a und b enthalten. Das 
übrige gebundene Vermögen kann 
darüber hinaus angelegt werden in 
Anteilen an Wertpapier-Sonderver-
mögen, die von einer Kapitalanlage-
gesellschaft mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft verwaltet werden, wenn diese 
Sondervermögen entsprechend den 
Vertragsbedingungen überwiegend 
in voll eingezahlten, an einer Börse in 
einem Staat außerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft zum amtlichen 
Handel zugelassenen Aktien angelegt 
sind. Der Bestand an Anteilen nach 
den Sätzen 1 und 2 darf, soweit das 
Sondervermögen überwiegend in Ak-
tien von Gesellschaften mit Sitz in 
einem Staat außerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft angelegt ist, zu-
sammen mit Direktanlagen dieser Art 
jeweils 20 vom Hundert des nach 
Absatz 4 Satz 1 für das Deckungsstock

-

vermögen und das übrige gebundene 
Vermögen zulässigen Bestandes nicht 
übersteigen. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend für Anteile, die von 
einer Investmentgesellschaft ausge-
geben werden, die dem Recht eines 
anderen Mitgliedstaats der Europäi-
schen Gemeinschaft untersteht und 
zum Schutz der Anteilsinhaber einer 
besonderen öffentlichen Aufsicht un-
terliegt, wenn sie nach ihrer Satzung 
das Vermögen nach den Grundsätzen 
der Risikomischung und -streuung 
anlegt und der Anteilsinhaber die 
Auszahlung des auf den Anteil entfal-
lenden Vermögensteils verlangen 
kann; " . 

dd) Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe a werden die Worte 
„Hypotheken oder Grundschulden" 
durch das Wort „Grundpfandrechte" 
ersetzt und die Angabe „Buch-
stabe a" gestrichen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

cc) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. in Anteilen an Wertpapier-Sonderver-
mögen, die von einer Kapitalanlage-
gesellschaft mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft verwaltet werden, wenn diese 
Sondervermögen entsprechend den 
Vertragsbedingungen überwiegend 
voll eingezahlte, in einem Mitglied-
staat an einer Börse zum amtlichen 
Handel zugelassene oder in einen 
organisierten Markt einbezogene Ak-
tien oder Genußrechte oder überwie-
gend in einem Mitgliedstaat ausge-
stellte Schuldverschreibungen im 
Sinne der Nummer 3 Buchstabe a 
und b enthalten. Das übrige gebun-
dene Vermögen kann darüber hinaus 
angelegt werden in Anteilen an Wert-
papier-Sondervermögen, die von ei-
ner Kapitalanlagegesellschaft mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Gemeinschaft verwaltet wer-
den, wenn diese Sondervermögen ent-
sprechend den Vertragsbedingungen 
überwiegend in voll eingezahlten, an 
einer Börse in einem Staat außerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft zum 
amtlichen Handel zugelassenen Ak-
tien oder Genunrechten angelegt 
sind. Der Bestand an Anteilen nach 
den Sätzen 1 und 2 darf, soweit das 
Sondervermögen überwiegend in Ak-
tien oder Genunrechten von Gesell-
schaften mit Sitz in einem Staat außer-
halb der Europäischen Gemeinschaft 
angelegt ist, zusammen mit Direktan-
lagen dieser Art jeweils 20 vom Hun-
dert des nach Absatz 4 Satz 1 für das 
Deckungsstockvermögen und das üb-
rige gebundene Vermögen zulässigen 
Bestandes nicht übersteigen. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
Anteile, die von einer Investmentge-
sellschaft ausgegeben werden, die 
dem Recht eines anderen Mitglied-
staats der Europäischen Gemeinschaft 
untersteht und zum Schutz der An-
teilsinhaber einer besonderen öffentli-
chen Aufsicht unterliegt, wenn sie 
nach ihrer Satzung das Vermögen 
nach den Grundsätzen der Risikomi-
schung und -streuung anlegt und der 
Anteilsinhaber die Auszahlung des 
auf den Anteil entfallenden Vermö-
gensteils verlangen kann;". 

dd) unverändert 
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bbb) Buchstabe b wird wie folgt gefaßt: 

„b) in einer anderen Vorschrift die-
ses Absatzes genannte, in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft ausgestellte Wert-
papiere, die von der Deutschen 
Bundesbank oder der Zentralno-
tenbank eines anderen Mitglied-
staats der Europäischen Ge-
meinschaft beliehen werden 
können, sofern die Beleihungs-
grenzen des § 19 Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesetzes über die Deutsche 
Bundesbank oder des entspre-
chenden Gesetzes des ande-
ren Mitgliedstaats der Europäi-
schen Gemeinschaft eingehalten 
sind,". 

ccc) Folgender Buchstabe d wird ange-
fügt: 

„d) Guthaben oder Wertpapiere im 
Rahmen eines Wertpapierdarle-
hens entsprechend § 9b Abs. 1 
und 2 des Gesetzes über Kapi-
talanlagegesellschaften oder 
gleichwertiger Vorschriften ei-
nes anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Gemeinschaft. 
Forderungen aus Wertpapier-
darlehen dürfen jeweils 15 vom 
Hundert der Wertpapiere des 
Deckungsstockvermögens und 
des übrigen gebundenen Ver-
mögens nicht übersteigen;". 

ee) Die Nummern 8 bis 13 werden wie folgt 
gefaßt: 

„8. in Darlehen 

a) an 

aa) die Bundesrepublik Deutsch-
land, ihre Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände, 

bb) einen anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaft 
oder seine Regionalregierungen 
oder örtlichen Gebietskörper-
schaften, für die die zuständigen 
Behörden nach Artikel 7 der 
Richtlinie 89/647/EWG des Ra-
tes vom 18. Dezember 1989 über 
einen Solvabilitätskoeffizienten 
für Kreditinstitute (ABl. EG Nr. 
L 386 S. 14) eine Gewichtung 
von Null festgelegt haben, der 
Mitgliedstaat die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaf-
ten hierüber unterrichtet und 
diese die Gewichtung bekannt-
gemacht hat, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

ee) Die Nummern 8 bis 13 werden wie folgt 
gefaßt: 

8. unverändert 
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cc) eine internationale Organisa-
tion, der auch die Bundesrepu-
blik Deutschland als Vollmit-
glied angehört; 

b) an sonstige Regionalregierungen 
und örtliche Gebietskörperschaften 
eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Gemeinschaft, für die 
die zuständigen Behörden nach Arti-
kel 6 Abs. 1 Buchstabe b Nr. 5 der 
unter Buchstabe a genannten Richt-
linie eine Gewichtung von 20 vom 
Hundert festgelegt haben, sowie in 
Darlehen, für die eine dieser Stellen 
die volle Gewährleistung übernom-
men hat; dabei darf der Anteil der 
Darlehen, bei denen nicht sicherge-
stellt ist, daß sich das Vorrecht des 
§ 77 Abs. 4 auf sie erstreckt, 10 vom 
Hundert des Deckungsstockvermö-
gens nicht übersteigen; 

c) für deren Verzinsung und Rückzah-
lung eine der unter Buchstabe a 
bezeichneten Stellen oder ein geeig-
netes Kreditinstitut im Sinne von 
Nummer 9 Buchstabe c mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Gemeinschaft die volle Ge-
währleistung übernommen hat; 

d) an Unternehmen mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Ge-
meinschaft mit Ausnahme der Kre-
ditinstitute, sofern aufgrund der bis-
herigen und der zu erwartenden 
künftigen Entwicklung der Ertrags- 
und Vermögenslage des Unterneh-
mens die vertraglich vereinbarte 
Verzinsung und Rückzahlung ge-
währleistet erscheint und die Darle-
hen ausreichend 

aa) durch erstrangige Grundpfand-
rechte, 

bb) durch verpfändete oder zur Si-
cherung übertragene Forderun-
gen oder zum amtlichen Handel 
zugelassene oder in einen orga-
nisierten Markt einbezogene 
Wertpapiere oder 

cc) in vergleichbarer Weise 

gesichert sind. Eine Verpflichtungs-
erklärung des Darlehensnehmers 
gegenüber dem Versicherungsun-
ternehmen (Negativerklärung) kann 
eine Sicherung des Dar-
lehens nur ersetzen, wenn und 
solange der Darlehensnehmer be- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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reits aufgrund seines Status die 
Gewähr für die Verzinsung und 
Rückzahlung des Darlehens bietet; 

9. bei 

a) der Deutschen Bundesbank, 

b) der Zentralnotenbank eines ande-
ren Mitgliedstaats der Europäi-
schen Gemeinschaft, 

c) einem Kreditinstitut mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Gemeinschaft, das den An-
forderungen der Zweiten Richtlinie 
89/646/EWG des Rates vom 15. De-
zember 1989 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten über die Aufnahme und Aus-
übung der Tätigkeit der Kreditinsti-
tute und zur Änderung der Richt-
linie 77/780/EWG (ABl. EG Nr. 
L 386 S. 14) unterliegt, wenn das 
Kreditinstitut dem Versicherungs-
unternehmen schriftlich bestätigt, 
daß es die an seinem Sitz geltenden 
Vorschriften über das Eigenkapital 
und die Liquidität der Kreditinsti-
tute einhält (geeignetes Kreditinsti-
tut). Als Anlagen gelten auch lau-
fende Guthaben; 

10. in bebauten, in Bebauung befindli-
chen oder zur alsbaldigen Bebauung 
bestimmten, in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaft bele-
genen Grundstücken, in dort belege-
nen grundstücksgleichen Rechten so-
wie in Anteilen an einem Unterneh-
men, dessen alleiniger Zweck der 
Erwerb, die Bebauung und Verwal-
tung eines in einem solchen Staat 
belegenen Grundstücks oder grund-
stücksgleichen Rechts ist. Das Versi-
cherungsunternehmen hat die Ange-
messenheit des Kaufpreises auf der 
Grundlage des Gutachtens eines ver-
eidigten Sachverständigen oder in 
vergleichbarer Weise zu prüfen. Von 
den Grundstücksanlagen sind unbe- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

9. bei 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) öffentlich-rechtlichen Kreditinsti-
tuten, die nach Artikel 2 Abs. 2 der 
Ersten Richtlinie 77/780/EWG des 
Rates vom 12. Dezember 1977 zur 
Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die 
Aufnahme und Ausübung der Tä-
tigkeit der Kreditinstitute (ABl. EG 
Nr. L 322 S. 30) vom Geltungsbe-
reich dieser Richtlinie ausgenom-
men sind; 

10. unverändert 
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schadet der Vorschrift des § 66 Abs. 3 a 
Satz 4 die auf ihnen lastenden Grund-
pfandrechte abzusetzen; 

11. in Anteilen an Grundstücks-Sonder-
vermögen, die von einer Kapitalanla-
gegesellschaft mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft verwaltet werden und die ent-
sprechend den Vertragsbedingungen 
überwiegend aus in einem solchen 
Staat belegenen Grundstücken oder 
grundstücksgleichen Rechten beste-
hen, wenn die Sondervermögen im 
Zeitpunkt der Anlage die Vorschriften 
des § 27 Abs. 1 Nr. 3 und des § 28 des 
Gesetzes über Kapitalanlagegesell-
schaften oder die entsprechenden 
Vorschriften des jeweiligen Mitglied-
staats der Europäischen Gemeinschaft 
erfüllen. Satz 1 gilt entsprechend für 
Anteile, die von einer Investmentge-
sellschaft ausgegeben werden, die 
dem Recht eines anderen Mitglied-
staats der Europäischen Gemeinschaft 
untersteht und zum Schutz der An-
teilsinhaber einer besonderen öffentli-
chen Aufsicht unterliegt, wenn sie 
nach ihrer Satzung das Vermögen 
nach den Grundsätzen der Risiko-
mischung und -streuung anlegt und 
der Anteilsinhaber die Auszahlung 
des auf den Anteil entfallenden Ver-
mögensteils verlangen kann; 

12. in Vorauszahlungen oder Darlehen, 
die ein Versicherungsunternehmen 
auf die eigenen Versicherungsscheine 
gewährt, bis zur Höhe des Rückkaufs-
werts; 

13. in Anteilen an Beteiligungs-Sonder-
vermögen, die von einer Kapitalanla-
gegesellschaft mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft verwaltet werden, wenn diese 
Sondervermögen entsprechend den 
Vertragsbedingungen außer stillen 
Beteiligungen überwiegend voll ein-
gezahlte, in einem Mitgliedstaat an 
einer Börse zum amtlichen Handel 
zugelassene oder in einen organisier-
ten Markt einbezogene Aktien enthal-
ten. Das übrige gebundene Vermögen 
kann darüber hinaus angelegt werden 
in Anteilen an Beteiligungs-Sonder-
vermögen, die von einer Kapitalanla-
gegesellschaft mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft verwaltet werden, wenn diese 
Vermögen entsprechend den Ver-
tragsbedingungen außer in stillen Be-
teiligungen überwiegend in voll ein-
gezahlten, an einer Börse in einem 
Staat außerhalb der Europäischen Ge- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. in Anteilen an Beteiligungs-Sonder-
vermögen, die von einer Kapitalanla-
gegesellschaft mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft verwaltet werden, wenn diese 
Sondervermögen entsprechend den 
Vertragsbedingungen außer stillen 
Beteiligungen überwiegend voll ein-
gezahlte, in einem Mitgliedstaat an 
einer Börse zum amtlichen Handel 
zugelassene oder in einen organisier-
ten Markt einbezogene Aktien oder 
Genuarechte enthalten. Das übrige 
gebundene Vermögen kann darüber 
hinaus angelegt werden in Anteilen an 
Beteiligungs-Sondervermögen, die 
von einer Kapitalanlagegesellschaft 
mit Sitz in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaft verwaltet 
werden, wenn diese Vermögen ent-
sprechend den Vertragsbedingungen 
außer in stillen Beteiligungen über-
wiegend in voll eingezahlten, an einer 
Börse in einem Staat außerhalb der 
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meinschaft zum amtlichen Handel 
zugelassenen Aktien angelegt sind. 
Der Bestand an Anteilen nach den 
Sätzen 1 und 2 darf, soweit das Sonder-
vermögen außer in stillen Beteiligun-
gen in Aktien von Gesellschaften mit 
Sitz in einem Staat außerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft angelegt 
ist, zusammen mit Direktanlagen die-
ser Art jeweils 20 vom Hundert des 
nach Absatz 4 Satz 1 für das Deckungs-
stockvermögen und das übrige gebun-
dene Vermögen zulässigen Bestandes 
nicht übersteigen. Die Sätze 1 bis 3 
gelten entsprechend für Anteile, die 
von einer Investmentgesellschaft aus-
gegeben werden, die dem Recht eines 
anderen Mitgliedstaats der Europäi-
schen Gemeinschaft untersteht und 
zum Schutz der Anteilsinhaber einer 
besonderen öffentlichen Aufsicht un-
terliegt, wenn sie nach ihrer Satzung 
das Vermögen nach den Grundsätzen 
der Risikomischung und -streuung 
anlegt und der Anteilsinhaber die 
Auszahlung des auf den Anteil entf al-
lenden Vermögensteils verlangen 
kann; ". 

ff) Nummer 14 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Angabe „Absätze 2 bis 4" wird 
durch die Angabe „Absätze 2 bis 4 a" 
ersetzt. 

bbb) Der Punkt am Ende der Nummer 
wird durch ein Semikolon ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt: 

„das gleiche gilt für eine Anlage, die 
nach den Artikeln 21 oder 22 der 
Dritten Richtlinie Schadenversiche-
rung oder den Artikeln 21 oder 22 der 
Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 
10. November 1992 zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften für die Direktversiche-
rung (Lebensversicherung) sowie 
zur Änderung der Richtlinien 
79/267/EWG und 90/619/EWG 
(Dritte Richtlinie Lebensversiche-
rung) (ABl. EG Nr. 360 S. 1) nicht 
zulässig ist." 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Das gebundene Vermögen ist nach 
Maßgabe der Anlage Teil C in Vermögenswer-
ten anzulegen, die auf die gleiche Währung 
lauten, in der die Versicherungen erfüllt wer-
den müssen (Kongruenzregeln). Dabei gelten- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Europäischen Gemeinschaft zum amt-
lichen Handel zugelassenen Aktien 
oder Genußrechten angelegt sind. Der 
Bestand an Anteilen nach den Sätzen 1 
und 2 darf, soweit das Sondervermö-
gen außer in stillen Beteiligungen in 
Aktien oder Genußrechten von Ge-
sellschaften mit Sitz in einem Staat 
außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft angelegt ist, zusammen mit 
Direktanlagen dieser Art jeweils 
20 vom Hundert des nach Absatz 4 
Satz 1 für das Deckungsstockvermö-
gen und das übrige gebundene Ver-
mögen zulässigen Bestandes nicht 
übersteigen. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend für Anteile, die von 
einer Investmentgesellschaft ausge-
geben werden, die dem Recht eines 
anderen Mitgliedstaats der Europäi-
schen Gemeinschaft untersteht und 
zum Schutz der Anteilsinhaber einer 
besonderen öffentlichen Aufsicht un-
terliegt, wenn sie nach ihrer Satzung 
das Vermögen nach den Grundsätzen 
der Risikomischung und -streuung 
anlegt und der Anteilsinhaber die 
Auszahlung des auf den Anteil entfal-
lenden Vermögensteils verlangen 
kann; ". 

ff) Nummer 14 wird wie folgt geändert: 

aaa) unverändert 

bbb) Der Punkt am Ende der Nummer 
wird durch ein Semikolon ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt: 

„das gleiche gilt für eine Anlage, die 
nach den Artikeln 21 oder 22 der 
Dritten Richtlinie Schadenversiche-
rung oder den Artikeln 21 oder 22 der 
Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 
10. November 1992 zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften für die Direktversiche-
rung (Lebensversicherung) sowie 
zur Änderung der Richtlinien 
79/267/EWG und 90/619/EWG 
(Dritte Richtlinie Lebensversiche-
rung) (ABl. EG Nr. L 360 S. 1) nicht 
zulässig ist. " 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Das gebundene Vermögen ist nach 
Maßgabe der Anlage Teil C in Vermögenswer-
ten anzulegen, die auf die gleiche Währung 
lauten, in der die Versicherungen erfüllt wer-
den müssen (Kongruenzregeln). Dabei gelten 
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Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
sowie Aktien und Anteile als in der Währung 
des Landes angelegt, in dem die Grundstücke 
oder grundstücksgleichen Rechte belegen sind 
oder die Aktien oder Anteile an einer Börse 
zum amtlichen Handel zugelassen oder in 
einen organisierten Markt einbezogen sind; 
nicht an  einer Börse zum amtlichen Handel 
zugelassene oder in einen organisierten Markt 
einbezogene Aktien und Anteile gelten als in 
der Währung des Landes angelegt, in dem der 
Aussteller der Wertpapiere oder Anteile seinen 
Sitz hat. Gehören Werte, die auf eine Währung 
lauten, oder Grundstücke zu einem Spezial-
fonds im Sinne von § 1 Abs. 2 des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellschaften oder vergleichba-
rer Vorschriften anderer Mitgliedstaaten, so ist 
für die Frage der Kongruenz der Anteile inso-
weit die Währung dieser Werte oder die Lage 
der Grundstücke maßgebend." 

d) Absatz 3a wird aufgehoben. 

e) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Der Anteil der Anlagen nach Absatz 2 
Nr. 5, 5a, 6 und 13 darf zusammen jeweils 
30 vom Hundert des Deckungsstockvermö-
gens und des übrigen gebundenen Vermö-
gens, der Anteil der Anlagen nach Absatz 2 
Nr. 5a und 13 jeweils ein Drittel dieser Anteile 
nicht übersteigen; dabei bleiben Anteile an 
Vermögen außer Betracht, die von einer Kapi-
talanlagegesellschaft oder Investmentgesell-
schaft mit Sitz in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaft verwaltet werden 
und entsprechend den Vertragsbedingungen 
oder der Satzung ausschließlich aus Schuld-
verschreibungen im Sinne von Absatz 2 Nr. 3 
Buchstaben a und b bestehen. In den Fällen des 
Absatzes 2 Nr. 5 a Satz 4 werden die durchge-
rechneten Anlagen des Versicherungsunter-
nehmens bei dem anderen Unternehmen in die 
Quote für Anlagen gemäß Absatz 2 Nr. 5, 5a, 6 
und 13 eingerechnet. Die Aufsichtsbehörde 
kann diese und die in Absatz 2 Nr. 5 Satz 3 und 
Nr. 6 Satz 3 genannte Grenze bei neugegrün-
deten Versicherungsunternehmen für die 
Dauer von höchstens drei Jahren nach Ertei-
lung der Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb bis 
auf 10 vom Hundert herabsetzen. Der Anteil 
der Anlagen nach Absatz 2 Nr. 10 und 11 
zusammen darf jeweils 25 vom Hundert des 
Deckungsstockvermögens und des übrigen 
gebundenen Vermögens nicht überstei-
gen. " 

f) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 4 a bis 
4 c eingefügt: 

„ (4 a) Inhaberschuldverschreibungen im 
Sinne von Absatz 2 Nr. 3 Buchstaben a und b, 
die weder an einer Börse zum amtlichen Han-
del zugelassen noch in einen organisierten 
Markt einbezogen sind, können dem gebunde- 
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Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
als in der Währung des Landes angelegt, in 
dem sie belegen sind, Aktien und Anteile als in 
der Währung angelegt, in der sie an einer 
Börse zum amtlichen Handel zugelassen oder 
in einen organisierten Markt einbezogen sind; 
nicht an einer Börse zum amtlichen Handel 
zugelassene oder in einen organisierten Markt 
einbezogene Aktien und Anteile gelten als in 
der Währung des Landes angelegt, in dem der 
Aussteller der Wertpapiere oder Anteile seinen 
Sitz hat."  

d) unverändert 

e) unverändert 

f) Nach Absatz 4 werden die folgenden Ab-
sätze 4 a bis 4 c eingefügt: 

(4a) unverändert 
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nen Vermögen in Höhe von jeweils 2,5 vom 
Hundert des Deckungsstockvermögens und 
des übrigen gebundenen Vermögens zuge-
führt werden. Sie dürfen zusammen mit Anla-
gen nach Absatz 2 Nr. 5 a, soweit es sich um 
Wertpapiere handelt, jeweils 10 vom Hundert 
des Deckungsstockvermögens und des übri-
gen gebundenen Vermögens nicht überstei-
gen. 

(4 b) Alle auf ein und denselben Aussteller 
(Schuldner) entfallenden Anlagen dürfen we-
der 5 vom Hundert des gebundenen Vermö-
gens noch 25 vom Hundert der Eigenmittel des 
Versicherungsunternehmens nach § 53 c Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 bis 3 b und 6 Buchstabe a in 
Verbindung mit Satz 2 übersteigen. Auf diese 
Quoten sind auch von einem Aussteller dem 
Versicherungsunternehmen gewährte Genuß

-

rechte und gegen ihn gerichtete Forderungen 
des Versicherungsunternehmens aus nachran-
gigen Verbindlichkeiten im Sinne von Absatz 2 
Nr. 5 a anzurechnen. Hat ein Aussteller gegen-
über dem Versicherungsunternehmen für Ver-
bindlichkeiten eines Dritten die volle Gewähr-
leistung übernommen, so ist auch diese 
Gewährleistungsverbindlichkeit auf diese 
Quoten anzurechnen. Statt der in Satz 1 
genannten Quoten gilt eine Quote von 30 vom 
Hundert des gebundenen Vermögens 

a) für die von ein und demselben Kreditinstitut 
in Verkehr gebrachten Schuldverschrei-
bungen, wenn diese durch eine kraft Geset-
zes bestehende besondere Deckungsmasse 
nach Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe b gesichert 
sind, 

b) für die Anlagen bei ein und demselben 
Aussteller nach Absatz 2 Nr. 8 Buchstabe a 
und 

c) für Anlagen bei ein und demselben geeig-
neten Kreditinstitut nach Absatz 2 Nr. 9 
Buchstabe c mit Sitz in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaft, wenn und 
soweit die Anlagen durch eine umfassende 
Institutssicherung des Kreditinstituts oder 
durch ein Einlagensicherungssystem tat-
sächlich abgesichert sind. Der satzungsmä-
ßige Ausschluß eines Rechtsanspruchs auf 
Leistung der Einlagensicherungseinrich- 
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(4 b) Alle auf ein und denselben Aussteller 
(Schuldner) entfallenden Anlagen dürfen die 
Summe aus 2 vom Hundert des gebundenen 
Vermögens und 25 vom Hundert der Eigenmit-
tel des Versicherungsunternehmens nach 
§ 53 c Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 3 b und 6 
Buchstabe a in Verbindung mit Satz 2, insge-
samt aber 5 vom Hundert des gebundenen 
Vermögens nicht übersteigen. Auf diese Quo-
ten sind auch von einem Aussteller dem Versi-
cherungsunternehmen gewährte Genußrechte 
und gegen ihn gerichtete Forderungen des 
Versicherungsunternehmens aus nachrangi-
gen Verbindlichkeiten im Sinne von Absatz 2 
Nr. 5 a anzurechnen. Hat ein Aussteller gegen-
über dem Versicherungsunternehmen für Ver-
bindlichkeiten eines Dritten die volle Gewähr-
leistung übernommen, so ist auch diese 
Gewährleistungsverbindlichkeit auf diese 
Quote anzurechnen. Anlagen in einem Son-
dervermögen oder in Anteilen, die von einer 
Investmentgesellschaft ausgegeben werden, 
gelten nicht als Anlagen bei ein und demsel-
ben Aussteller (Schuldner), wenn die Anlagen 
des Sondervermögens oder der Investment-
gesellschaft in sich ausreichend gestreut sind. 
Statt der in Satz 1 genannten Quoten gilt eine 
Quote von 30 vom Hundert des gebundenen 
Vermögens 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) für Anlagen bei ein und demselben geeig-
neten Kreditinstitut nach Absatz 2 Nr. 9 
Buchstabe c mit Sitz in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaft, wenn und 
soweit die Anlagen durch eine umfassende 
Institutssicherung des Kreditinstituts oder 
durch ein Einlagensicherungssystem tat-
sächlich abgesichert sind; der satzungsmä-
ßige Ausschluß eines Rechtsanspruchs auf 
Leistung der Einlagensicherungseinrich- 
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tung schließt eine tatsächliche Absicherung 
nicht aus. 

Bei der Berechnung der Quoten nach den 
Sätzen 1 bis 4 sind Anlagen beim Aussteller 
und seinen Konzernunternehmen im Sinne des 
§ 18 des Aktiengesetzes zusammenzurechnen. 

(4 c) Bis zu jeweils 10 vom Hundert des 
Deckungsstockvermögens und des übrigen 
gebundenen Vermögens können in einem ein-
zelnen Grundstück oder grundstücksgleichen 
Recht oder in Anteilen an einem Unternehmen 
angelegt werden, dessen alleiniger Zweck der 
Erwerb, die Bebauung und Verwaltung eines 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft belegenen Grundstücks oder 
grundstücksgleichen Rechts ist. Dieselbe 
Grenze gilt für mehrere rechtlich selbständige 
Grundstücke zusammengenommen, wenn sie 
wirtschaftlich eine Einheit bilden." 

g) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Die Aufsichtsbehörde kann Versiche-
rungsunternehmen auch Anlagen in Vermö-
genswerten, die in den vorangehenden Absät-
zen nicht genannt sind oder deren Vorausset-
zungen nicht erfüllen, sowie die Überschrei-
tung der darin genannten Begrenzungen 
gestatten, wenn die Belange der Versicherten 
dadurch nicht beeinträchtigt werden und 
wenn die Mitgliedstaaten diese Abweichun-
gen nach Artikel 21 oder 22 der Dritten Richt-
lime Schadenversicherung und Artikel 21 oder 
22 der Dritten Richtlinie Lebensversicherung 
zulassen können. Ist letzteres nicht der Fall, 
kann die Anlage nur bei Vorliegen außerge-
wöhnlicher Umstände und nur vorübergehend 
gestattet werden. Die Aufsichtsbehörde hat die 
außergewöhnlichen Umstände aktenkundig 
zu machen. " 

h) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Das gebundene Vermögen muß vorbe-
haltlich des Satzes 3 in der Europäischen 
Gemeinschaft belegen sein, soweit es versi-
cherungstechnische Rückstellungen aus dort 
belegenen Risiken oder aus dort abgeschlosse-
nen Lebensversicherungsverträgen bedeckt. 
Dabei gelten 

a) Forderungen als in dem Staat belegen, in 
dem der Schuldner seinen Sitz hat, 

b) verkörperte und nicht verkörperte Wert-
papiere und Anteile als dort belegen, wo sie 
an einer Börse zum amtlichen Handel zuge-
lassen oder in einen organisierten Markt 
einbezogen sind, 
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tung schließt eine tatsächliche Absicherung 
nicht aus. 

Bei der Berechnung der Quoten nach den 
Sätzen 1 bis 4 sind Anlagen beim Aussteller 
und seinen Konzernunternehmen im Sinne des 
§ 18 des Aktiengesetzes zusammenzurech-
nen. 

(4c) unverändert 

g) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ (5) Die Aufsichtsbehörde kann Versiche-
rungsunternehmen auch Anlagen in Vermö-
genswerten, die in den vorangehenden Absät-
zen nicht genannt sind oder deren Vorausset-
zungen nicht erfüllen, sowie die Überschrei-
tung der in den Absätzen 2 und 4 bis 4 c 
genannten Begrenzungen gestatten, wenn die 
Belange der Versicherten dadurch nicht beein-
trächtigt werden und wenn die Mitgliedstaaten 
diese Abweichungen nach Artikel 21 oder 
Artikel 22 der Dritten Richtlinie Schadenversi-
cherung und Artikel 21 oder Artikel 22 der 
Dritten Richtlinie Lebensversicherung zulas-
sen können. Ist letzteres nicht der Fall, kann die 
Anlage nur bei Vorliegen außergewöhnlicher 
Umstände und nur vorübergehend gestattet 
werden. Die Aufsichtsbehörde hat die außer-
gewöhnlichen Umstände aktenkundig zu ma-
chen. " 

h) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„ (6) Soweit das gebundene Vermögen versi-
cherungstechnische Rückstellungen aus in der 
Europäischen Gemeinschaft belegenen Risi-
ken oder aus dort abgeschlossenen Lebensver-
sicherungsverträgen bedeckt, darf es vorbe-
haltlich des Satzes 2 nur in der Europäischen 
Gemeinschaft belegen sein oder in Staaten 
außerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
nach § 5 Abs. 4 des Depotgesetzes verwahrt 
werden. Von den Vermögenswerten nach 
Satz 1 dürfen 5 vom Hundert der Bestände 
des Deckungsstocks und 20 vom Hundert 
des übrigen gebundenen Vermögens in 
Staaten außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft belegen sein; hierbei sind die nach Ab-
satz 2 zulässigen, in Staaten außerhalb der 
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c) nicht in einen organisierten Markt einbezo-
gene Wertpapiere und Anteile als dort bele-
gen, wo der Aussteller der Wertpapiere oder 
Anteile seinen Sitz hat. 

Von den Vermögenswerten gemäß Satz 1 dür-
fen 5 vom Hundert der Bestände des Dek-
kungsstockvermögens und 20 vom Hundert 
des übrigen gebundenen Vermögens in Staa-
ten außerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
belegen sein; hierbei sind die nach Absatz 2 
zulässigen, in Staaten außerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft belegenen Anlagen anzu-
rechnen. Die Aufsichtsbehörde kann einem 
Versicherungsunternehmen im Einzelfall auf 
Antrag weitere Ausnahmen von den Regelun-
gen dieses Gesetzes über die Belegenheit der 
Vermögensanlagen genehmigen, wenn die 
Belange der Versicherten hierdurch nicht 
beeinträchtigt werden. Die Kongruenzregeln 
nach Absatz 3 bleiben unberührt." 

21. § 54b wird wie folgt gefaßt: 

„§ 54b 

(1) Soweit Lebensversicherungsverträge Versi-
cherungsleistungen in Anteilen an einem Sonder-
vermögen, das von einer Kapitalanlagegesell-
schaft verwaltet wird, oder in von einer Invest-
mentgesellschaft ausgegebenen Anteilen vorse-
hen, sind die Bestände der hierfür zu bildenden 
selbständigen Abteilung des Deckungsstocks 
(Anlagestock) in den betreffenden Anteilen anzu-
legen. 

(2) Soweit Lebensversicherungsverträge Versi-
cherungsleistungen direkt an einen Aktienindex 
oder an einen anderen als den in Absatz 1 
genannten Bezugswert binden, ist für jede 
Anlageart ein Anlagestock zu bilden. Die Be-
stände dieser Anlagestöcke sind anzulegen in 
Anteilen, die den Bezugswert darstellen, oder, 
sofern keine Anteile gebildet werden, in Ver-
mögenswerten, die denjenigen Werten entspre-
chen, auf denen der besondere Bezugswert be-
ruht und die ausreichend sicher und veräußerbar 
sind. 

(3) § 54 a findet für die Bestände der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Anlagestöcke keine 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Europäischen Gemeinschaft belegenen Anla-
gen anzurechnen. Die Aufsichtsbehörde kann 
einem Versicherungsunternehmen im Einzel-
fall auf Antrag weitere Ausnahmen von den 
Regelungen dieses Gesetzes über die Belegen-
heit der Vermögensanlagen genehmigen, 
wenn die Belange der Versicherten hier-
durch nicht beeinträchtigt werden. Die Kon-
gruenzregeln nach Absatz 3 bleiben unbe-
rührt." 

21. § 54b wird wie folgt gefaßt: 

„§ 54 b 

(1) Soweit Lebensversicherungsverträge Versi-
cherungsleistungen in 

1. Anteilen an einem Sondervermögen, das von 
einer Kapitalanlagegesellschaft verwaltet 
wird, 

2. von einer Investmentgesellschaft ausgegebe-
nen Anteilen oder 

3. für das Sondervermögen einer Kapitalanlage-
gesellschaft zugelassenen Werten, ausgenom-
men Geld, 

vorsehen, sind die Bestände der hierfür zu bilden-
den Abteilung des Deckungsstocks (Anlagestock) 
in den betroffenen Werten anzulegen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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Anwendung. Schließen die in den Absätzen 1 
und 2 genannten Versicherungsleistungen jedoch 
eine garantierte Mindestleistung ein, so ist auf die 
Anlagen, die zur Bedeckung der dafür erforder-
lichen zusätzlichen versicherungstechnischen 
Rückstellungen dienen, § 54 a anzuwenden. 

(4) Auf die in den Absätzen 1 bis 3 genannten 
Vermögenswerte finden die Vorschriften der 
Anlage Teil C keine Anwendung." 

22. In § 54 c werden das Wort „ausländischen" gestri-
chen und nach dem Wort „Versicherungsunter-
nehmens" die Worte „in einem Staat außerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft und der anderen 
Vertragsstaaten des EWR-Abkommens" einge-
fügt. 

23. § 55a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1 a 
eingefügt: 

„la.  über den Inhalt, die Form und die Stück-
zahl des der Aufsichtsbehörde viertel-
jährlich einzureichenden internen Zwi-
schenberichts, bestehend aus einer Zu-
sammenstellung von aktuellen Buchhal-
tungs- und Bestandsdaten sowie aus 
Angaben über die Anzahl der Versiche-
rungsfälle, soweit dies zur Durchführung 
der Aufsicht nach diesem Gesetz erfor-
derlich ist;". 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. über Fristen für die Einreichung der inter

-

nen Berichte an die Aufsichtsbehörde." 

24. § 56a wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die für die Überschußbeteiligung der Versi-
cherten bestimmten Beträge sind, soweit sie 
den Versicherten nicht unmittelbar zugeteilt 
wurden, in eine Rückstellung für Beitragsrück-
erstattung einzustellen. " 

b) Nach Satz 3 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Die der Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung zugewiesenen Beträge dürfen nur für die 
Überschußbeteiligung der Versicherten ver-
wendet werden. Das Versicherungsunterneh-
men ist jedoch berechtigt, mit Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde in Ausnahmefällen die 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung, so-
weit sie nicht auf bereits festgelegte Über-
schußanteile entfällt, im Interesse der Ver-
sicherten zur Abwendung eines Notstandes 
heranzuziehen." 
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(4) unverändert 

22. unverändert 

23. unverändert 

24. unverändert 
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25. Nach § 57 wird folgender § 57a eingefügt: 

„§ 57a 

(1) Bei der Prüfung des Jahresabschlusses hat 
der Prüfer festzustellen, ob das Versicherungsun-
ternehmen die Anzeigepflichten nach § 13 b 
Abs. 1 und 4, § 13c Abs. 1 und 4, § 13d Nr. 1 bis 5 
sowie die Verpflichtungen nach § 15 des Gesetzes 
über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren 
Straftaten erfüllt hat. Das Ergebnis ist in den 
Prüfungsbericht aufzunehmen. Auf Verlangen 
der Aufsichtsbehörde hat der Prüfer auch sonstige 
bei der Prüfung bekanntgewordene Tatsachen 
mitzuteilen, die gegen eine ordnungsgemäße 
Durchführung der Geschäfte des Versicherungs-
unternehmens sprechen. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen 
über den Inhalt der Prüfungsberichte gemäß 
Absatz 1 Satz 1 erlassen, soweit dies zur Erfüllung 
der Aufgaben der Aufsichtsbehörde erforderlich 
ist, insbesondere um einheitliche Unterlagen zur 
Beurteilung der von den Versicherungsunterneh-
men durchgeführten Versicherungsgeschäfte zu 
erhalten. Die Ermächtigung kann durch Rechts-
verordnung auf das Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen übertragen werden. Dieses 
erläßt die Vorschriften im Benehmen mit den 
Aufsichtsbehörden der Länder." 

26. Die Zwischenüberschrift vor § 65 erhält folgende 
Fassung: 

„2. Besondere Vorschriften über die Deckungs-
rückstellung und den Deckungsstock bei der 
Lebensversicherung". 

27. § 65 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 65 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Berechnung der Deckungsrück-
stellung unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung durch Rechtsverord-
nung, 

1. bei Versicherungsverträgen mit Zinsgarantie 
einen oder mehrere Höchstwerte für den Rech-
nungszins festzusetzen, ausgehend 

a) vom jeweiligen Zinssatz der Anleihen des 
Staates, auf dessen Währung der Vertrag 
lautet, wobei der jeweilige Höchstwert nicht 
mehr als 60 vom Hundert betragen darf; 
hiervon können Versicherungsverträge in 
Anteilseinheiten, gegen Einmalprämie bis 
zu einer Laufzeit von acht Jahren, Versiche-
rungsverträge ohne Überschußbeteiligung 
sowie Rentenversicherungsverträge ohne 
Rückkaufswert ausgenommen oder für sie 
höhere Höchstwerte festgesetzt werden, 
oder 
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25. Nach § 56a wird folgender § 57 eingefügt: 

„§ 57 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

26. unverändert 

27. unverändert 
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b) vom Ertrag der zum betreffenden Zeitpunkt 
im Bestand des Lebensversicherungsunter-
nehmens vorhandenen Aktiva sowie den 
erwarteten Erträgen künftiger Aktiva, wo-
bei angemessene Sicherheitsabschläge vor-
zunehmen sind; 

2. die Höchstbeträge für die Zillmerung festzu-
setzen, 

3. die versicherungsmathematischen Rech-
nungsgrundlagen für die Berechnung der Dek-
kungsrückstellung festzulegen, soweit dies zur 
Durchführung von Richtlinien des Rats der 
Europäischen Gemeinschaften erforderlich ist. 

Die Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung 
auf das Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen übertragen werden. Dieses erläßt die 
Vorschriften im Benehmen mit den Aufsichtsbe-
hörden der Länder. 

(2) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 sind 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
der Justiz zu erlassen. 

(3) Vor der Festsetzung des Höchstzinssatzes 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a ist, 
sofern die Verträge auf die Währung eines ande-
ren Mitgliedstaats der Europäischen Gemein-
schaft oder eines anderen Vertragsstaats des 
EWR-Abkommens lauten, die Aufsichtsbehörde 
dieses Staates zu hören." 

28. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Vorstand des Unternehmens hat schon im 
Laufe des Geschäftsjahrs Beträge in solcher 
Höhe dem Deckungsstock zuzuführen und 
vorschriftsmäßig anzulegen, wie es dem vor-
aussichtlichen Anwachsen des Mindestum-
fangs nach Absatz 1 a entspricht." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a ein-
gefügt: 

„(1 a) Der Umfang des Deckungsstocks muß 
mindestens der Summe aus den Bilanzwerten 
der Deckungsrückstellung unter Berücksichti-
gung der Beitragsüberträge, der in der Rück-
stellung für noch nicht abgewickelte Versiche-
rungsfälle und Rückkäufe enthaltenen anteili-
gen Deckungsrückstellungen der einzelnen 
Versicherungsverträge und der gutgeschrie-
benen Überschußanteile entsprechen. Bilanz-
werte im Sinne des Satzes 1 sind die Brutto-
Beträge vor Abzug der Anteile für das in 
Rückdeckung gegebene Versicherungsge-
schäft. " 

c) Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Erreichen die Bestände des Deckungs-
stocks nicht den Mindestumfang des Dek-
kungsstocks nach Absatz 1 a, hat der Vorstand 
den fehlenden Betrag unverzüglich dem Dek-
kungsstock zuzuführen. 
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28. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 
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(3) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, 
daß dem Deckungsstock über den Mindestum-
fang des Deckungsstocks nach Absatz 1 a hin-
aus Beträge zugeführt werden, wenn dies zur 
Wahrung der Belange der Versicherten gebo-
ten erscheint." 

d) Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Für diese gelten die §§ 66 bis 79 entspre-
chend." 

29. § 67 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 67 

Bei Rückversicherungen hat das rückversi-
cherte Unternehmen den anteiligen Deckungs-
stock nach § 66 auch für die in Rückdeckung 
gegebenen Versicherungen selbst aufzubewah-
ren und zu verwalten." 

30. In § 71 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „so hat sie 
den Treuhänder selbst zu bestellen" durch die 
Worte „so kann sie den Treuhänder selbst bestel-
len" ersetzt. 

31. In § 73 werden die Worte „die eingestellten 
Deckungsrücklagen" durch die Worte „die einge-
stellte Deckungsrückstellung" ersetzt. 

32. In § 77 Abs. 3 und 4 werden jeweils die Worte 
„rechnungsmäßige Deckungsrücklage" durch 
das Wort „Deckungsrückstellung" ersetzt. 

33. § 79 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 79 

Für Krankenversicherungen der in § 12 
genannten Art gelten die §§ 66 bis 78, für Unfall-
versicherungen der in § 11 d genannten Art sowie 
für Rentenleistungen in der Unfallversicherung 
die §§ 65 bis 67, 77 und 78 entsprechend." 

34. In § 80 Satz 1 wird das Wort  „Deckungsrücklage" 
durch das Wort  „Deckungsrückstellung" er-
setzt. 

35. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Die Aufsichtsbehörde überwacht den 
gesamten Geschäftsbetrieb der Versiche-
rungsunternehmen im Rahmen einer 
rechtlichen Aufsicht allgemein und einer 
Finanzaufsicht im besonderen. Sie achtet 
dabei auf die ausreichende Wahrung der 
Belange der Versicherten und auf die Ein-
haltung der Gesetze, die für den Betrieb 
des Versicherungsgeschäfts gelten." 
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bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Gegenstand der rechtlichen Aufsicht ist 
die ordnungsgemäße Durchführung des 
Geschäftsbetriebs einschließlich der Ein-
haltung der aufsichtsrechtlichen, der das 
Versicherungsverhältnis betreffenden und 
aller sonstigen die Versicherten betreffen-
den Vorschriften sowie der rechtlichen 
Grundlagen des Geschäftsplans. Im Rah-
men der Finanzaufsicht hat die Aufsichts-
behörde auf die dauernde Erfüllbarkeit 
der Verpflichtungen aus den Versicherun-
gen und hierbei insbesondere auf die Bil-
dung ausreichender versicherungstechni-
scher Rückstellungen und die Anlegung in 
entsprechenden geeigneten Vermögens-
werten, die Einhaltung der kaufmänni-
schen Grundsätze einschließlich einer ord-
nungsgemäßen Verwaltung, Buchhaltung 
und angemessener internen Kontrollver-
fahren, auf die Solvabilität der Unterneh-
men und die Einhaltung der übrigen finan-
ziellen Grundlagen des Geschäftsplans zu 
achten." 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Aufsichtsbehörde kann gegenüber den 
Unternehmen, den Mitgliedern ihres Vorstan-
des sowie sonstigen Geschäftsleitern oder den 
die Unternehmen kontrollierenden Personen 
alle Anordnungen treffen, die geeignet und 
erforderlich sind, um Mißstände zu vermeiden 
oder zu beseitigen. Mißstand ist jedes Verhal-
ten eines Versicherungsunternehmens, das 
den Aufsichtszielen des Absatzes 1 wider-
spricht."  

c) Absatz 2 Satz 3 und 4 wird aufgehoben. 

d) Absatz 2a wird wie folgt gefaßt: 

„ (2a) Sofern in den Fällen des Absatzes 2 
und des § 89 die Belange der Versicherten 
nicht auf andere Weise gewahrt werden kön-
nen, kann die Aufsichtsbehörde Befugnisse, 
die Organen des Unternehmens nach Gesetz 
oder Satzung zustehen, ganz oder teilweise auf 
einen Sonderbeauftragten übertragen, der zur 
Wahrung dieser Befugnisse geeignet ist. Die 
durch die Bestellung des Sonderbeauftragten 
entstehenden Kosten einschließlich der diesem 
zu gewährenden Vergütung fallen dem Versi-
cherungsunternehmen zur Last. Die Höhe die-
ser Vergütung setzt die Aufsichtsbehörde fest. 
Sofern das Versicherungsunternehmen zur 
Zahlung der Vergütung vorübergehend nicht 
in der Lage ist, kann die Aufsichtsbehörde an 
den Sonderbeauftragten Vorschußzahlungen 
erbringen. Wird der Sonderbeauftragte ohne 
Vergütung tätig, so haftet er nur für Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit." 

e) Absatz 3 und Absatz 4 Satz 3 werden aufgeho-
ben. 
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36. § 81a Satz 3 wird aufgehoben. 

37. § 81 b wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Drohen sich die Finanzverhältnisse weiter zu 
verschlechtern, so kann die Aufsichtsbehörde 
unbeschadet der nach § 81 Abs. 2 zulässigen 
Maßnahmen unter außergewöhnlichen Bedin-
gungen die freie Verfügung über die Vermö-
gensgegenstände des Unternehmens ein-
schränken oder untersagen." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Kann eine Vermögensanlage die Zah-
lungsfähigkeit des Versicherungsunterneh-
mens gefährden, so kann die Aufsichtsbehörde 
auch dann Anordnungen treffen, wenn die 
Vermögensanlage nicht zum gebundenen 
Vermögen gehört." 

c) In Absatz 4 wird die Angabe „ § 54 a Abs. 1 und 
3a" durch die Angabe „§ 54a Abs. 6" 
ersetzt. 

38. § 81c Abs. 1 bis 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) In der Lebensversicherung liegt ein die 
Belange der Versicherten gefährdender Mißstand 
auch vor, wenn bei überschußberechtigten Versi-
cherungen keine angemessene Zuführung zur 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung erfolgt. 
Das ist insbesondere dann anzunehmen, wenn die 
Zuführung zur Rückstellung für Beitragsrücker-
stattung eines Lebensversicherungsunterneh-
mens unter Berücksichtigung der Direktgutschrift 
und der rechnungsmäßigen Zinsen nicht der 
gemäß Absatz 3 durch Rechtsverordnung festge-
legten Mindestzuführung in Abhängigkeit von 
den Kapitalerträgen entspricht. Hierbei sind der 
Risikoverlauf und der Solvabilitätsbedarf der 
Lebensversicherungsunternehmen zu berück-
sichtigen. Unbeschadet der nach § 81 Abs. 2 Satz 1 
und § 87 zulässigen Maßnahmen kann die Auf-
sichtsbehörde von dem Lebensversicherungsun-
ternehmen verlangen, daß ihr ein Pl an  zur Sicher-
stellung angemessener Zuführungen zur Rück-
stellung für Beitragsrückerstattung (Zuführungs-
plan) vorgelegt wird, wenn die Zuführung zur 
Rückstellung nicht den Mindestanforderungen 
der Rechtsverordnung entspricht. 

(2) Für die vor dem 1. Juli 1994 abgeschlossenen 
Lebensversicherungen (Altbestand) ist ein die 
Belange der Versicherten gefährdender Mißstand 
abweichend von Absatz 1 Satz 2 insbesondere 
dann anzunehmen, wenn die Rückgewährquote 
eines Lebensversicherungsunternehmens im 
Durchschnitt der letzten drei Geschäftsjahre nicht 
dem anhand des Durchschnitts aller Lebensver-
sicherungsunternehmen festgelegten Rückge-
währrichtsatz entspricht. Unbeschadet der nach 
§ 81 Abs. 2 Satz 1 und § 87 zulässigen Maßnahmen 
kann die Aufsichtsbehörde in diesem Fall vom 
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Unternehmen verlangen, daß ihr ein Plan zur 
Sicherstellung angemessener Zuführungen zur 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung (Rückge-
währplan) zur Genehmigung vorgelegt wird. Die 
Rückgewährquote entspricht dem in vom Hundert 
ausgedrückten Verhältnis der Summe aus rech-
nungsmäßigen Zinsen, der Direktgutschrift von 
Überschußanteilen und der Zuführung zur Rück-
stellung für Beitragsrückerstattung zu der Summe 
aus Normrisikoüberschuß und Normzinsertrag. 

(3) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zur Wah-
rung der Belange der Versicherten unter Berück-
sichtigung der Marktverhältnisse zu Absatz 1 
Vorschriften zu erlassen, über die Zuführung zur 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung, insbe-
sondere über die Mindestzuführung in Abhängig-
keit von den Kapitalerträgen, sowie zu Absatz 2 
die Höhe des Rückgewährrichtsatzes festzulegen 
und Vorschriften über die Berechnung des Norm-
risikoüberschusses und des Normzinsertrags zu 
erlassen. Die Ermächtigung kann durch Rechts-
verordnung auf das Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen übertragen werden. Dieses 
erläßt die Vorschriften im Benehmen mit den 
Aufsichtsbehörden der Länder." 

39. Nach § 81 c wird folgender § 81 d eingefügt: 

„§ 81d 

(1) In der nach Art der Lebensversicherung 
betriebenen Krankenversicherung liegt ein die 
Belange der Versicherten gefährdender Mißstand 
auch vor, wenn keine angemessene Zuführung 
zur Rückstellung für erfolgsabhängige Beitrags-
rückerstattung erfolgt. Das ist, soweit nicht eine 
Überschußbeteiligung nach der Art des Geschäfts 
ausscheidet, insbesondere dann anzunehmen, 
wenn die Zuführung zur Rückstellung für erfolgs-
abhängige Beitragsrückerstattung eines Kran-
kenversicherungsunternehmens nicht dem nach 
Absatz 3 durch Rechtsverordnung festgelegten 
Zuführungssatz entspricht. Als Zuführungssatz ist 
ein Vomhundertsatz aus der Summe von Jahres-
überschuß und den Aufwendungen für die 
erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung festzu-
legen. Hierbei sind eine Direktgutschrift und ein 
durchschnittlicher Solvabilitätsbedarf der Kran-
kenversicherungsunternehmen zu berücksichti-
gen. 

(2) Unbeschadet der nach § 81 Abs. 2 Satz 1 und 
§ 87 zulässigen Maßnahmen kann die Aufsichts-
behörde von dem Krankenversicherungsunter-
nehmen verlangen, daß ihr ein Plan zur Sicher-
stellung angemessener Zuführungen zur Rück-
stellung für erfolgsabhängige Beitragsrückerstat- 
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tung (Zuführungsplan) vorgelegt wird, wenn die 
Zuführung zur Rückstellung nicht den Mindest-
anforderungen der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 3 entspricht. 

(3) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zur Wah-
rung der Belange der Versicherten Vorschriften 
über die Mindestzuführung zur Rückstellung für 
erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung zu er-
lassen, insbesondere über die Höhe des Zufüh-
rungssatzes. Die Ermächtigung kann durch 
Rechtsverordnung auf das Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen übertragen werden. 
Diese erläßt die Vorschriften im Benehmen mit 
den Aufsichtsbehörden der Länder." 

40. § 83 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 83 

(1) Die Aufsichtsbehörde ist befugt, 

1. von den Versicherungsunternehmen, den Mit-
gliedern ihres Vorstandes sowie sonstigen 
Geschäftsleitern oder den die Unternehmen 
kontrollierenden Personen Auskünfte über alle 
Geschäftsangelegenheiten sowie Vorlage oder 
Übersendung aller Geschäftsunterlagen, im 
Einzelfall insbesondere der allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen, der Tarife, der Form-
blätter und sonstigen Druckstücke, die das 
Versicherungsunternehmen im Verkehr mit 
den Versicherungsnehmern verwendet, sowie 
der Unternehmensverträge und der Verträge 
über eine Funktionsausgliederung (§ 5 Abs. 3 
Nr. 3 und 4) zu verlangen, 

2. auch ohne besonderen Anlaß in den Geschäfts-
räumen der Unternehmen Prüfungen des 
Geschäftsbetriebs vorzunehmen, 

3. Prüfungen auch so vorzunehmen, daß sie an 
einer von dem Versicherungsunternehmen 
nach § 57 veranlaßten Prüfung teilnimmt und 
selbst die Feststellungen trifft, die sie für nötig 
hält; dies gilt nicht für Versicherungsunterneh-
men, die als kleinere Vereine (§ 53) anerkannt 
sind, 

4. zu Prüfungen nach Nummer 2 und 3 Personen 
hinzuzuziehen, die nach § 57 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 319 des Handelsgesetzbuchs zu 
Prüfern bestimmt werden können; für diese 
Personen gilt die Bestimmung des § 323 des 
Handelsgesetzbuchs für Abschlußprüfer sinn-
gemäß, 

5. zu Sitzungen des Aufsichtsrats und Tagungen 
der Hauptversammlung oder der obersten Ver-
tretung Vertreter zu entsenden, denen auf 
Verlangen das Wort zu erteilen ist, 

6. die Einberufung der in Nummer 5 bezeichne-
ten Sitzungen und Tagungen sowie die Ankün-
digung von Gegenständen zur Beschlußfas-
sung zu verlangen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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(2) Besteht Anlaß zu der Vermutung, daß 
jemand ohne Erlaubnis Versicherungsgeschäfte 
betreibt, so kann die Aufsichtsbehörde zur Klä-
rung des Sachverhalts von ihm und, wenn es sich 
um eine juristische Person handelt, auch von den 
Mitgliedern ihrer Organe Auskünfte und Vorlage 
von Unterlagen über die Geschäftsangelegenhei-
ten verlangen. In diesen Fällen kann sie zur 
Klärung des Sachverhalts auch Prüfungen in den 
Räumen vornehmen, in denen die entsprechen-
den Tätigkeiten vermutlich stattfinden. 

(3) Die Bediensteten der Aufsichtsbehörde und 
die nach Absatz 1 Nr. 4 hinzugezogenen Personen 
dürfen für Prüfungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 
und in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 die 
Geschäftsräume des Versicherungsunterneh-
mens betreten. Das Grundrecht des Artikels 13 
des Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt. 

(4) Bei Prüfungen nach Absatz 2 dürfen Bedien-
stete der Aufsichtsbehörde die in Absatz 2 Satz 2 
genannten Räume betreten. Absatz 3 Satz 2 gilt 
entsprechend. Dienen die in Satz 1 genannten 
Räume zugleich als Wohnung, bedarf es hierzu 
einer entsprechenden richterlichen Durchsu-
chungsanordnung. Für diese Anordnung ist das 
Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk sich die 
Räume befinden, deren Durchsuchung beabsich-
tigt ist. Die Sätze 2 und 3 gelten auch bei den in 
Absatz 3 genannten Prüfungen, wenn die 
Geschäftsräume zugleich als Wohnung dienen 
oder wenn sich die Geschäftsunterlagen in ande-
ren Räumen befinden, die von nach Absatz 1 Nr. 1 
zur Auskunft verpflichteten Personen als Woh-
nung benutzt werden. 

(5) Soweit jemand 

1. als Versicherungsvertreter oder Versiche-
rungsmakler an ein Versicherungsunterneh-
men Versicherungsverträge vermittelt oder 
vermittelt hat oder 

2. Tätigkeiten für ein Versicherungsunterneh-
men wahrnimmt, die Gegenstand eines Vertra-
ges über Funktionsausgliederungen (§ 5 Abs. 3 
Nr. 4) sein können, oder 

3. Leistungen aufgrund von Verträgen nach 
§ 53d erbringt, 

gelten Absatz 1 Nr. 1, 2 und 4 sowie Absatz 3 
entsprechend. Für die Fälle der Nummer 1 gilt 
dies nur insoweit, als es für die Beurteilung des 
Geschäftsbetriebs und der Vermögenslage des 
Versicherungsunternehmens bedeutsam ist. 

(6) Wer nach den Absätzen 1, 2 oder 5 zur 
Erteilung einer Auskunft verpflichtet ist, kann die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeich-
neten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. " 

41. § 84 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 84 

(1) Die bei den Versicherungsaufsichtsbehör-
den beschäftigten oder von ihnen beauftragten 
Personen sowie die Mitglieder des Versiche-
rungsbeirats (§ 92), dürfen bei ihrer Tätigkeit 
erhaltene vertrauliche Informationen an keine 
andere Person oder Behörde weitergeben. Dies 
gilt auch für andere Personen, die durch dienstli-
che Berichterstattung Kenntnis von den in Satz 1 
genannten Informationen erhalten. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht für die Weitergabe von Infor-
mationen in zusammengefaßter oder allgemeiner 
Form, bei der die einzelnen Versicherungsunter-
nehmen nicht zu erkennen sind. 

(2) Die Schweigepflicht nach Absatz 1 Satz 1 
verbietet nicht den Informationsaustausch mit den 
zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten 
und anderer Vertragsstaaten des EWR-Abkom-
mens sowie der Kommission nach den für die 
Versicherungsunternehmen geltenden Richtli-
nien des Rates der Europäischen Gemeinschaften. 
Für die dabei erhaltenen Informationen gilt die 
Schweigepflicht nach Absatz 1 Satz 1. Ein Aus-
tausch von Informationen mit zuständigen Behör-
den von ausländischen Staaten, die nicht der 
Europäischen Gemeinschaft angehören und nicht 
Vertragsstaaten des EWR-Abkommens sind, ist 
nur zulässig, wenn diese Behörden und die von 
ihnen beauftragten Personen einer Absatz 1 Satz 1 
entsprechenden Schweigepflicht unterliegen. 

(3) Die Aufsichtsbehörden dürfen Informatio-
nen, die sie aufgrund der Absätze 1 und 2 erhal-
ten, nur für folgende Zwecke verwenden: 

1. zur Prüfung des Antrags eines Versicherungs-
unternehmens auf Erteilung der Erlaubnis, 

2. zur Überwachung der Tätigkeit eines Versi-
cherungsunternehmens, 

3. für Anordnungen der Aufsichtsbehörde sowie 
zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten durch die Aufsichtsbehörde, 

4. im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens über 
Rechtsbehelfe gegen eine Entscheidung der 
Aufsichtsbehörde, 

5. im Rahmen von Verfahren vor Verwaltungsge-
richten, Insolvenzgerichten, Staatsanwalt-
schaften oder für Straf- und Bußgeldsachen 
zuständigen Gerichten. 

(4) Die Schweigepflicht nach Absatz 1 Satz 1 
verbietet insbesondere nicht die Weitergabe von 
Informationen an 

1. Staatsanwaltschaften oder für Straf- und Buß-
geldsachen zuständige Gerichte, 
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2. kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit 
der Überwachung von Versicherungsunter-
nehmen, Kreditinstituten und anderen Finanz-
instituten oder der Finanzmärkte be traute Stel-
len sowie von diesen beauftragte Personen, 

3. mit der Liquidation, dem Vergleich oder dem 
Konkurs eines Versicherungsunternehmens 
befaßte Stellen, 

4. mit der gesetzlichen Prüfung der Rechnungsle-
gung von Versicherungsunternehmen oder 
anderen Finanzinstituten betraute Personen 
oder 

5. Einrichtungen zur Verwaltung von Garantie-
fonds, 

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben benötigen. Für die bei diesen 
Stellen beschäftigten Personen gilt die Schwei-
gepflicht nach Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 
Befindet sich die Stelle in einem anderen Staat, so 
dürfen die Tatsachen nur weitergegeben werden, 
wenn diese Stelle und die von ihr beauftragten 
Personen einer dem Absatz 1 Satz 1 entsprechen-
den Schweigepflicht unterliegen. 

(5) Vertrauliche Informationen, die die Auf-
sichtsbehörde von den in Absatz 2 Satz 1 und 
Absatz 4 Nr. 2 bis 4 genannten Stellen erhalten 
hat, dürfen im Wege der dienstlichen Berichter-
stattung (Absatz 1 Satz 2) nur dann weitergege-
ben werden, wenn das Einverständnis der zustän-
digen Behörde vorliegt, die die Informationen 
erteilt hat. Gleiches gilt für Informationen, die bei 
der Durchführung einer örtlichen Prüfung einer 
Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat 
oder Vertragsstaat (§ 13b) erlangt wurden; in 
diesem Fall ist das Einverständnis der zuständi-
gen Behörde des Mitgliedstaats oder Vertrags-
staats, in dem die örtliche Prüfung durchgeführt 
wurde, erforderlich. " 

42. Nach § 84 wird folgender § 85 eingefügt: 

„§ 85 

Die Aufsicht erstreckt sich über das Inland 
hinaus auf die in anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft und anderen Ver-
tragsstaaten des EWR-Abkommens über Nieder-
lassungen oder im Dienstleistungsverkehr ausge-
übte Geschäftstätigkeit. Dabei wird die Finanz-
aufsicht in alleiniger Zuständigkeit, die Aufsicht 
im übrigen im Zusammenwirken mit der Auf-
sichtsbehörde des anderen Mitgliedstaats wahr-
genommen. " 

43. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden die Worte „oder der 
Geschäftsbetrieb den guten Sitten wider-
spricht" gestrichen. 
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bb) Der Punkt am Ende der Nummer 3 wird 
durch ein Komma ersetzt, danach wird 
folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. das Versicherungsunternehmen von 
der Erlaubnis nicht binnen zwölf 
Monaten Gebrauch macht oder aus-
drücklich auf sie verzichtet oder wenn 
es seit mehr als sechs Monaten seinen 
Geschäftsbetrieb eingestellt hat."  

b) Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 ange-
fügt: 

„(6) Werden der Aufsichtsbehörde Tatsa-
chen bekannt, die die Versagung der Erlaubnis 
nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 rechtfertigen 
würden, kann sie, statt die Erlaubnis zu wider-
rufen, die Abberufung von Geschäftsleitern 
verlangen, auf deren Person sich die Tatsachen 
beziehen, und diesen Geschäftsleitern auch 
die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen." 

44. § 87a Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 87 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend." 

45. § 89 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Herabsetzung werden, soweit Dek-
kungsrückstellungen der einzelnen Versiche-
rungsverträge bestehen, zunächst die Deckungs-
rückstellungen herabgesetzt und danach die Ver-
sicherungssummen neu festgestellt, sonst diese 
unmittelbar herabgesetzt." 

46. Nach § 89 wird folgender § 89a eingefügt: 

„§ 89a 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Maßnahmen nach § 81 Abs. 2a, § 81b Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 Satz 2 und Absatz 4, §§ 83, 87 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 und Absatz 4, 88 und 89 haben keine 
aufschiebende Wirkung. " 

47. Die Zwischenüberschrift vor § 90 erhält folgende 
Fassung: 

„2. Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs-
wesen". 

48. § 91 wird aufgehoben. 

49. Nach § 92 wird folgender § 93 eingefügt: 

„§ 93 

(1) Das Bundesaufsichtsamt kann die Befolgung 
der Verfügungen, die es innerhalb seiner gesetz-
lichen Befugnisse trifft, mit Zwangsmitteln nach 
den Bestimmungen des Verwaltungs-Vollstrek-
kungsgesetzes durchsetzen. Es kann Zwangsmit-
tel auch gegen Versicherungsunternehmen an-
wenden, die juristische Personen des öffentlichen 
Rechts sind. 

(2) Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt bis zu 
fünfzigtausend Deutsche  Mark."  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

44. unverändert 

45. unverändert 

46. unverändert 

47. unverändert 

48. unverändert 

49. unverändert 
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50. In § 101 Abs. 2 werden die Worte „die einem jeden 
Unternehmen im letzten Geschäftsjahr aus den 
von ihm im Geltungsbereich dieses Gesetzes" 
durch die Worte „die den Direktversicherungsun-
ternehmen im letzten Geschäftsjahr aus den in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft und den anderen Vertragsstaaten des 
EWR-Abkommens und den Unternehmen, die 
ausschließlich die Rückversicherung zum Gegen-
stand haben, aus den im Inland" ersetzt. 

51. Nach § 103 wird folgender § 103a eingefügt: 

„§103a 

(1) Das Bundesaufsichtsamt veröffentlicht spä-
testens ab dem 1. Januar 1996 nicht tarifspezifi-
sche allgemeine Wahrscheinlichkeitstafeln und 
andere einschlägige statistische Daten für die 
Krankenversicherung im Sinne von § 12 Abs. 1. 

(2) Versicherungsunternehmen mit Sitz im 
Inland, die die Krankenversicherung betreiben, 
sind verpflichtet, die für die Veröffentlichung 
nach Absatz 1 benötigten Daten anhand der 
Daten ihrer Versicherungsbestände dem Bundes-
aufsichtsamt jährlich mitzuteilen. In der in § 12 c 
genannten Rechtsverordnung ist festzulegen, 
welche Versicherungsbestände und Daten hier-
bei zu berücksichtigen sind." 

52. Nach Abschnitt V wird folgender Abschnitt V a 
eingefügt: 

„Va. 

Beaufsichtigung der Inhaber bedeutender Beteili-
gungen an Versicherungsunternehmen 

§ 104 

(1) Wer beabsichtigt, eine bedeutende Beteili-
gung (§ 7 a Abs. 2 Satz 3) an einem Versicherungs-
unternehmen zu erwerben, hat der Aufsichtsbe-
hörde die Höhe der beabsichtigten Beteiligung 
unverzüglich anzuzeigen. In der Anzeige hat er 
die wesentlichen Tatsachen, die der Beurteilung 
der in § 7a Abs. 2 Satz 1 und 2 genannten 
Anforderungen dienen, anzugeben; auf Verlan-
gen der Aufsichtsbehörde hat er die in § 5 Abs. 5 
Nr. 6 Buchstaben c und d genannten Unterlagen 
einzureichen und auf seine Kosten durch einen 
von ihr zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer, prü-
fen zu lassen. Ist der Erwerber eine juristische 
Person oder Personenhandelsgesellschaft, so ist, 
solange die bedeutende Beteiligung besteht, 
jeder neu bestellte gesetzliche oder satzungs-
mäßige Vertreter oder neue persönlich haftende 
Gesellschafter mit den für die Beurteilung seiner 
Zuverlässigkeit wesentlichen Tatsachen unver-
züglich anzuzeigen. Der Inhaber einer bedeuten- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

50. § 101 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 84 Abs. 1 
Satz 2" durch die Angabe „§ 83 Abs. 1 Nr. 4" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „die einem jeden 
Unternehmen im letzten Geschäftsjahr aus den 
von ihm im Geltungsbereich dieses Gesetzes" 
durch die Worte „die den Direktversicherungs-
unternehmen im letzten Geschäftsjahr aus den 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft und den anderen Vertragsstaa-
ten des EWR-Abkommens und den Unterneh-
men, die ausschließlich die Rückversicherung 
zum Gegenstand haben, aus den im Inland" 
ersetzt. 

51. unverändert 

52. unverändert 
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den Beteiligung hat der Aufsichtsbehörde ferner 
unverzüglich anzuzeigen, wenn er beabsichtigt, 
den Betrag der bedeutenden Beteiligung so zu 
erhöhen, daß die Schwellen von 20 vom Hundert, 
33 vom Hundert oder 50 vom Hundert der Stimm-
rechte oder des Nennkapitals erreicht oder über-
schritten werden, oder daß das Versicherungsun-
ternehmen zu einem Tochterunternehmen (§ 7 a 
Abs. 2 Satz 6) wird. Die Aufsichtsbehörde kann 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang der 
Anzeige den beabsichtigten Erwerb der bedeu-
tenden Beteiligung oder ihre Erhöhung untersa-
gen, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich 
ergibt, daß der Anzeigende oder, wenn er juristi-
sche Person oder Personenhandelsgesellschaft ist, 
gesetzliche oder satzungsmäßige Vertreter oder 
persönlich haftende Gesellschafter nicht zuver-
lässig sind; dies gilt auch, wenn andere Tatsachen 
vorliegen, die die Aufsichtsbehörde zu einer Ver-
sagung der Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
oder Satz 2 berechtigen würden. Wird der Erwerb 
nicht untersagt, kann die Aufsichtsbehörde einen 
Zeitraum bestimmen, nach dessen Ablauf der 
Anzeigende sie unverzüglich zu unterrichten hat, 
wenn er die nach den Sätzen 1 oder 4 angezeigte 
Absicht nicht verwirklicht hat. 

(2) Sofern Tatsachen Anlaß zu Zweifeln geben, 
daß der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung 
den in § 7 a Abs. 2 Satz 1 und 2 genannten 
Anforderungen genügt oder daß die Struktur der 
Unternehmensverbindung (§ 15 des Aktiengeset-
zes) eine wirksame Aufsicht über das Versiche-
rungsunternehmen möglich macht, kann die Auf-
sichtsbehörde die nach Absatz 1 Satz 2, zweiter 
Halbsatz zulässigen Maßnahmen ergreifen. Die 
Aufsichtsbehörde kann dem Inhaber einer bedeu-
tenden Beteiligung die Ausübung seiner Stimm-
rechte untersagen, wenn 

1. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, 
daß der vom Inhaber oder von gesetzlichen 
oder satzungsmäßigen Vertretern oder persön-
lich haftenden Gesellschaftern ausgeübte Ein-
fluß des beteiligten Unternehmens sich schäd-
lich auf das Versicherungsunternehmen aus-
wirken kann, 

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, 
daß den in § 7 a Abs. 2 Satz 1 und 2 genannten 
Anforderungen nicht Genüge getan wird, 

3. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, 
daß das Versicherungsunternehmen mit dem 
Inhaber der bedeutenden Beteiligung verbun-
den ist und wegen dieser Unternehmensver-
bindung oder der Struktur der Unternehmens-
verbindung des Inhabers der bedeutenden 
Beteiligung mit anderen Unternehmen eine 
wirksame Aufsicht über das Versicherungsun-
ternehmen nicht möglich ist, oder 

4. die Beteiligung trotz einer vollziehbaren 
Untersagung nach Absatz 1 Satz 5 erworben 
oder erhöht worden ist. 
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In den Fällen des Satzes 2 kann die Ausübung der 
Stimmrechte auf einen Treuhänder übertragen 
werden. Der Treuhänder hat bei der Ausübung 
der Stimmrechte den Interessen einer soliden und 
umsichtigen Führung des Versicherungsunter-
nehmens Rechnung zu tragen. Der Treuhänder 
wird auf Antrag des Versicherungsunternehmens, 
eines an ihm Beteiligten oder der Aufsichtsbe-
hörde vom Gericht des Sitzes des Versicherungs-
unternehmens bestellt. Sind die Voraussetzungen 
des Satzes 2 entfallen, hat die Aufsichtsbehörde 
den Widerruf der Bestellung des Treuhänders zu 
beantragen. Der Treuhänder hat Anspruch auf 
Ersatz angemessener Auslagen und auf Vergü-
tung für seine Tätigkeit. Das Gericht setzt auf 
Antrag des Treuhänders die Auslagen und die 
Vergütung fest; die weitere Beschwerde ist aus-
geschlossen. Der Bund schießt die Auslagen und 
die Vergütung vor; für seine Aufwendungen haf-
ten dem Bund der betroffene Inhaber der bedeu-
tenden Beteiligung und das Versicherungsunter-
nehmen gesamtschuldnerisch. 

(3) Wer beabsichtigt, eine bedeutende Beteili-
gung an einem Versicherungsunternehmen auf-
zugeben oder den Betrag seiner bedeutenden 
Beteiligung unter die Schwellen von 20 vom 
Hundert, 33 vom Hundert oder 50 vom Hundert 
der Stimmrechte oder des Nennkapitals abzusen-
ken oder die Beteiligung so zu verändern, daß das 
Versicherungsunternehmen nicht mehr Tochter-
unternehmen ist, hat dies der Aufsichtsbehörde 
anzuzeigen; dabei ist die verbleibende Höhe der 
Beteiligung anzugeben. 

(4) Die Aufsichtsbehörde hat den Erwerb einer 
unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung an 
einem Versicherungsunternehmen, durch den 
das Versicherungsunternehmen zu einem Toch-
terunternehmen eines Unternehmens mit Sitz 
außerhalb der Europäischen Gemeinschaft und 
der anderen Vertragsstaaten des EWR-Abkom-
mens würde, vorläufig zu untersagen oder zu 
beschränken, wenn ein entsprechender Beschluß 
der Kommission oder des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften vorliegt, der nach Artikel 29 b 
Abs. 4 der Ersten Richtlinie 73/239/EWG vom 
24. Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Auf-
nahme und Ausübung der Tätigkeit der Direkt-
versicherung (mit Ausnahme der Lebensversiche-
rung) (ABl. EG Nr. L 228 S. 3) oder nach Arti-
kel 32 b Abs. 4 der Ersten Richtlinie 79/267/EWG 
vom 5. März 1979 zur Koordinierung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme 
und Ausübung der Direktversicherung (Lebens-
versicherung) (ABl. EG Nr. L 63 S. 1) zustande 
gekommen ist. Die vorläufige Untersagung oder 
Beschränkung darf drei Monate vom Zeitpunkt 
des Beschlusses an nicht überschreiten. Be-
schließt der Rat der Europäischen Gemeinschaf-
ten die Verlängerung der Frist nach Satz 2, so hat 
die Aufsichtsbehörde die Fristverlängerung zu 
beachten. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 5, Absatz 2 Satz 2 
und Absatz 4 haben keine aufschiebende Wir-
kung. 

(6) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Be-
stimmungen über Art, Umfang und Zeitpunkt der 
gemäß Absatz 1 und 3 einzureichenden Angaben 
zu erlassen, soweit dies zur Erfüllung der Auf-
gaben der Aufsichtsbehörde erforderlich ist. Die 
Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung auf 
das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs-
wesen übertragen werden. Dieses erläßt die Vor-
schriften im Benehmen mit den Aufsichtsbehör-
den der Länder." 

53. Die Überschrift des Abschnitts VI wird wie folgt 
gefaßt: 

„VI. Versicherungsunternehmen mit Sitz im Aus-
land". 

54. In § 105 Abs. 1 werden die Worte „Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes" durch das Wort „Inland" 
ersetzt. 

55. In § 106 Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Pflichten" die Worte „und persönlichen Voraus-
setzungen" eingefügt und die Worte „Geltungs-
bereich dieses Gesetzes" durch das Wort „Inland" 
ersetzt. 

56. § 106b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte 
„ , soweit ihre Vorlage nicht nach § 5 Abs. 6 
entfällt," gestrichen. 

b) Absatz 2 Satz 8 wird aufgehoben. 

57. In § 106c wird die Angabe „ § 8 Abs. 1 Nr. 2" durch 
die Angabe „ § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3" ersetzt. 

58. Nach § 107 wird folgender § 108 eingefügt: 

„§ 108 

(1) Wird der Versicherungsbestand einer inlän-
dischen Niederlassung (§ 106 Abs. 2) auf die 
inländische Niederlassung eines anderen Versi-
cherungsunternehmens mit Sitz außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
und der anderen Vertragsstaaten des EWR

-

Abkommens übertragen und wird die Kapitalaus-
stattung der Niederlassung des letztgenannten 
Unternehmens von der Aufsichtsbehörde eines 
anderen Mitgliedstaats der Europäischen Ge-
meinschaft oder eines anderen Vertragsstaats des 
EWR-Abkommens überwacht, so ist der nach 
§ 105 Abs. 2 in Verbindung mit § 14 Abs. 1 zu 
führende Nachweis über die Höhe der Eigenmit- 
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53. unverändert 

54. unverändert 

55. unverändert 

56. § 106b wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) In Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 werden nach den 
Worten „in den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft" die Worte 
„oder den anderen Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum" eingefügt. 

57. unverändert 

58. unverändert 
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tel des übernehmenden Unternehmens durch 
eine Bescheinigung dieser Behörde zu führen. Die 
von einer Niederlassung für den übertragenen 
Bestand gestellten Sicherheiten bleiben beste-
hen, sofern die für das übernehmende Unterneh-
men zuständige Aufsichtsbehörde nichts anderes 
bestimmt. 

(2) Ein Vertrag, durch den der Versicherungs-
bestand einer Niederlassung (§ 106 Abs. 2) ganz 
oder teilweise auf ein Unternehmen mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft oder einem anderen Vertragsstaat 
des EWR-Abkommens übertragen werden soll, 
bedarf der Genehmigung des Bundesaufsichts-
amtes. Sie darf nur erteilt werden, wenn der 
Nachweis, daß das übernehmende Unternehmen 
nach der Übertragung Eigenmittel in Höhe der 
Solvabilitätsspanne besitzt, durch eine Bescheini-
gung der Aufsichtsbehörde des Sitzes geführt 
wird. 

(3) Für Verträge nach Absatz 1 und 2 gilt § 14 
Abs. 1 Satz 3 und 4, Abs. 2 und 3 entspre-
chend." 

59. § 109 wird aufgehoben. 

60. Vor § 110a wird die Zwischenüberschrift des 
2. Unterabschnitts „a. Niederlassung" gestri-
chen. 

61. § 110a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 110a 

(1) Versicherungsunternehmen mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft oder einem anderen Vertragsstaat 
des EWR-Abkommens (Herkunftsmitgliedstaat) 
mit Ausnahme der in § 110d genannten Unter-
nehmen dürfen das Direktversicherungsgeschäft 
im Inland durch eine Niederlassung oder im 
Dienstleistungsverkehr durch Mittelspersonen 
nur nach Maßgabe des Absatzes 2 betreiben. 
§ 13a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 gilt sinngemäß. 

(2) Die Aufnahme der Geschäftstätigkeit ist nur 
zulässig, wenn 

1. die Aufsichtsbehörde des Herkunftsmitglied-
staates dem Bundesaufsichtsamt 

a) bei Tätigkeit des Unternehmens durch eine 
Niederlassung die in Artikel 10 Abs. 2, 
Abs. 3 Unterabsatz 2 und Abs. 6 der Ersten 
Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 
24. Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften betreffend die 
Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Direktversicherung (mit Ausnahme der Le-
bensversicherung) (ABl. EG Nr. 228 S. 3) 
und in Artikel 10 Abs. 2, Abs. 3 Unterab-
satz 2 und Abs. 6 der Ersten Richtlinie 
79/267/EWG vom 5. März 1979 zur Koordi-
nierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften über die Aufnahme und Ausübung 
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59. unverändert 

60. unverändert 

61. § 110a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 110a 

(1) unverändert 

(2) unverändert 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/7595 

Entwurf 

der Direktversicherung (Lebensversiche-
rung) (ABl. EG Nr. 63 S. 1) bezeichneten 
Angaben unter Benachrichtigung des Un-
ternehmens übermittelt hat und im Falle der 
Errichtung einer Niederlassung seit Ein-
gang dieser Benachrichtigung zwei Monate 
vergangen sind, falls das Bundesaufsichts-
amt dem Unternehmen keinen früheren 
Zeitpunkt mitteilt, 

b) bei Tätigkeit des Unternehmens im Dienst-
leistungsverkehr die in Artikel 16 Abs. 1 
und Artikel 17 der Zweiten Richtlinie 
88/357/EWG des Rates vom 22. Juni 1988 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Direktversiche-
rung (mit Ausnahme der Lebensversiche-
rung) und zur Erleichterung der tatsächli-
chen Ausübung des freien Dienstleistungs-
verkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie 
73/239/EWG (ABl. EG Nr. L 172 S. 1) und in 
Artikel 14 Abs. 1 und Artikel 17 der Zweiten 
Richtlinie 90/619/EWG des Rates vom 

8. November 1990 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Direktversicherung (Lebensversiche-
rung) und zur Erleichterung der tatsächli-
chen Ausübung des freien Dienstleistungs-
verkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie 
79/267/EWG (ABl. EG Nr. L 330 S. 50) 
bezeichneten Angaben unter Benachrichti-
gung des Unternehmens übermittelt hat 
und 

2. im Falle des Betriebs der Krankenversicherung 
im Sinne des § 12 Abs. 1 sowie von Pflichtver-
sicherungen das Unternehmen dem Bundes-
aufsichtsamt die allgemeinen Versicherungs-
bedingungen eingereicht hat. 

(3) Die Finanzaufsicht über diese Geschäftstä-
tigkeit obliegt allein der Aufsichtsbehörde des 
Herkunftsmitgliedstaats, die Aufsicht im übrigen 
auch dem Bundesaufsichtsamt. In Ausübung der 
Finanzaufsicht ist die Aufsichtsbehörde des Her-
kunftsmitgliedstaats nach vorheriger Unterrich-
tung des Bundesaufsichtsamts befugt, in den 
Geschäftsräumen der Niederlassung durch eige-
nes Personal oder durch Beauftragte Prüfungen 
des Geschäftsbetriebs vorzunehmen; § 81 Abs. 1 
Satz 3 und § 83 Abs. 3 und 6 gelten entspre-
chend. 

(4) Für die Aufsicht des Bundesaufsichtsamtes 
nach Absatz 3 gelten neben der Vorschrift des 
§ 1 l 0 a entsprechend 

1. von den einleitenden Vorschriften (I.) § 1 
Abs. 1, 3 und 4 sowie § 2, 

2. von den Vorschriften über die Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb (II.) § 10, § 10a mit der 
Maßgabe, daß in der Verbraucherinformation 
nach der Anlage Teil D Abschnitt I Nr. 1 
Buchstabe i auch die Anschrift einer sonstigen 
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(3) unverändert 

(4) Für die Aufsicht des Bundesaufsichtsamtes 
nach Absatz 3 gelten neben den Absätzen 1 und 2 
entsprechend 

1. unverändert 

2. von den Vorschriften über die Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb (II.) § 10, § 10a mit der 
Maßgabe, daß in der Verbraucherinformation 
nach der Anlage Teil D Abschnitt I Nr. 1 
Buchstabe h auch die Anschrift einer sonstigen 
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Stelle anzugeben ist, an die sich der Versiche-
rungsnehmer bei Beschwerden über den Ver-
sicherer nach dem ausländischen Recht wen-
den kann, §§ 11b, 11c, 12 Abs. 1, 4 und 5, 
§§ 12a, 12b Abs. 1 bis 3, §§ 12c, 12d und 13d 
Nr. 7, 

3. von den Vorschriften über die Aufgaben und 
Befugnisse der Aufsichtsbehörden (V.1.) 

a) § 81 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4, Abs. 2, § 83 Abs. 1 
Nr. 1, 2 bis 4, Abs. 2, 4 und 5 Nr. 1 und 2, 
Abs. 6, §§ 89a und 93, 

b) zusätzlich für eine bestehende Niederlas-
sung § 81 Abs. 4 Satz 1 Buchstabe a und § 83 
Abs. 3, 

4. von den Vorschriften über Versicherungsun-
ternehmen mit Sitz im Ausland (VI.) § 106 
Abs. 3 Satz 4 und § 111 b Abs. 1 Satz 2 und 
3." 

62. § 110b wird wie folgt gefaßt: 

„§ 110b 

(1) Die bei Lloyd's vereinigten Einzelversiche-
rer dürfen eine Geschäftstätigkeit nur ausüben, 
wenn die Vereinigung im Namen der Einzelversi-
cherer für den Fall der Zwangsvollstreckung in 
deren im Inland belegene Vermögenswerte dar-
auf verzichtet, Rechte daraus herzuleiten, daß die 
Zwangsvollstreckung auch in Vermögenswerte 
von Einzelversicherern erfolgt, gegen die der Titel 
nicht wirkt; die Verzichtserklärung muß bis zur 
vollständigen Abwicklung der im Inland abge-
schlossenen Versicherungsverträge unwiderruf-
lich sein. 

(2) Ansprüche aus dem im Inland über eine 
Niederlassung betriebenen Versicherungsge-
schäft der bei Lloyd's vereinigten Einzelversiche-
rer können nur durch und gegen den Hauptbe-
vollmächtigten gerichtlich geltend gemacht wer-
den. Ein gemäß Satz 1 erzielter Titel wirkt für und 
gegen die an dem Versicherungsgeschäft betei-
ligten Einzelversicherer. § 727 der Zivilprozeß-
ordnung ist entsprechend anzuwenden. Aus 
einem gegen den Hauptbevollmächtigten erziel-
ten Titel kann in die von ihm verwalteten, im 
Inland belegenen Vermögenswerte aller in der 
Vereinigung zusammengeschlossenen Einzelver-
sicherer vollstreckt werden." 

63. § 110c wird aufgehoben. 

64. Die Zwischenüberschrift nach § 110c „b. Dienst-
leistungsverkehr" wird gestrichen. 

65. § 110d wird wie folgt gefaßt: 

„§ 110d 

(1) Versicherungsunternehmen mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften oder einem anderen Vertrags-
staat des EWR-Abkommens, die nicht den Richt- 
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Stelle anzugeben ist, an die sich der Versiche-
rungsnehmer bei Beschwerden über den Ver-
sicherer nach dem ausländischen Recht wen-
den kann, §§ 11b, 11c, 12 Abs. 1, 4 und 5, 
§§ 12a, 12b Abs. 1 bis 3, §§ 12c, 12d und 13d 
Nr. 7, 

3. von den Vorschriften über die Aufgaben und 
Befugnisse der Aufsichtsbehörden (V.1.) 

a) § 81 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4, Abs. 2, § 83 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 4, Satz 2, Abs. 2, 4 und 5 Nr. 1 
und 2, Abs. 6, §§ 89a und 93, 

b) unverändert 

4. unverändert 

62. unverändert 

63. unverändert 

64. unverändert 

65. unverändert 
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Linien des Rats der Europäischen Gemeinschaften 
auf dem Gebiet des Versicherungswesens unter-
liegen und das Direktversicherungsgeschäft 
durch eine Niederlassung betreiben wollen, 
bedürfen der Erlaubnis. Über den Antrag ent-
scheidet das Bundesaufsichtsamt. 

(2) Für diese Unternehmen sind die Vorschriften 
der §§ 1 bis 104 mit folgenden Maßgaben entspre-
chend anzuwenden: 

1. Zusätzlich sind die Satzung des Unternehmens 
sowie die Bilanz und die Gewinn- und Verlust-
rechnung für jedes der drei letzten Geschäfts-
jahre einzureichen; besteht das Unternehmen 
noch nicht drei Jahre, so hat es diese Unter-
lagen nur für die bereits abgeschlossenen 
Geschäftsjahre vorzulegen; 

2. die Mitglieder des zur gesetzlichen Vertretung 
befugten Organs sind zu benennen; 

3. die die Niederlassung be treffenden Geschäfts-
unterlagen sind dort zur Verfügung zu hal-
ten; 

4. die Anforderungen an die Kapitalausstattung 
richten sich nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3; § 53 c 
Abs. 2a bleibt unberührt; 

5. § 14 Abs. 1 a ist nicht anzuwenden. 

Ferner gelten die §§ 106 Abs. 3, 106c und 110 
Abs. 1 entsprechend. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn der 
Betrieb im Dienstleistungsverkehr durch Mittels-
personen erfolgen soll; die in Absatz 2 genannten 
Vorschriften gelten jedoch insoweit nicht, als sie 
eine Niederlassung voraussetzen." 

66. Die §§ 110e bis 110i werden aufgehoben. 

67. In § 111 Abs. 2 wird die Angabe „ § 5 Abs. 6 Satz 1 
bis 3" durch die Angabe „Artikel 10 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zu dem Gesetz über den 
Versicherungsvertrag" ersetzt. 

68. Die §§ 111a bis 111d werden wie folgt gefaßt: 

„§ 111a 

(1) Das Bundesaufsichtsamt unterrichtet die 
Aufsichtsbehörden der anderen Mitgliedstaaten 
oder Vertragsstaaten fortlaufend über solche 
Rechtsvorschriften, die Versicherungsunterneh-
men mit Sitz in diesen Staaten bei Ausübung einer 
Geschäftstätigkeit nach § 110 a Abs. 1 zu beachten 
haben und deren Befolgung in Wahrnehmung der 
Aufsicht mit Ausnahme der Finanzaufsicht 
(§ 110a Abs. 3 Satz 1, § 81 Abs. 1 Satz 1) überwacht 
wird. Vorschriften, die nicht gemäß Satz 1 
bekanntgegeben wurden, teilt das Bundesauf-
sichtsamt innerhalb von zwei Monaten seit 
Zugang der in § 110a Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten 
Angaben der Aufsichtsbehörde des Herkunftsmit-
gliedstaats mit. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt übermittelt die 
gemäß § 103a Abs. 1 veröffentlichten Daten zur 
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Krankenversicherung den Aufsichtsbehörden der 
Herkunftsmitgliedstaaten. 

§ 111b 

(1) Kommt ein Unternehmen bei einer Ge-
schäftstätigkeit nach § 110a Abs. 1 Aufforderun-
gen oder Anordnungen des Bundesaufsichtsam-
tes nach § 81 Abs. 2 nicht nach, so unterrichtet das 
Bundesaufsichtsamt die Aufsichtsbehörde des 
Herkunftsmitgliedstaates über die nach Satz 2 
beabsichtigten Maßnahmen und ersucht um 
Zusammenarbeit. Bleibt dieses Ersuchen erfolglos 
und sind Versuche, Anordnungen mit Zwangs-
mitteln durchzusetzen oder wegen Zwangsgeld 
zu vollstrecken, aussichtslos oder erfolglos, kann 
das Bundesaufsichtsamt, wenn andere Maßnah-
men nicht zum Ziel führen oder untunlich sind, die 
weitere Geschäftstätigkeit im Inland ganz oder 
teilweise untersagen (§ 81 Abs. 2, § 110a Abs. 4 
Nr. 3). In dringenden Fällen können die in Satz 2 
genannten Anordnungen ohne Unterrichtung der 
Aufsichtsbehörde des Herkunftsmitgliedstaates 
ergehen. 

(2) Beabsichtigt die Aufsichtsbehörde des Her-
kunftsmitgliedstaates eine Niederlassung nach 
§ 110a Abs. 3 Satz 2 zu prüfen, leistet das 
Bundesaufsichtsamt auf Verlangen Amtshilfe. Es 
kann sich an der Prüfung beteiligen; § 83 Abs. 3 
und 6 gilt entsprechend. 

(3) Hat das Bundesaufsichtsamt Gründe für die 
Annahme, daß die finanzielle Sicherheit eines 
nach § 110a Abs. 1 tätigen Unternehmens be-
einträchtigt sein könnte, unterrichtet es hierüber 
die für die Finanzaufsicht zuständige Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaates. 

(4) Erläßt die Aufsichtsbehörde des Herkunfts-
mitgliedstaates gegenüber einem Unternehmen 
Verfügungsbeschränkungen gemäß Artikel 20 
Abs. 1, Abs. 2 Unterabsatz 2 oder Abs. 3 Unter-
absatz 2 der Ersten Richtlinie 73/239/EWG des 
Rates vom 24. Juli 1973 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend 
die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebens-
versicherung) (ABl. EG Nr. 228 S. 3) oder gemäß 
Artikel 24 Abs. 1, Abs. 2 Unterabsatz 2 oder Abs. 3 
Unterabsatz 2 der Ersten Richtlinie 79/267/EWG 
des Rates vom 5. März 1979 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die 
Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung 
(Lebensversicherung) (ABl. EG Nr. L 63 S. 1), so 
trifft das Bundesaufsichtsamt auf Ersuchen dieser 
Behörde hinsichtlich der im Inland belegenen und 
in dem Ersuchen bezeichneten Vermögenswerte 
des Unternehmens die gleichen Maßnahmen. 

(5) Verliert ein nach § 110a Abs. 1 tätiges 
Unternehmen die Erlaubnis zum Geschäftsbe-
trieb, so trifft das Bundesaufsichtsamt nach Unter-
richtung durch die Aufsichtsbehörde des Her-
kunftsmitgliedstaates die zur Unterbindung der 
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weiteren inländischen Geschäftstätigkeit geeig-
neten und erforderlichen Maßnahmen. 

§ 111 c 

(1) Vor Erlaß einer Verfügungsbeschränkung 
nach § 81 b Abs. 4 und nach Erlaß von Verfü-
gungsbeschränkungen nach § 81 b Abs. 1 Satz 2 
oder Abs. 2 Satz 2 unterrichtet das Bundesauf-
sichtsamt die Aufsichtsbehörden derjenigen Mit-
gliedstaaten oder Vertragsstaaten, in denen das 
Unternehmen eine Niederlassung unterhält oder 
im Dienstleistungsverkehr tätig ist. Es kann diese 
Behörden ersuchen, hinsichtlich der in ihrem 
Staatsgebiet belegenen und in dem Ersuchen 
bezeichneten Vermögenswerte die gleichen Be-
schränkungen anzuordnen. 

(2) Beabsichtigt das Bundesaufsichtsamt in 
Wahrnehmung der Finanzaufsicht in den Ge-
schäftsräumen einer Niederlassung durch eige-
nes Personal oder durch Beauftragte Prüfungen 
vorzunehmen, so unterrichtet es hiervon die Auf-
sichtsbehörde des anderen Mitgliedstaats oder 
Vertragsstaats. Das gleiche gilt, wenn es Anord-
nungen in Bezug auf eine nach Absatz 1 Satz 1 
ausgeübte Geschäftstätigkeit erläßt. Ersucht die 
Aufsichtsbehörde eines anderen Mitgliedstaats 
oder Vertragsstaats um Zusammenarbeit bei der 
Ausübung der Aufsicht, so trifft das Bundesauf-
sichtsamt die zweckdienlichen Maßnahmen unter 
Anwendung der .§§  81, 83, 84 und 93 und unter-
richtet davon die ersuchende Behörde. 

(3) Will die Aufsichtsbehörde eines anderen 
Mitgliedstaats oder Vertragsstaats in einem Ver-
fahren nach dessen Vorschriften über die Versi-
cherungsaufsicht einem dort tätigen Versiche-
rungsunternehmen mit Sitz im Inland ein Schrift-
stück übermitteln, ist die unmittelbare Übermitt-
lung durch die Post nach den für den Postverkehr 
mit diesem anderen Mitgliedstaat oder Vertrags-
staats geltenden Vorschriften zulässig. Zum 
Nachweis der Zustellung genügt die Versendung 
des Schriftstücks als eingeschriebener B rief mit 
den besonderen Versendungsformen „eigenhän-
dig" und „Rückschein". Kann eine Zustellung 
nicht unmittelbar durch die Post bewirkt werden 
oder ist dies nach Art und Inhalt des Schriftstückes 
nicht zweckmäßig, wird die Zustellung durch das 
Bundesaufsichtsamt bewirkt. 

(4) Das Bundesaufsichtsamt unterrichtet die 
Aufsichtsbehörden aller Mitgliedstaaten oder 
Vertragsstaaten vom Widerruf der Erlaubnis nach 
§ 87. Ferner setzt es sich mit den Aufsichtsbehör-
den derjenigen Mitgliedstaaten, in denen eine 
Geschäftstätigkeit ausgeübt wird, wegen der 
nach § 87 Abs. 4 erforderlichen Maßnahmen ins 
Benehmen. 

§ 111 d 

Ein Vertrag, durch den ein Versicherungsunter-
nehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat 
oder Vertragsstaat ganz oder teilweise einen 
Bestand an Versicherungsverträgen, die es 
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gemäß § 110a Abs. 1 durch eine Niederlassung 
oder im Dienstleistungsverkehr abgeschlossen 
hat, auf ein Unternehmen mit Sitz in der Europäi-
schen Gemeinschaft oder einem anderen Ver-
tragsstaat des EWR-Abkommens übertragen will, 
bedarf zur Genehmigung durch die für das über-
tragende Unternehmen zuständige Aufsichtsbe

-

hörde des Herkunftsmitgliedstaates der Zustim-
mung des Bundesaufsichtsamts. § 8 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3, § 14 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 3 Satz 1 gelten 
entsprechend. Bet rifft der Versicherungsbestand 
einer Niederlassung keine im Inland belegenen 
Risiken, nimmt das Bundesaufsichtsamt zum Ver-
trag lediglich Stellung. Äußert sich das Bundes-
aufsichtsamt nicht innerhalb von drei Monaten zu 
dem Ersuchen um Zustimmung oder Stellung-
nahme, gilt dies als stillschweigende Zustimmung 
oder positive Stellungnahme. " 

69. Nach Abschnitt Via.  wird folgender Ab-
schnitt VI b. eingefügt: 

„VIb. 

Meldungen an die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 

§ 111f 

(1) Die Aufsichtsbehörde meldet der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften 

1. die Erteilung einer Erlaubnis nach § 5 Abs. 1 an 
ein Unternehmen, das Tochterunternehmen 
(§ 7 a Abs. 2 Satz 6) eines Mutterunternehmens 
(§ 7 a Abs. 2 Satz 7) mit Sitz außerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft und der anderen 
Vertragsstaaten des EWR-Abkommens ist; die 
Struktur des Konzerns ist in der Mitteilung 
anzugeben; 

2. den Erwerb einer Beteiligung an einem Ver-
sicherungsunternehmen, durch den das Ver-
sicherungsunternehmen zu einem Tochter-
unternehmen eines Mutterunternehmens mit 
Sitz außerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
und der anderen Vertragsstaaten des EWR-
Abkommens wird; 

3. die Anzahl und die Art der Fälle, in denen die 
Errichtung einer Niederlassung oder der 
Betrieb des Direktversicherungsgeschäfts im 
Dienstleistungsverkehr in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaft und 
der anderen Vertragsstaaten des EWR

-

Abkommens nicht zustandegekommen ist, 
weil die Aufsichtsbehörde die Unterlagen nach 
§ 13 b Abs. 1 Satz 2 oder § 13 c Abs. 1 Satz 2 und 
3 nicht an die Aufsichtsbehörde des anderen 
Mitgliedstaats oder Vertragsstaats weitergelei-
tet hat; 

4. die Anzahl und die Art der Fälle, in denen 
Maßnahmen nach § 111 b Abs. 1 Satz 2 und 3 
ergriffen wurden; 

5. allgemeine Schwierigkeiten, die Versiche-
rungsunternehmen bei der Errichtung von Nie- 
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derlassungen, der Gründung von Tochter-
unternehmen oder in sonstiger Weise beim 
Betrieb von Versicherungsgeschäften in einem 
Staat haben, der nicht Mitglied der Europäi-
schen Gemeinschaft oder Vertragsstaat des 
EWR-Abkommens ist; 

6. auf Verlangen der Kommission den Erlaubnis-
antrag eines Unternehmens, das Tochterunter-
nehmen eines Mutterunternehmens mit Sitz 
außerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
und der anderen Vertragsstaaten des EWR

-

Abkommens ist; 

7. auf Verlangen der Kommission die nach § 104 
gemeldete Absicht des Erwerbs einer Beteili-
gung an einem Versicherungsunternehmen, 
durch den das Versicherungsunternehmen 
Tochterunternehmen eines Unternehmens mit 
Sitz außerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
und der anderen Vertragsstaaten des EWR

-

Abkommens wird; 

8. die nach § 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 festgesetzten 
Höchstzinssätze. 

(2) Die Meldepflichten nach Absatz 1 Nr. 6 und 7 
bestehen nur, wenn die Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften feststellt, daß in dem Staat, 
der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Ge-
meinschaft oder Vertragsstaat des EWR-Abkom-
mens ist, Versicherungsunternehmen mit Sitz in 
der Europäischen Gemeinschaft oder in anderen 
Vertragsstaaten des EWR-Abkommens kein ef-
fektiver Marktzugang gestattet wird, der demje-
nigen vergleichbar ist, den die Europäische 
Gemeinschaft den Unternehmen dieses Staates 
gewährt, oder wenn die Kommission feststellt, daß 
die Versicherungsunternehmen mit Sitz in der 
Europäischen Gemeinschaft oder anderen Ver-
tragsstaaten in diesem Staat keine Inländerbe-
handlung erfahren. Die Meldepflichten nach 
Absatz 1 Nr. 6 und 7 in Verbindung mit Satz 1 
bestehen nicht mehr, wenn mit dem Staat ein 
Abkommen über den effektiven Marktzugang 
und die Inländerbehandlung der Versicherungs-
unternehmen mit Sitz in der Europäischen 
Gemeinschaft oder in anderen Vertragsstaaten 
des EWR-Abkommens abgeschlossen worden ist 
oder wenn Anträge auf Erlaubnis von Unterneh-
men mit Sitz in diesem Staat nicht mehr nach § 8 
Abs. 3 ausgesetzt werden müssen." 

70. Die §§ 133b, 133c und 133e werden aufgeho-
ben. 

71. In § 134 wird im Klammerzusatz die Angabe 
„§§ 14, 110h" durch die Angabe „§§ 14, 108" 
ersetzt. 

72. § 139 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Wer als Verantwortlicher Aktuar einen 
versicherungsmathematischen Bestätigungs- 
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vermerk nach § 11a Abs. 3 Nr. 2, §§ 11d, 11 e 
oder 12 Abs. 3 Nr. 2, jeweils auch in Verbin-
dung mit § 110d Abs. 2 und 3, falsch abgibt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft." 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „110d Abs. 4 
Nr. 5" durch die Angabe „§ 110d Abs. 2 und 3" 
ersetzt. 

73. § 140 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Wer im Inland 

1. ohne Erlaubnis nach § 5 Abs. 1, § 105 Abs. 1 
oder § 110d Abs. 1 das Versicherungsgeschäft 
betreibt, 

2. entgegen § 110 a Abs. 2 eine Geschäftstätigkeit 
aufnimmt oder 

3. einer aufgrund des § 111b Abs. 1 Satz 2 oder 
Satz 3 erlassenen vollziehbaren Anordnung 
zuwiderhandelt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft." 

74. § 144 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden das Wort „Dek-
kungsrücklage" durch das Wort „Dek-
kungsrückstellung" sowie die Angaben 
„ § 110 d Abs. 4 Nr. 3, 5" und „§ 110 d Abs. 4 
Nr. 5" durch die Angabe „§ 110d Abs. 2 
und 3" ersetzt. 

bb) Am Ende der Nummer 3 wird das Wort 
„oder" durch ein Komma ersetzt. 

cc) Am Ende der Nummer 4 wird der Punkt 
durch das Wort „oder" ersetzt und fol-
gende Nummer 5 angefügt: 

„ 5. einer Rechtsverordnung nach § 55 a 
Abs. 1, auch in Verbindung mit § 106 
Abs. 2 Satz 4, zuwiderhandelt soweit 
sie für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a ein-
gefügt: 

„(1 a) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 83 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1, jeweils auch in 
Verbindung mit § 110a Abs. 4 Nr. 3 Buch-
stabe a, oder § 103a Abs. 2 Satz 1 eine 
Auskunft nicht, nicht rechtzeitig, nicht voll-
ständig oder unrichtig erteilt, die Bücher 
oder Schriften nicht, nicht rechtzeitig oder 
nicht vollständig vorlegt oder die Aus-
übung der in § 83 Abs. 1 Nr. 2, 3 oder 4, 
jeweils auch in Verbindung mit § 110a 
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nach § 11a Abs. 3 Nr. 2 Satz 1, auch in 
Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach 
Abs. 5 oder mit §§ 11 d, 11 e oder 110d Abs. 2 
oder 3, oder nach § 12 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1, auch 
in Verbindung mit § 110d Abs. 2 oder 3, falsch 
abgibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft." 

b) unverändert 

73. § 140 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wer im Inland 

1. ohne Erlaubnis nach § 5 Abs. 1, § 105 Abs. 1 
oder § 110d Abs. 1 Satz 1 das Versicherungs-
geschäft betreibt, 

2. unverändert 

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 111 b 
Abs. 1 Satz 2, auch in Verbindung mit Satz 3, 
zuwiderhandelt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. " 

74. § 144 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a ein-
gefügt: 

„(1 a) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechts-
verordnung nach § 5 Abs. 6, § 12 c, auch in 
Verbindung mit § 110a Abs. 4 Nr. 2, oder 
§ 65 Abs. 1 zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 
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Abs. 4 Nr. 3 Buchstabe a, oder § 83 Abs. 1 
Nr. 5 oder 6 bezeichneten Befugnisse nicht 
duldet, 

2. vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechtsver-
ordnung nach § 5 Abs. 6, § 11 a Abs. 5, auch 
in Verbindung mit § 11d oder § 11e, nach 
§ 12 c, auch in Verbindung mit § 110a 
Abs. 4 Nr. 2 oder nach § 65 Abs. 1 zuwi-
derhandelt, soweit sie für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, 

3. vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund 
des § 81 b Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2, auch 
in Verbindung mit Abs. 4, oder des § 104 
Abs. 1 Satz 5 oder 6 erlassenen vollziehba-
ren Anordnung oder einer mit einer 
Erlaubnis nach § 8 Abs. 2 verbundenen 
vollziehbaren Auflage zuwiderhandelt, 

4. vorsätzlich oder leichtfertig eine Anzeige 
nach § 13b Abs. 1 oder Absatz 4 Satz 1, 
§ 13c Abs. 1, auch in Verbindung mit 
Absatz 4, § 13d, auch in Verbindung mit 
§ 110a Abs. 4 Nr. 2, § 58 Abs. 2 Satz 1, oder 
§ 104 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Halbsatz 1, 
Satz 3, 4 oder 6 oder Abs. 3, jeweils auch in 
Verbindung mit einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 6, nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erstat-
tet, 

5. vorsätzlich oder leichtfertig entgegen § 59 
Satz 1 eine Ausfertigung des Berichts des 
Abschlußprüfers nicht oder nicht rechtzei-
tig vorlegt, 

6. einer auf Grund des § 87 Abs. 6 erlassenen 
vollziehbaren Anordnung zuwiderhan-
delt. " 
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2. vorsätzlich oder leichtfertig eine Anzeige 
nach § 13 b Abs. 1 oder Abs. 4 Satz 1, § 13 c 
Abs. 1, auch in Verbindung mit Abs. 4, 
§ 13 d Nr. 1 bis 6, 7, auch in Verbindung 
mit § 110a Abs. 4 Nr. 2 oder Nr. 8, § 58 
Abs. 2 Satz 1 oder § 104 Abs. 1 Satz 1, 2 
erster Halbsatz, Satz 3 oder Satz 4 oder 
Abs. 3, jeweils auch in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach Abs. 6 nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

3. vorsätzlich oder leichtfertig entgegen § 59 
Satz 1 eine Ausfertigung des Berichts des 
Abschlußprüfers nicht oder nicht rechtzei-
tig vorlegt, 

4. vorsätzlich oder fahrlässig einer vollzieh-
baren Anordnung nach § 81 b Abs. 1 Satz 2 
oder Abs. 2 Satz 2 , auch in Verbindung mit 
Abs. 4, oder § 104 Abs. 1 Satz 5 oder Satz 6 
oder einer vollziehbaren Auflage nach § 8 
Abs. 2 zuwiderhandelt, 

5. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 83 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Abs. 2 Satz 1, 
jeweils auch in Verbindung mit § 110 a 
Abs. 4 Nr. 3 Buchstabe a, eine Auskunft 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt oder Unterlagen 
nicht, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig vorlegt, 

6. entgegen § 83 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 das Wort 
nicht erteilt, 

7. entgegen § 83 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 eine 
Einberufung oder Ankündigung nicht 
vornimmt, 

8. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 83 
Abs. 1 Satz 2, auch in Verbindung mit 
§ 110 a Abs. 4 Nr. 3 Buchstabe a, eine 
Maßnahme nicht duldet, 

9. einer vollziehbaren Anordnung nach § 87 
Abs. 6 zuwiderhandelt oder 

10. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
§ 103 a Abs. 2 in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 12 c eine Mittei-
lung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht." 
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c) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 4 und des 
Absatzes 1 a mit einer Geldbuße bis zu hun-
derttausend Deutsche Mark, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 5 mit einer Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Deutsche Mark geahndet wer-
den." 

75. § 144a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. im Inland einen Versicherungsvertrag für 
ein Unternehmen abschließt, das die 
zum Betrieb derartiger Versicherungsge-
schäfte erforderliche Erlaubnis nicht be-
sitzt, seine Geschäftstätigkeit entgegen 
§ 110a Abs. 2 aufgenommen hat oder 
entgegen § 111 b Abs. 1 Satz 2 oder 3 
fortführt oder". 

b) In Nummer 2 wird das Wort  „oder" durch einen 
Punkt ersetzt. 

c) Nummer 3 wird aufgehoben. 

76. Die §§ 153 und 155 werden aufgehoben. 

77. § 156 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für den Vorstand öffentlich-rechtlicher 
Versicherungsunternehmen gilt § 80 des 
Aktiengesetzes entsprechend." 

78. § 156a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Angabe „ 1." 
gestrichen und die Worte „Haftpflichtver-
sicherung oder die Kredit- und Kautions-
versicherung" durch die Worte „Haft-
pflichtversicherung, die Kredit- und Kau-
tionsversicherung oder die Lebensversi-
cherung als Pensions- oder Sterbekassen" 
ersetzt. 

bb) Das Semikolon am Ende der bisherigen 
Nummer 1 wird durch einen Punkt 
ersetzt. 

cc) Nummer 2 wird aufgehoben. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die in Satz 1 genannten Unternehmen 
bestimmt sich die Höhe der erforderlichen 
finanziellen Mittel nach § 8 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) unverändert 

75. unverändert 

76. unverändert 

77. § 156 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Für das Geschäftsführungs- und das 
Überwachungsorgan öffentlich-rechtlicher 
Versicherungsunternehmen gilt § 80 des 
Aktiengesetzes entsprechend." 

78. § 156a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) § 5 Abs. 4 sowie die §§ 53 c und 81 b 
Abs. 1 und 2 gelten nicht für kleinere Vereine, 
wenn 

a) ihre Satzung vorsieht, daß Nachschüsse 
vorbehalten sind oder Versicherungsan-
sprüche gekürzt werden dürfen, und 

b) ihre jährlichen Beiträge den durch Rechts-
verordnung nach Absatz 2 festgesetzten 
Betrag nicht übersteigen, 

es sei denn, daß sie die „Haftpflichtversiche-
rung, die Kredit- und Kautionsversicherung 
oder die Lebensversicherung als Pensions-
oder Sterbekassen" betreiben. Für die in Satz 1 
genannten Unternehmen bestimmt sich die 
Höhe der erforderlichen finanziellen Mittel 
nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3." 

b) entfällt 
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c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) § 5 Abs. 3 Nr. 2 Halbsatz 2 findet auf 
Pensionskassen von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung keine Anwendung, sobald die 
Unternehmen den nach § 53c Abs. 2a erlasse-
nen Vorschriften über die Solvabilität genü-
gen. In diesem Falle gelten, sofern es sich um 
Vereine auf Gegenseitigkeit handelt, die nicht 
eingetragen zu werden brauchen, abweichend 
von § 53 auch die §§ 35, 58 und 59. Das 
Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung nähere 
Bestimmungen darüber zu treffen, wann eine 
Pensionskasse als Unternehmen von erheb-
licher wirtschaftlicher Bedeutung anzusehen 
ist." 

d) Absatz 4 wird aufgehoben. 

79. In § 157 Abs. 1 wird die Angabe „ § 65 " durch die 
Angabe „§ 11 a" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) § 5 Abs. 3 Nr. 2 zweiter Halbsatz findet 
auf Pensionskassen von erheblicher wirtschaft-
licher Bedeutung keine Anwendung, sobald 
die Unternehmen den nach § 53c Abs. 2a 
erlassenen Vorschriften über die Solvabilität 
genügen. In diesem Falle gelten, sofern es sich 
um kleinere Vereine handelt, abweichend von 
§ 53 auch die §§ 29, 58 und 59 dieses Gesetzes 
und die §§ 341 j und 341 k des Handelsgesetz-
buchs; abweichend von § 11 a Abs. 3 Nr. 2 hat 
der Verantwortliche Aktuar die versiche-
rungsmathematische Bestätigung auch bei 
einem kleineren Verein abzugeben. § 11 c ist 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß er auch für 
die nach dem 30. Juni 1994 entstandenen 
Versicherungsverhältnisse gilt, wenn diesen 
ein von der Aufsichtsbehörde genehmigter 
Geschäftsplan zugrunde liegt, der die in § 5 
Abs. 3 Nr. 2 zweiter Halbsatz genannten 
Bestandteile enthält; § 11 b findet in diesen 
Fällen keine Anwendung. Die Satzung hat zu 
bestimmen, daß der Vorstand vom Aufsichts-
rat oder vom obersten Organ zu bestellen ist. 
Die in den Sätzen 1 bis 4 genannten Vorschrif-
ten sind auf die einzelne Pensionskasse von 
dem Zeitpunkt an anzuwenden, in dem die 
Aufsichtsbehörde feststellt, daß die Pensions-
kasse die Voraussetzungen des Satzes 1 
erfüllt. Für Pensionskassen, die die Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb bis zum 30. Juni 1994 
erhalten haben, kann die Aufsichtsbehörde 
die Anwendung der in den Sätzen 1 bis 4 
genannten Vorschriften bis zum 31. Dezember 
1999 hinausschieben." 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Absatz 3 gilt nicht für Pensionskassen, 
die auf Grund eines allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrages errichtete gemeinsame Ein-
richtungen im Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarif-
vertragsgesetzes sind." 

d) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Das Bundesministerium der Finanzen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nä-
here Bestimmungen darüber zu treffen, wann 
eine Pensionskasse als Unternehmen von 
erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung anzu-
sehen ist. " 

79. § 157 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Aufsichtsbehörde kann für die Erlaub-
nis zum Geschäftsbetrieb, die Geschäftsführung 
und die Rechnungslegung kleinerer Vereine 
Abweichungen von den §§ 11, 11 a, 12, 55 a und 
66 gestatten. Das gleiche gilt für Abweichungen 
von § 10 a Abs. 1 für Sterbekassen und für 
Pensionskassen, bei denen eine Feststellung 
nach § 156 a Abs. 3 Satz 5 nicht getroffen wurde. 
Abweichungen von § 11 kann die Aufsichtsbe-
hörde auch für Pensionskassen, die nicht klei-
nere Vereine sind, gestatten." 
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80. § 157a Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Hat die Aufsichtsbehörde eine Freistellung 
nach Absatz 1 vorgenommen, so sind nicht anzu-
wenden die Vorschriften der §§ 13, 14, 22 Abs. 4, 
der §§ 37 und 53a sowie der §§ 53c bis 104 mit 
Ausnahme der Vorschriften des § 83 Abs. 1 Nr. 1 
und 2, Abs. 3, 5 und 6 sowie der §§ 89a und 93, 
soweit die Auflagen nach Absatz 2 oder die 
genannten Rechte der Aufsichtsbehörde nach § 83 
durchgesetzt werden sollen." 

81. Die Anlage wird wie folgt geändert: 

a) Teil A wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 19 wird die Angabe „20 und 
21" durch die Angabe „20 bis 24" 
ersetzt. 

bb) Nach Nummer 21 werden folgende Num-
mern angefügt: 

„22. Tontinengeschäfte 

23. Kapitalisierungsgeschäfte 

24. Geschäfte der Verwaltung von Ver-
sorgungseinrichtungen". 

b) Teil C wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 6 Buchstabe b werden die 
Worte „nicht mehr als fünf vom Hundert" 
gestrichen und vor der Zahl 20 das Wort 
„jeweils" eingefügt. 

bb) Nummer 6 Buchstabe c Doppelbuch

-

stabe aa wird wie folgt gefaßt: 

„aa) bei griechischen Drachmen, irischen 
Pfund und portugiesischen Escudos 
bis zum 31. Dezember 1998 zwei 
Millionen ECU,". 

c) Folgender Teil D wird angefügt: 

„D. Verbraucherinformation 

Abschnitt I 

Vor Abschluß von Versicherungsverträgen 
nach § 10a Abs. 1 vom Versicherungsunter-
nehmen zu erteilende Verbraucherinforma-
tion 

1. Für alle Versicherungssparten notwendige 
Verbraucherinformation 

a) Name, Anschrift, Rechtsform und Sitz 
des Versicherers und der etwaigen Nie-
derlassung, über die der Vertrag abge-
schlossen werden soll; 

b) die für das Versicherungsverhältnis gel-
tenden allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen einschließlich der Tarifbe-
stimmungen sowie die Angabe des auf 
den Vertrag anwendbaren Rechts; 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

80. unverändert 

81. Die Anlage wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) Folgender Teil D wird angefügt: 

„D. Verbraucherinformation 

Abschnitt I 

Vor Abschluß von Versicherungsverträgen 
nach § 10a Abs. 1 vom Versicherungsunter-
nehmen zu erteilende Verbraucherinforma-
tion 

1. Für alle Versicherungssparten notwendige 
Verbraucherinformation 

a) unverändert 

b) unverändert 
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c) Angaben über Art, Umfang und Fällig-
keit der Leistung des Versicherers, 
sofern keine allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen der Tarifbestimmun-
gen verwendet werden; 

d) Angaben zur Laufzeit des Versiche-
rungsverhältnisses; 

e) Angaben über die Prämienhöhe, wobei 
die Prämien einzeln auszuweisen sind, 
wenn das Versicherungsverhältnis meh-
rere selbständige Versicherungsverträge 
umfassen soll, und über die Prämienzah-
lungsweise sowie Angaben über etwaige 
Nebengebühren und -kosten und An-
gabe des insgesamt zu zahlenden Betra-
ges; 

f) Angaben über die Frist, während der der 
Antragsteller an den Antrag gebunden 
sein soll; 

g) Belehrung über das Recht zum Widerruf 
oder zum Rücktritt; 

h) die Anschrift der zuständigen Aufsichts-
behörde, an die sich der Versicherungs-
nehmer bei Beschwerden über den Ver-
sicherer wenden kann. 

2. Bei Lebensversicherungen und Unfallversi-
cherungen mit Prämienrückgewähr zusätz-
lich notwendige Verbraucherinformation 

a) Angaben über die für die Überschuß-
ermittlung und Überschußbeteiligung 
geltenden Berechnungsgrundsätze und 
Maßstäbe; 

b) Angabe der Rückkaufswerte; 

c) Angaben über den Mindestversiche-
rungsbetrag für eine Umwandlung in 
eine prämienfreie Versicherung und 
über die Leistungen aus prämienfreier 
Versicherung; 

d) Angaben über das Ausmaß, in dem die 
Leistungen nach Buchstaben b und c 
garantiert sind; 

e) bei fondsgebundenen Versicherungen 
Angaben über den der Versicherung 
zugrunde liegenden Fonds und die Art 
der darin enthaltenen Vermögens-
werte; 

f) allgemeine Angaben über die für diese 
Versicherungsart geltende Steuerrege-
lung. 

3. Bei Krankenversicherungen nach § 12 a 
zusätzlich notwendige Verbraucherinfor-
mation 

Angaben über den Verlauf der Prämienent

-

wicklung mit zunehmendem Alter des Ver

-

sicherten bis zum Alter von 80 Jahren. Die 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) Angaben über Art, Umfang und Fällig-
keit der Leistung des Versicherers, 
sofern keine allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen oder Tarifbestim-
mungen verwendet werden; 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 

h) unverändert 

2. unverändert 

3. Bei Krankenversicherungen nach § 12a 
zusätzlich notwendige Verbraucherinfor-
mation 

Angaben über die Auswirkungen steigen

-

der Krankheitskosten auf die zukünftige 
Beitragsentwicklung und Hinweise auf 
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Angaben müssen die Erfahrungswerte der 
letzten 20 Jahre und das Verhältnis von 
Prämien und Einkommensentwicklung be-
rücksichtigen. 

Abschnitt II 

Während der Laufzeit eines Versicherungsver-
trages nach § 10a Abs. 1 vom Versicherungs-
unternehmen zu erteilende Verbraucherinfor-
mation 

1. Änderungen von Namen, Anschrift, Rechts-
form und Sitz des Versicherers und der 
etwaigen Niederlassung, über die der Ver-
trag geschlossen worden ist; 

2. Änderungen bei den nach Abschnitt I Nr. 1 
Buchstaben c bis e und Nr. 2 Buchstaben a 
bis e erteilten Verbraucherinformation, 
sofern sie sich aus Änderungen von Rechts-
vorschriften ergeben; 

3. jährliche Mitteilung über den Stand der 
Überschußbeteiligung in der Lebensversi-
cherung und Unfallversicherung mit Prä-
mienrückgewähr. " 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag 

Das Gesetz über den Versicherungsvertrag in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7632-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. De-
zember 1990 (BGBl. I S. 2864), wird wie folgt geän-
dert: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Möglichkeiten zur Beitragsbegrenzung im 
Alter." 

Abschnitt II 

Während der Laufzeit eines Versicherungsver-
trages nach § 10a Abs. 1 vom Versicherungs-
unternehmen zu erteilende Verbraucherinfor-
mation 

1. unverändert 

2. Änderungen bei der nach Abschnitt I Nr. 1 
Buchstabe c bis e und Nr. 2 Buchstabe a bis e 
erteilten Verbraucherinformation, sofern sie 
sich aus Änderungen von Rechtsvorschrif-
ten ergeben; 

3. unverändert 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag 

Das Gesetz über den Versicherungsvertrag in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7632-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. De-
zember 1990 (BGBl. I S. 2864), wird wie folgt geän-
dert: 

01. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§ 5a 

(1) Hat der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer bei Antragstellung die Versicherungsbe-
dingungen nicht übergeben oder eine Verbrau-
cherinformation nach § 10a des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes unterlassen, so gilt der Vertrag 
auf der Grundlage des Versicherungsscheins, der 
Versicherungsbedingungen und der weiteren für 
den Vertragsinhalt maßgeblichen Verbraucher-
information als abgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nicht innerhalb von vierzehn 
Tagen nach Überlassung der Unterlagen schrift-
lich widerspricht. Satz 1 ist nicht auf Versiche-
rungsverträge bei Pensionskassen anzuwenden, 
die auf arbeitsvertraglichen Regelungen beru-
hen. § 5 bleibt unberührt. 

(2) Der Lauf der Frist beginnt erst, wenn dem 
Versicherungsnehmer der Versicherungsschein 
und die Unterlagen nach Absatz 1 vollständig 
vorliegen und der Versicherungsnehmer bei 
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1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„(2) Absatz 1 findet auf die Krankenversiche-
rung keine Anwendung." 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für die Lebens- und Kranken-
versicherung. " 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Wird mit Ausnahme der Lebensversi-
cherung ein Versicherungsverhältnis mit einer 
längeren Laufzeit als einem Jahr geschlossen, 
so kann der Versicherungsnehmer innerhalb 
einer Frist von vierzehn Tagen ab Unterzeich-
nung des Versicherungsantrages seine auf den 
Vertragsabschluß gerichtete Willenserklärung 
schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung des Wider-
rufs. Die Frist beginnt erst zu laufen, wenn der 
Versicherer den Versicherungsnehmer über 
sein Widerrufsrecht belehrt und der Versiche-
rungsnehmer die Belehrung durch Unterschrift 
bestätigt hat. Unterbleibt die Belehrung, so 
erlischt das Widerrufsrecht einen Monat nach 
Zahlung der ersten Prämie. Das Widerrufsrecht 
besteht nicht, wenn der Versicherer auf 
Wunsch des Versicherungsnehmers sofortigen 
und vollständigen Versicherungsschutz ge-
währt oder wenn der Versicherungsnehmer 
Kaufmann ist und der Vertrag zum Betrieb 
seines Handelsgewerbes gehört." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Aushändigung des Versicherungsscheins schrift-
lich, in drucktechnisch deutlicher Form über das 
Widerspruchsrecht, den Fristbeginn und die 
Dauer belehrt worden ist. Der Nachweis über den 
Zugang der Unterlagen obliegt dem Versicherer. 
Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerspruchs. Abweichend von 
Satz 1 erlischt das Recht zum Widerspruch jedoch 
ein Jahr nach Zahlung der ersten Prämie. 

(3) Gewährt der Versicherer auf besonderen 
Antrag des Versicherungsnehmers sofortigen 
Versicherungsschutz, so kann der Verzicht auf 
Überlassung der Versicherungsbedingungen 
und der Verbraucherinformation bei Vertrags-
schluß vereinbart werden. Die Unterlagen sind 
dem Versicherungsnehmer auf Anforderung, 
spätestens mit dem Versicherungsschein zu über-
lassen. Soweit der Versicherungsvertrag soforti-
gen Versicherungsschutz gewährt, hat der Versi-
cherungsnehmer kein Widerspruchsrecht nach 
Absatz 1." 

1. unverändert 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„ (4) Wird mit Ausnahme der Lebensversi-
cherung ein Versicherungsverhältnis mit einer 
längeren Laufzeit als einem Jahr geschlossen, 
so kann der Versicherungsnehmer innerhalb 
einer Frist von vierzehn Tagen ab Unterzeich-
nung des Versicherungsantrages seine auf den 
Vertragsabschluß gerichtete Willenserklärung 
schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung des Wider-
rufs. Die Frist beginnt erst zu laufen, wenn der 
Versicherer den Versicherungsnehmer über 
sein Widerrufsrecht belehrt und der Versiche-
rungsnehmer die Belehrung durch Unterschrift 
bestätigt hat. Unterbleibt die Belehrung, so 
erlischt das Widerrufsrecht einen Monat nach 
Zahlung der ersten Prämie. Das Widerrufsrecht 
besteht nicht, wenn der Versicherer auf 
Wunsch des Versicherungsnehmers sofortigen 
und vollständigen Versicherungsschutz ge-
währt oder wenn die Versicherung nach dem 
Inhalt des Antrags für die bereits ausgeübte 
gewerbliche oder selbständige berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers be-
stimmt ist." 
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c) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„ (5) Bei der Lebensversicherung kann der 
Versicherungsnehmer innerhalb einer Frist 
von vierzehn Tagen nach Abschluß des Vertra-
ges vom Vertrag zurücktreten. Zur Wahrung 
der Frist genügt die rechtzeitige Absendung 
der Rücktrittserklärung. Die Frist beginnt erst 
zu laufen, wenn der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer über sein Rücktrittsrecht belehrt 
und der Versicherungsnehmer die Belehrung 
durch Unterschrift bestätigt hat. Unterbleibt 
die Belehrung, so erlischt das Rücktrittsrecht 
einen Monat nach Zahlung der ersten Prä-
mie." 

3. In § 15a werden die Angaben „ § 3 Abs. 3 " und „ § 8 
Abs. 2 bis 4" durch die Angaben „ § 3 Abs. 3 und 5" 
und „§ 8 Abs. 2 bis 5" ersetzt. 

4. § 31 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 31 

Erhöht der Versicherer aufgrund einer Anpas-
sungsklausel die Prämie, ohne daß sich der 
Umfang des Versicherungsschutzes ändert, so 
kann der Versicherungsnehmer innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Mitteilung des Ver-
sicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Erhöhung, das Versicherungsverhältnis kündi-
gen. " 

5. § 40 Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

6. § 158h wird nach Satz 1 folgender Satz einge-
fügt: 

„Schließt der Erwerber eines veräußerten Kraft-
fahrzeuges eine neue Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung, ohne die auf ihn übergegangene 
Versicherung zu kündigen, so gilt mit Beginn des 
neuen Versicherungsverhältnisses das alte Versi-
cherungsverhältnis als gekündigt." 

7. In der Überschrift des Dritten Abschnitts wird das 
Wort „Lebensversicherung" durch die Worte „Le-
bens- und Krankenversicherung" ersetzt. 

8. Im Dritten Abschnitt wird vor § 159 folgende 
Zwischenüberschrift eingefügt: 

„Erster Titel. Lebensversicherung". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) Es werden folgende Absätze 5 und 6 ange-
fügt: 

„ (5) Bei der Lebensversicherung kann der 
Versicherungsnehmer innerhalb einer Frist 
von vierzehn Tagen nach Abschluß des Vertra-
ges vom Vertrag zurücktreten. Zur Wahrung 
der Frist genügt die rechtzeitige Absendung 
der Rücktrittserklärung. Die Frist beginnt erst 
zu laufen, wenn der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer über sein Rücktrittsrecht belehrt 
und der Versicherungsnehmer die Belehrung 
durch Unterschrift bestätigt hat. Unterbleibt 
die Belehrung, so erlischt das Rücktrittsrecht 
einen Monat nach Zahlung der ersten Prämie. 
Die Sätze 1 bis 4 finden keine Anwendung auf 
Versicherungsverhältnisse bei Pensionskas-
sen, die auf arbeitsvertraglichen Regelungen 
beruhen. 

(6) Die Absätze 4 und 5 finden keine Anwen-
dung, soweit der Versicherungsnehmer ein 
Widerspruchsrecht nach § 5 a hat." 

3. § 15a wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „ § 3 Abs. 3" wird durch die 
Angabe „ § 3 Abs. 3 und 5" ersetzt. 

b) Nach der Angabe „§ 5 Abs. 1 bis 3" wird die 
Angabe „§ 5 a" eingefügt. 

c) Die Angabe „ § 8 Abs. 2 bis 4" wird durch die 
Angabe „§ 8 Abs. 2 bis 5" ersetzt. 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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9. Nach § 171 wird folgender § 172 eingefügt: 

„§ 172 

Bietet eine Lebensversicherung Versicherungs-
schutz für ein Risiko, bei dem der Eintritt der 
Verpflichtung des Versicherers ungewiß ist, so ist 
der Versicherer nur bei einer nicht nur vorüber-
gehenden und nicht vorhersehbaren Verände-
rung des Leistungsbedarfs gegenüber den techni-
schen Berechnungsgrundlagen und der daraus 
errechneten Prämie aufgrund einer vereinbarten 
Anpassungsklausel berechtigt, die Prämie ent-
sprechend den berichtigten Berechnungsgrund-
lagen neu festzusetzen, sofern dies erforderlich 
erscheint, um die dauernde Erfüllbarkeit der Ver-
sicherungsleistung zu gewährleisten, und sofern 
ein unabhängiger Treuhänder die Berechnungs-
grundlagen und sonstigen Voraussetzungen für 
die Änderung überprüft und deren Angemessen-
heit bestätigt hat. Für Änderungen der Bestim-
mungen zur Überschußbeteiligung gilt Satz 1 
entsprechend. " 

10. § 173 wird aufgehoben. 

11. § 174 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 174 

(1) Der Versicherungsnehmer kann jederzeit für 
den Schluß der laufenden Versicherungsperiode 
die Umwandlung der Versicherung in eine prä-
mienfreie Versicherung verlangen, sofern die 
dafür vereinbarte Mindestversicherungssumme 
oder Mindestrente erreicht wird. Wird der ent-
sprechende Mindestbetrag nicht erreicht, so hat 
der Versicherer den auf die Versicherung entfal-
lenden Rückkaufswert zu erstatten, der nach § 176 
Abs. 3 und 4 zu berechnen ist. 

(2) Bei der Umwandlung ist die Berechnung der 
prämienfreien Versicherungsleistung nach den 
anerkannten Regeln der Versicherungsmathema-
tik mit den Rechnungsgrundlagen der Prämien-
kalkulation vorzunehmen. 

(3) Die prämienfreie Leistung ist für den Schluß 
der laufenden Versicherungsperiode unter Be-
rücksichtigung von Prämienrückständen zu be

-

rechnen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

9. Nach § 171 wird folgender § 172 eingefügt: 

„§ 172 

(1) Bietet eine Lebensversicherung Versiche-
rungsschutz für ein Risiko, bei dem der Eintritt der 
Verpflichtung des Versicherers ungewiß ist, so ist 
der Versicherer nur bei einer nicht nur als vor-
übergehend anzusehenden und nicht vorherseh-
baren Veränderung des Leistungsbedarfs gegen-
über den technischen Berechnungsgrundlagen 
und der daraus errechneten Prämie berechtigt, 
die Prämie entsprechend den berichtigten Be-
rechnungsgrundlagen neu festzusetzen, sofern 
dies erforderlich erscheint, um die dauernde 
Erfüllbarkeit der Versicherungsleistung zu ge-
währleisten, und sofern ein unabhängiger Treu-
händer die Berechnungsgrundlagen und sonsti-
gen Voraussetzungen für die Änderung überprüft 
und deren Angemessenheit bestätigt hat. Für 
Änderungen der Bestimmungen zur Überschuß-
beteiligung gilt Satz 1 entsprechend. Die Mitwir-
kung des Treuhänders entfällt, wenn Änderun-
gen nach den Absätzen 1 und 2 der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde bedürfen. 

(2) Ist in den Versicherungsbedingungen der 
Lebensversicherung eine Bestimmung unwirk-
sam, findet Absatz 1 entsprechende Anwendung, 
wenn zur Fortführung des Vertrages dessen 
Ergänzung notwendig ist. 

(3) Soweit nichts anderes vereinbart ist, wer-
den Änderungen nach Absatz 1 zu Beginn des 
zweiten Monats wirksam, der auf die Benachrich-
tigung des Versicherungsnehmers folgt. Ände-
rungen nach Absatz 2 werden zwei Wochen nach 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers 
wirksam." 

10. unverändert 

11. unverändert 
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(4) Der Versicherer ist zu einem Abzug nur 
berechtigt, wenn dieser vereinbart und angemes-
sen ist." 

12. § 175 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Auf die Umwandlung findet § 174 Anwen-
dung. " 

13. § 176 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 176 

(1) Wird eine Kapitalversicherung für den 
Todesfall, die in der Art genommen ist, daß der 
Eintritt der Verpflichtung des Versicherers zur 
Zahlung des vereinbarten Kapitals gewiß ist, 
durch Rücktritt, Kündigung oder Anfechtung auf-
gehoben, so hat der Versicherer den auf die 
Versicherung entfallenden Rückkaufswert zu 
erstatten. 

(2) Das gleiche gilt bei einer Versicherung der in 
Absatz 1 bezeichneten Art auch dann, wenn nach 
dem Eintritt des Versicherungsfalls der Versiche-
rer von der Verpflichtung zur Zahlung des verein-
barten Kapitals frei ist. Im Fall des § 170 Abs. 1 ist 
jedoch der Versicherer zur Erstattung des Rück-
kaufswerts nicht verpflichtet. 

(3) Der Rückkaufswert ist nach den anerkann-
ten Regeln der Versicherungsmathematik für den 
Schluß der laufenden Versicherungsperiode als 
Zeitwert der Versicherung zu berechnen. Prä-
mienrückstände werden vom Rückkaufswert ab-
gesetzt. 

(4) Der Versicherer ist zu einem Abzug nur 
berechtigt, wenn er vereinbart und angemessen 
ist. " 

14. § 178 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§§  173 bis 177" 
durch die Angabe „ §§ 174 bis 177" ersetzt. 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

15. Nach § 178 wird folgender neuer Titel einge-
fügt: 

„Zweiter Titel. Krankenversicherung 

§ 178a 

(1) Die Krankenversicherung kann auf die Per-
son des Versicherungsnehmers oder eines ande-
ren genommen werden. 

(2) Soweit der Versicherungsschutz nach den 
Grundsätzen der Schadensversicherung gewährt 
wird, sind die §§ 49 bis 51, 55 bis 60 und 62 bis 68a 
anzuwenden. Die Vorschriften der §§ 23 bis 30 
und des § 41 sind auf die Krankenversicherung 
nicht anzuwenden. 

(3) Versicherte Person ist die Person, auf die die 
Versicherung genommen wird. Soweit die Kennt-
nis und das Verhalten des Versicherungsnehmers 
von rechtlicher Bedeutung ist, kommt bei der 
Versicherung auf die Person eines anderen auch 
deren Kenntnis und ihr Verhalten in Be tracht. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. Nach § 178 wird folgender neuer Titel einge-
fügt: 

„Zweiter Titel. Krankenversicherung 

§ 178a 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Die Krankenversicherung, die ganz oder 
teilweise den im gesetzlichen Sozialversiche-
rungssystem vorgesehenen Kranken- oder Pfle-
geversicherungsschutz ersetzen kann, ist unbefri-
stet. Abweichend von § 8 Abs. 2 Satz 3 kann für die 
Krankheitskosten und für die Krankenhaustage-
geldversicherung eine Mindestdauer bis zu drei 
Jahren vereinbart werden. Für Auslandsversiche-
rungen und Reisekrankenversicherungen kön-
nen Vertragslaufzeiten vereinbart werden. 

§ 178b 

(1) Bei der Krankheitskostenversicherung haf-
tet der Versicherer im vereinbarten Umfang für 
die Aufwendungen für medizinisch notwendige 
Heilbehandlung wegen Krankheit oder Unfallfol-
gen und für sonstige vereinbarte Leistungen ein-
schließlich solcher bei Schwangerschaft und Ent-
bindung sowie für ambulante Vorsorgeuntersu-
chungen zur Früherkennung von Krankheiten 
nach gesetzlich eingeführten Programmen. 

(2) Bei der Krankenhaustagegeldversicherung 
ist der Versicherer verpflichtet, bei medizinisch 
notwendiger stationärer Heilbehandlung das ver-
einbarte Krankenhaustagegeld zu leisten. 

(3) Bei der Krankentagegeldversicherung ist 
der Versicherer verpflichtet, den als Folge von 
Krankheit oder Unfall durch Arbeitsunfähigkeit 
verursachten Verdienstausfall durch das verein-
barte Krankentagegeld zu ersetzen. 

(4) In der Pflegekrankenversicherung haftet der 
Versicherer im Fall der Pflegebedürftigkeit im 
vereinbarten Umfang für Aufwendungen, die für 
die Pflege der versicherten Person entstehen 
(Pflegekostenversicherung) oder er leistet das 
vereinbarte Tagegeld (Pflegetagegeldversiche-
rung). 

§ 178c 

(1) Soweit Wartezeiten vereinbart werden, dür-
fen diese in der Krankheitskosten-, Krankentage-
geld- und Krankenhaustagegeldversicherung als 
allgemeine Wartezeit drei Monate und als beson-
dere Wartezeit für Entbindung, Psychotherapie, 
Zahnbehandlung, Zahnersatz und Kieferorthopä-
die acht Monate nicht überschreiten. In der Pfle-
gekrankenversicherung darf die Wartezeit drei 
Jahre nicht überschreiten. 

(2) Personen, die aus einer gesetzlichen Kran-
kenversicherung ausscheiden, ist die dort un-
unterbrochen zurückgelegte Versicherungszeit 
auf die Wartezeit anzurechnen, sofern die Versi-
cherung spätestens zwei Monate nach Beendi-
gung der Vorversicherung zum unmittelbaren 
Anschluß daran beantragt wird. Gleiches gilt für 
Personen, die aus einem öffentlichen Dienstver-
hältnis mit Anspruch auf Heilfürsorge ausschei-
den. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) Die Krankenversicherung, die ganz oder 
teilweise den im gesetzlichen Sozialversiche-
rungssystem vorgesehenen Kranken- oder Pfle-
geversicherungsschutz ersetzen kann, ist unbefri-
stet. Abweichend von § 8 Abs. 2 Satz 3 kann für die 
Krankheitskosten und für die Krankenhaustage-
geldversicherung eine Mindestdauer bis zu drei 
Jahren vereinbart werden. Für Ausbildungs-, 
Auslands- und Reisekrankenversicherungen kön-
nen Vertragslaufzeiten vereinbart werden. 

§ 178b 

unverändert 

§ 178c 

unverändert 
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§ 178d 

(1) Besteht am Tag der Geburt für mindestens 
ein Elternteil eine Krankenversicherung, ist der 
Versicherer verpflichtet, dessen neugeborenes 
Kind ab Vollendung der Geburt ohne Risikozu-
schläge und Wartezeiten zu versichern, wenn die 
Anmeldung zur Versicherung spätestens zwei 
Monate nach dem Tag der Geburt rückwirkend 
erfolgt. Diese Verpflichtung besteht nur insoweit, 
als der beantragte Versicherungsschutz des Neu-
geborenen nicht höher und nicht umfassender als 
der des versicherten Elternteils ist. 

(2) Der Geburt eines Kindes steht die Adoption 
gleich, sofern das Kind im Zeitpunkt der Adoption 
noch minderjährig ist. Die Vereinbarung eines 
angemessenen Risikozuschlages mit Rücksicht 
auf ein erhöhtes Risiko ist bis zur einfachen 
Prämienhöhe zulässig. 

(3) Als Voraussetzung für die Versicherung des 
Neugeborenen oder des Adoptivkindes kann eine 
Mindestversicherungsdauer des Elternteils ver-
einbart werden. Diese darf drei Monate nicht 
übersteigen. 

§ 178e 

Ändert sich bei einem Versicherten mit 
Anspruch auf Beihilfe nach den Grundsätzen des 
öffentlichen Dienstes der Beihilfebemessungssatz 
oder entfällt der Beihilfeanspruch, so hat der 
Versicherungsnehmer Anspruch darauf, daß der 
Versicherer den Versicherungsschutz im Rahmen 
der bestehenden Krankheitskostentarife so an-
paßt, daß dadurch der veränderte Beihilfebemes-
sungssatz oder der weggefallene Beihilfean-
spruch ausgeglichen wird. Wird der Antrag inner-
halb von zwei Monaten nach der Änderung 
gestellt, hat der Versicherer den angepaßten Ver-
sicherungsschutz ohne erneute Risikoprüfung 
oder Wartezeiten zu gewähren. 

§ 178f 

(1) Bei bestehendem Versicherungsverhältnis 
kann der Versicherungsnehmer vom Versicherer 
verlangen, daß dieser Anträge auf Wechsel in 
einen anderen Tarif unter Anrechnung der aus 
dem Vertrag erworbenen Rechte und der Alte-
rungsrückstellung annimmt. Soweit die Leistun-
gen in dem Tarif, in den der Versicherungsneh-
mer wechseln will, höher sind als in dem bisheri-
gen Tarif, kann der Versicherer einen angemes-
senen Risikozuschlag für die Mehrleistung und 
insoweit auch eine Wartezeit verlangen. Der Ver-
sicherungsnehmer kann die Vereinbarung eines 
Risikozuschlages und einer Wartezeit dadurch 
abwenden, daß er hinsichtlich der Mehrleistung 
einen Leistungsausschluß vereinbart. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für bef ristete Versiche-
rungsverhältnisse. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 178d 

(1) unverändert 

(2) Der Geburt eines Kindes steht die Adoption 
gleich, sofern das Kind im Zeitpunkt der Adoption 
noch minderjährig ist. Besteht eine höhere 
Gefahr, so ist die Vereinbarung eines Risikozu-
schlages höchstens bis zur einfachen Prämien-
höhe zulässig. 

(3) unverändert 

§ 178e 

unverändert 

§ 178f 

(1) Bei bestehendem Versicherungsverhältnis 
kann der Versicherungsnehmer vom Versicherer 
verlangen, daß dieser Anträge auf Wechsel in 
andere Tarife mit gleichartigem Versicherungs-
schutz unter Anrechnung der aus dem Vertrag 
erworbenen Rechte und der Alterungsrückstel-
lung annimmt. Soweit die Leistungen in dem 
Tarif, in den der Versicherungsnehmer wechseln 
will, höher oder umfassender sind als in dem 
bisherigen Tarif, kann der Versicherer für die 
Mehrleistung einen Leistungsausschluß oder 
einen angemessenen Risikozuschlag und inso-
weit auch eine Wartezeit verlangen. Der Versi-
cherungsnehmer kann die Vereinbarung eines 
Risikozuschlages und einer Wartezeit dadurch 
abwenden, daß er hinsichtlich der Mehrleistung 
einen Leistungsausschluß vereinbart. 

(2) unverändert 
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§ 178g 

(1) Bei einem Versicherungsverhältnis, bei dem 
die Prämie entsprechend den technischen Be-
rechnungsgrundlagen nach den §§ 12 und 12a in 
Verbindung mit § 12c des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes zu berechnen ist, kann der Ver-
sicherer nur die sich daraus ergebende Prämie 
verlangen. Unbeschadet bleibt die Möglichkeit, 
mit Rücksicht auf ein erhöhtes Risiko einen ange-
messenen Risikozuschlag oder einen Leistungs-
ausschluß zu vereinbaren. 

(2) Ist bei einem Versicherungsverhältnis das 
ordentliche Kündigungsrecht des Versicherers 
gesetzlich oder vertraglich ausgeschlossen und 
verändert sich der tatsächliche Schadensbedarf 
nicht nur vorübergehend gegenüber der techni-
schen Berechnungsgrundlage und der daraus 
errechneten Prämie, so ist der Versicherer berech-
tigt, die Prämie aufgrund einer vereinbarten 
Anpassungsklausel entsprechend den berichtig-
ten Berechnungsgrundlagen auch für bestehende 
Versicherungsverhältnisse neu festzusetzen, so-
fern ein unabhängiger Treuhänder die Berech-
nungsgrundlagen überprüft und der Prämienan-
passung zugestimmt hat. 

(3) Bei einem Versicherungsverhältnis, bei dem 
die Prämie entsprechend den technischen Be-
rechnungsgrundlagen nach den §§ 12 und 12a in 
Verbindung mit § 12 c des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes zu berechnen und das ordentliche 
Kündigungsrecht des Versicherers gesetzlich 
oder vertraglich ausgeschlossen ist, kann verein-
bart werden, daß der Versicherer bei einer nicht 
nur vorübergehenden Veränderung der Verhält-
nisse des Gesundheitswesens die Versicherungs-
bedingungen und die Tarifbestimmungen den 
veränderten Verhältnissen anpassen kann, wenn 
die Änderungen zur hinreichenden Wahrung der 
Belange der Versicherten erforderlich erscheinen 
und ein unabhängiger Treuhänder die Vorausset-
zungen für die Änderungen überprüft und ihre 
Angemessenheit bestätigt hat. 

§ 178h 

(1) Vorbehaltlich einer vereinbarten Mindest-
versicherungsdauer in der Krankheitskosten- und 
in der Krankenhaustagegeldversicherung kann 
der Versicherungsnehmer ein Krankenversiche-
rungsverhältnis, das für die Dauer von mehr als 
einem Jahr eingegangen ist, zum Ende des ersten 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 178g 

(1) unverändert 

(2) Ist bei einem Versicherungsverhältnis das 
ordentliche Kündigungsrecht des Versicherers 
gesetzlich oder vertraglich ausgeschlossen, so ist 
der Versicherer bei einer als nicht nur vorüberge-
hend anzusehenden Veränderung des tatsächli-
chen Schadensbedarfs gegenüber der techni-
schen Berechnungsgrundlage und der daraus 
errechneten Prämie berechtigt, die Prämie ent-
sprechend den berichtigten Berechnungsgrund-
lagen auch für bestehende Versicherungsverhält-
nisse neu festzusetzen, sofern ein unabhängiger 
Treuhänder die Berechnungsgrundlagen über-
prüft und der Prämienanpassung zugestimmt 
hat. 

(3) Ist bei einem Versicherungsverhältnis, bei 
dem die Prämie entsprechend den technischen 
Berechnungsgrundlagen nach den §§ 12 und 12 a 
in Verbindung mit § 12 c des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes zu berechnen ist, das ordentliche 
Kündigungsrecht des Versicherers gesetzlich 
oder vertraglich ausgeschlossen, so ist der Versi-
cherer bei einer nicht nur vorübergehend anzuse-
henden Veränderung der Verhältnisse des Ge-
sundheitswesens berechtigt, die Versicherungs-
bedingungen und die Tarifbestimmungen den 
veränderten Verhältnissen anzupassen, wenn die 
Änderungen zur hinreichenden Wahrung der 
Belange der Versicherten erforderlich erscheinen 
und ein unabhängiger Treuhänder die Vorausset-
zungen für die Änderungen überprüft und ihre 
Angemessenheit bestätigt hat. Ist in den Versi-
cherungsbedingungen eine Bestimmung unwirk-
sam, findet Satz 1 entsprechende Anwendung, 
wenn zur Fortführung des Vertrages dessen 
Ergänzung notwendig ist. 

(4) Soweit nichts anderes vereinbart ist, wer-
den Änderungen nach den Absätzen 2 und 3 zu 
Beginn des zweiten Monats wirksam, der auf die 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers 
folgt. 

§ 178h 

unverändert 
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Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten kündi-
gen. Die Kündigung kann auf einzelne ver-
sicherte Personen oder Tarife beschränkt wer-
den. 

(2) Wird eine versicherte Person kraft Gesetzes 
kranken- oder pflegeversicherungspflichtig, so 
kann der Versicherungsnehmer binnen zwei 
Monaten nach Eintritt der Versicherungspflicht 
eine Krankheitskosten-, eine Krankentagegeld- 
oder eine Pflegekrankenversicherung rückwir-
kend zum Eintritt der Versicherungspflicht kündi-
gen. Macht der Versicherungsnehmer von seinem 
Kündigungsrecht Gebrauch, steht dem Versiche-
rer die Prämie nur bis zu diesem Zeitpunkt zu. 
Später kann der Versicherungsnehmer das Versi-
cherungsverhältnis zum Ende des Monats kündi-
gen, in dem er den Eintritt der Versicherungs-
pflicht nachweist. Der Versicherungspflicht steht 
gleich der gesetzliche Anspruch auf Familienver-
sicherung oder der nicht nur vorübergehende 
Anspruch auf Heilfürsorge aus einem beamten-
rechtlichen oder ähnlichen Dienstverhältnis. 

(3) Hat eine Vereinbarung im Versicherungs-
vertrag zur Folge, daß bei Erreichen eines 
bestimmten Lebensalters oder bei Eintreten ande-
rer dort genannter Voraussetzungen die Prämie 
für ein anderes Lebensalter oder eine andere 
Altersgruppe gilt oder die Prämie unter Berück-
sichtigung einer Alterungsrückstellung berech-
net wird, kann der Versicherungsnehmer das 
Versicherungsverhältnis hinsichtlich der betroffe-
nen versicherten Person binnen zwei Monaten 
nach der Änderung zum Zeitpunkt deren Inkraft-
tretens kündigen, wenn sich die Prämie durch die 
Änderung erhöht. 

(4) Erhöht der Versicherer aufgrund einer 
Anpassungsklausel die Prämie oder vermindert er 
die Leistung, so kann der Versicherungsnehmer 
hinsichtlich der betroffenen versicherten Perso-
nen innerhalb von einem Monat nach Zugang der 
Änderungsmitteilung mit Wirkung für den Zeit-
punkt kündigen, zu dem die Prämienerhöhung 
oder die Leistungsminderung wirksam werden 
soll. 

(5) Hat sich der Versicherer vorbehalten, die 
Kündigung auf einzelne versicherte Personen 
oder Tarife zu beschränken und macht er von 
dieser Möglichkeit Gebrauch, so kann der Ver-
sicherungsnehmer innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Kündigung die Aufhebung des 
übrigen Teils der Versicherung zu dem Zeitpunkt 
verlangen, in dem die Kündigung wirksam wird. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Versicherer die 
Anfechtung oder den Rücktritt nur für einzelne 
versicherte Personen oder Ta rife erklärt. In diesen 
Fällen kann der Versicherungsnehmer die Aufhe-
bung zum Schluß des Monats verlangen, in dem 
ihm die Erklärung des Versicherers zugegangen 
ist. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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§ 

 

178i 

(1) Die ordentliche Kündigung einer Krank-
heitskosten-, Krankentagegeld- und einer Pfle-
gekrankenversicherung durch den Versicherer ist 
ausgeschlossen, wenn die Versicherung ganz 
oder teilweise den im gesetzlichen Sozialver-
sicherungssystem vorgesehenen Kranken- oder 
Pflegeversicherungsschutz ersetzen kann. Sie ist 
weiterhin ausgeschlossen für eine Krankenhaus-
tagegeldversicherung, die neben einer Krank-
heitskostenvollversicherung besteht. Eine Kran-
kentagegeldversicherung, für die kein gesetzli-
cher Anspruch auf einen Beitragszuschuß des 
Arbeitgebers besteht, kann der Versicherer 
abweichend von Satz 1 in den ersten drei Jahren 
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten 
zum Ende eines jeden Versicherungsjahres kün-
digen. 

(2) Liegen bei einer Krankenhaustagegeldver-
sicherung oder einer Krankheitskostenteilversi-
cherung die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht 
vor, so kann der Versicherer das Versicherungs-
verhältnis nur innerhalb der ersten drei Versiche-
rungsjahre zum Ende eines Versicherungsjahres 
kündigen. Die Kündigungsfrist be trägt drei 
Monate. 

(3) Die ordentliche Kündigung eines Gruppen-
versicherungsvertrages durch den Versicherer ist 
zulässig, wenn die versicherten Personen das 
Versicherungsverhältnis unter Anrechnung der 
aus dem Vertrag erworbenen Rechte und der 
Alterungsrückstellung zu angemessenen Bedin

-

gungen fortsetzen können. 

§ 178k 

Wegen einer Verletzung der dem Versiche-
rungsnehmer bei der Schließung des Vertrages 
obliegenden Anzeigepflicht kann der Versicherer 
vom Vertrag nicht mehr zurücktreten, wenn seit 
der Schließung drei Jahre verstrichen sind. Das 
Rücktrittsrecht bleibt bestehen, wenn die Anzei-
gepflicht arglistig verletzt worden ist. 

§ 1781 

Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, wenn der Versicherungsnehmer 
oder die versicherte Person die Krankheit oder 
den Unfa ll  bei sich selbst vorsätzlich herbeige-
führt hat. 

§ 178m 

Der Versicherer ist verpflichtet, auf Verlangen 
des Versicherungsnehmers oder jeder versicher-
ten Person einem von ihnen benannten Arzt 
Auskunft über und Einsicht in Gutachten zu 
geben, die er bei der Prüfung seiner Leistungs-
pflicht über die Notwendigkeit einer medizini-
schen Behandlung eingeholt hat. Der Auskunfts-
anspruch kann jedoch nur von der jeweils betrof-
fenen Person oder ihrem gesetzlichen Vertreter 
geltend gemacht werden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 178i 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Die ordentliche Kündigung eines Gruppen-
versicherungsvertrages durch den Versicherer ist 
zulässig, wenn die versicherten Personen das 
Versicherungsverhältnis unter Anrechnung der 
aus dem Vertrag erworbenen Rechte und der 
Alterungsrückstellung zu den Bedingungen der 
Einzelversicherung fortsetzen können. 

§ 178k 

unverändert 

§ 

 

1781 

unverändert 

§ 

 

178m 

unverändert 
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§ 178n 

(1) Endet das Versicherungsverhältnis durch 
den Tod des Versicherungsnehmers, so sind die 
versicherten Personen berechtigt, binnen zwei 
Monaten nach dem Tod des Versicherungsneh-
mers die Fortsetzung des Versicherungsverhält-
nisses unter Benennung des künftigen Versiche-
rungsnehmers zu erklären. 

(2) Kündigt der Versicherungsnehmer das Ver-
sicherungsverhältnis insgesamt oder für einzelne 
versicherte Personen, so gilt Absatz 1 entspre-
chend. Die Kündigung ist nur wirksam, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, daß die versi-
cherte Person von der Kündigungserklärung 
Kenntnis erlangt hat. 

§ 178o 

Auf eine Vereinbarung, durch welche von den 
Vorschriften des § 178 a Abs. 4 und der §§ 178 c bis 
178n zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
oder der versicherten Person abgewichen wird, 
kann sich der Versicherer nicht berufen." 

16. § 189 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „ §§ 173 bis 176, 
178" durch die Angabe „§§ 174 bis 176, 178" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „mit Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde" gestrichen. 

17. § 192 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Änderung des Einführungsgesetzes zum Gesetz 
über den Versicherungsvertrag 

Das Einführungsgesetz zum Gesetz über den Versi-
cherungsvertrag in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 7632-2 veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 28. Juni 1990 (BGBl. I S. 1249) wird wie 
folgt geändert: 

1. Artikel 7 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Auf Versicherungsverträge mit Ausnahme 
der Rückversicherung sind, wenn sie in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum belegene 
Risiken decken, die folgenden Vorschriften mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß Vertragsstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes wie Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaft zu behandeln 
sind. " 

2. In Artikel 8 werden nach dem Wort „Versiche-
rungsnehmer" die Worte „bei Schließung des Ver-
trages" eingefügt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 178n 

unverändert 

§ 178o 

Auf eine Vereinbarung, durch welche von den 
Vorschriften des § 178a Abs. 4 und der §§ 178 c bis 
178f, des § 178g Abs. 1 bis 3 und der §§ 178h bis 
178n zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
oder der versicherten Person abgewichen wird, 
kann sich der Versicherer nicht berufen." 

16. unverändert 

17. unverändert 

Artikel 3 

unverändert 
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3. In Artikel 9 wird nach Absatz 4 folgender Absatz 5 
angefügt: 

„ (5) Hat ein Versicherungsnehmer die Staatsan-
gehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates als des-
jenigen, in dem er bei Schließung des Vertrages 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, so können die 
Parteien bei der Lebensversicherung auch das 
Recht des Mitgliedstaates wählen, dessen Staats-
angehörigkeit der Versicherungsnehmer besitzt." 

4. Artikel 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 Nr. 3 werden die Worte „der unter den 
Nummern 8, 9, 13 und 16 der Anlage A zum 
Versicherungsaufsichtsgesetz" durch die Worte 
„der unter den Nummern 3, 8, 9, 10, 13 und 16 
der Anlage A zum Versicherungsaufsichtsge-
setz" ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „eines anderen 
Mitgliedstaats der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft" durch die Worte „eines anderen 
Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaft 
oder eines anderen Vertragsstaats des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum" 
ersetzt. 

c) In Satz 4 werden die Worte „Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft" durch die Worte „Euro-
päische Gemeinschaft" ersetzt. 

5. Artikel 13 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 13 

(1) Ein über eine Krankenversicherung abge-
schlossener Vertrag, der ganz oder teilweise den im 
gesetzlichen Sozialversicherungssystem vorgese-
henen Kranken- oder Pflegeversicherungsschutz 
ersetzen kann, unterliegt deutschem Recht, wenn 
die versicherte Person ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in Deutschland hat. 

(2) Gewährt ein Krankenversicherungsvertrag 
Versicherungsschutz für mehrere Personen, von 
denen Einzelne ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
Deutschland haben, so unterliegt der Vertrag 
bezüglich dieser Personen deutschem Recht." 

6. Die bisherigen Artikel 13 und 14 werden Artikel 14 
und 15. 

Artikel 4 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

In Artikel 37 Nr. 4 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 400-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch .. . 
geändert worden ist, werden nach den Worten „Gel-
tungsbereich des Vertrages zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft" die Worte „oder 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum" eingefügt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 4 

unverändert 
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Artikel 5 

Änderung des Pflichtversicherungsgesetzes 

Das Pflichtversicherungsgesetz vom 5. Ap ril 1965 
(BGB1. I S. 213), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22. März 1988 (BGBl. I S. 358), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Um einen dem Zweck dieses Gesetzes 
gerecht werdenden Schutz sicherzustellen, be-
stimmt das Bundesministerium der Justiz unter 
Beachtung gemeinschaftsrechtlicher Verpflichtun-
gen sowie des Europäischen Übereinkommens 
vom 20. April 1959 über die obligatorische Haft-
pflichtversicherung für Kraftfahrzeuge (BGB1. 1965 
II S. 281) im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium der Finanzen und dem Bundesministerium 
für Verkehr durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates den Umfang des notwendi-
gen Versicherungsschutzes, den der Versiche-
rungsvertrag zu gewähren hat. Das gilt auch für 
den Fall, daß durch Gesetz oder gemeinschafts-
rechtliche Verpflichtung eine Versicherungspflicht 
zur Deckung der beim Transport gefährlicher 
Güter durch Kraftfahrzeuge verursachten Schäden 
begründet wird. " 

2. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„§5 

(1) Die Versicherung kann nur bei einem im 
Inland zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung befugten Versicherungsunterneh-
men genommen werden. 

(2) Die im Inland zum Betrieb der Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherung befugten Versicherungs-
unternehmen sind verpflichtet, den in § 1 genann-
ten Personen nach den gesetzlichen Vorschriften 
Versicherung gegen Haftpflicht zu gewähren. 

(3) Der Antrag auf Abschluß eines Haftpflichtver-
sicherungsvertrages für Zweiräder, Personen- und 
Kombinationskraftwagen bis zu 1 t Nutzlast gilt zu 
den für den Geschäftsbetrieb des Versicherers 
maßgebenden Grundsätzen und zum allgemeinen 
Unternehmenstarif als angenommen, wenn der 
Versicherer ihn nicht innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen vom Eingang des Antrags an  schriftlich 
ablehnt oder wegen einer nachweisbaren höheren 
Gefahr ein vom allgemeinen Unternehmenstarif 
abweichendes schriftliches Angebot unterbreitet. 
Durch die Absendung der Ablehnungserklärung 
oder des Angebots wird die Frist gewahrt. Satz 1 
gilt nicht für die Versicherung von Personenmiet-
wagen und Mietfahrzeugen für Selbstfahrer. 

(4) Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn 
der Antragsteller bereits bei dem Versicherungs-
unternehmen versichert war und das Versiche-
rungsunternehmen 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 5 

Änderung des Pflichtversicherungsgesetzes 

Das Pflichtversicherungsgesetz vom 5. April 1965 
(BGB1. I S. 213), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22. März 1988 (BGBl. I S. 358), wird wie folgt geän-
dert: 

1. unverändert 

2. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 5 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Der Antrag auf Abschluß eines Haftpflichtver-
sicherungsvertrages für Zweiräder, Personen- und 
Kombinationskraftwagen bis zu 1 t Nutzlast gilt zu 
den für den Geschäftsbetrieb des Versicherungs-
unternehmens maßgebenden Grundsätzen und 
zum allgemeinen Unternehmenstarif als angenom-
men, wenn der Versicherer ihn nicht innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen vom Eingang des 
Antrags an schriftlich ablehnt oder wegen einer 
nachweisbaren höheren Gefahr ein vom allgemei-
nen Unternehmenstarif abweichendes schriftliches 
Angebot unterbreitet. Durch die Absendung der 
Ablehnungserklärung oder des Angebots wird die 
Frist gewahrt. Satz 1 gilt nicht für die Versicherung 
von Taxen, Personenmietwagen und Selbstfahrer-
vermietfahrzeugen. 

(4) Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn 
sachliche oder örtliche Beschränkungen im 
Geschäftsplan des Versicherungsunternehmens 
dem Abschluß des Vertrages entgegenstehen oder 
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1. den Versicherungsvertrag wegen Drohung oder 
arglistiger Täuschung angefochten hat, 

2. vom Versicherungsvertrag wegen Verletzung 
der vorvertraglichen Anzeigepflicht oder wegen 
Nichtzahlung der ersten Prämie zurückgetreten 
ist oder 

3. den Versicherungsvertrag wegen Prämienver-
zugs oder nach Eintritt eines Versicherungsfalls 
gekündigt hat. 

(5) Das Versicherungsverhältnis endet späte-
stens, 

1. wenn es am ersten Tag eines Monats begonnen 
hat, ein Jahr nach diesem Zeitpunkt, 

2. wenn es zu einem anderen Zeitpunkt begonnen 
hat, an dem nach Ablauf eines Jahres folgenden 
Monatsersten. 

Es verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens einen Monat vor Ablauf schriftlich 
gekündigt wird. Ist eine kürzere Vertragslaufzeit 
als ein Jahr vereinbart, so bedarf es zur Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses keiner Kündi-
gung.  

(6) Das Versicherungsunternehmen hat dem 
Versicherungsnehmer bei Beginn des Versiche-
rungsschutzes eine Versicherungsbestätigung aus-
zuhändigen. Die Aushändigung kann von der 
Zahlung der ersten Prämie abhängig gemacht 
werden. 

(7) Das Versicherungsunternehmen hat dem 
Versicherungsnehmer bei Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses eine Bescheinigung über 
dessen Dauer, die Anzahl und Daten während der 
Vertragslaufzeit gemeldeter Schäden, die zu einer 
Schadenzahlung oder noch wirksamen Schaden-
rückstellung geführt haben, auszustellen; ist die 
Rückstellung innerhalb einer Frist von drei Jahren 
nach ihrer Bildung aufgelöst worden, ohne daß 
daraus Leistungen erbracht wurden, so hat der 
Versicherer auch hierüber eine Bescheinigung zu 
erteilen. 

(8) Ist die Versicherung mit einem Versiche-
rungsunternehmen ohne Sitz im Inland im Dienst-
leistungsverkehr abgeschlossen, so haben der Ver-
sicherungsschein und die Versicherungsbestäti-
gung auch Angaben über den Namen und die 
Anschrift des gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 bestellten 
Vertreters zu enthalten." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

wenn der Antragsteller bereits bei dem Versiche-
rungsunternehmen versichert war und das Versi-
cherungsunternehmen 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

(5) Das Versicherungsverhältnis endet späte-
stens, 

1. unverändert 

2. unverändert 

Es verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens einen Monat vor Ablauf schriftlich 
gekündigt wird. Gleiches gilt, wenn die Vertrags-
laufzeit nur deshalb weniger als ein Jahr beträgt, 
weil als Beginn der nächsten Versicherungspe-
riode ein vor Ablauf eines Jahres nach Versiche-
rungsbeginn liegender Zeitpunkt vereinbart wor-
den ist. Ist in anderen Fällen eine kürzere Vertrags-
laufzeit als ein Jahr vereinbart, so bedarf es zur 
Beendigung des Versicherungsverhältnisses kei-
ner Kündigung. 

(6) unverändert 

(7) unverändert 

(8) unverändert 
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3. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts „Tarife in 
der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung" mit 
den §§ 8 bis 11 werden wie folgt gefaßt: 

„Zweiter Abschnitt. Pflichten der Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherer und Statistik. 

§8 

(1) Versicherungsunternehmen, die zum Betrieb 
der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung für 
Kraftfahrzeuge und Anhänger mit gewöhnlichem 
Standort im Inland befugt sind, sind verpflichtet, 
die satzungsmäßigen Leistungen und Beiträge an 
das mit der Durchführung des Abkommens über 
die internationale Versicherungskarte beauftragte 
deutsche Versicherungsbüro sowie an den nach 
§ 13 dieses Gesetzes errichteten Entschädigungs-
fonds oder an eine andere mit der Erfüllung dieser 
Aufgaben betraute juristische Person zu erbringen. 
Sie teilen hierzu dem deutschen Versicherungs-
büro und dem Entschädigungsfonds bezüglich der 
von ihnen in Deutschland nach diesem Gesetz 
getätigten Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherun-
gen die gebuchten Prämienbeträge oder die 
Anzahl der versicherten Risiken mit. 

(2) Versicherungsunternehmen, die im Dienstlei-
stungsverkehr die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi-
cherung für Kraftfahrzeuge und Anhänger mit 
regelmäßigem Standort im Inland betreiben, sind 
verpflichtet, einen im Inland ansässigen oder nie-
dergelassenen Vertreter zu bestellen, der den 
Anforderungen nach § 13 c des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes zu genügen hat. Ansprüche aus 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtfällen gegen das Versi-
cherungsunternehmen können auch gegen den 
nach Satz 1 bestellten Vertreter gerichtlich und 
außergerichtlich mit Wirkung für und gegen das 
Versicherungsunternehmen geltend gemacht wer-
den. Der nach Satz 1 bestellte Vertreter ist auch 
verpflichtet, Auskunft über das Bestehen oder die 
Gültigkeit von diesem Gesetz unterliegenden Haft-
pflichtversicherungsverträgen bei dem Versiche-
rungsunternehmen zu erteilen. 

§ 9  

(1) Es wird eine jährliche Gemeinschaftsstatistik 
über den Schadenverlauf in der Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherung geführt. Sie muß Angaben 
enthalten über die Art und Anzahl der versicherten 
Risiken, die Anzahl der gemeldeten Schäden, die 
Erstattungsleistungen und Rückstellungen (Scha-
denaufwand), die Schadenhäufigkeit, den Scha-
dendurchschnitt und den Schadenbedarf. 

(2) Sofern die Träger der Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung und ihre Verbände keine den 
Anforderungen des Absatzes 1 genügende Ge-
meinschaftsstatistik zur Verfügung stellen, wird 
die Statistik vom Bundesaufsichtsamt für das Ver-
sicherungswesen geführt. 

(3) Die Ergebnisse der Statistik sind vom Bundes-
aufsichtsamt für das Versicherungswesen jährlich 
zu veröffentlichen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts „Tarife in 
der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung" mit 
den §§ 8 bis 11 werden wie folgt gefaßt: 

„Zweiter Abschnitt. Pflichten der Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherer und Statistik. 

§8 

(1) Versicherungsunternehmen, die zum Betrieb 
der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung für 
Kraftfahrzeuge und Anhänger mit regelmäßigem 
Standort im Inland befugt sind, sind verpflichtet, 
die satzungsmäßigen Leistungen und Beiträge an 

 das mit der Durchführung des Abkommens über 
die internationale Versicherungskarte beauftragte 
deutsche Versicherungsbüro sowie an den nach 
§ 13 dieses Gesetzes errichteten Entschädigungs-
fonds oder an eine andere mit der Erfüllung dieser 
Aufgaben betraute juristische Person zu erbringen. 
Sie teilen hierzu dem deutschen Versicherungs-
büro und dem Entschädigungsfonds bezüglich der 
von ihnen in Deutschland nach diesem Gesetz 
getätigten Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherun-
gen die gebuchten Prämienbeträge oder die 
Anzahl der versicherten Risiken mit. 

(2) unverändert 

§9 

unverändert 
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§ 10 

(1) Versicherungsunternehmen mit Sitz im 
Inland, die die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rung nach diesem Gesetz betreiben, übermitteln 
der Aufsichtsbehörde die für die Führung der 
Statistik nach § 9 erforderlichen Daten. 

(2) Soweit Versicherungsunternehmen mit Sitz 
im Inland außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft oder in einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi-
cherung betreiben, sind der Aufsichtsbehörde die 
in § 9 Abs. 1 Satz 3 genannten Angaben für jeden 
Mitgliedstaat gesondert mitzuteilen. 

§ 11 

Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium der Justiz und dem Bundesministerium 
für Wirtschaft durch Rechtsverordnung Vorschrif-
ten zu erlassen über den Inhalt, die Form und die 
Gliederung der nach § 9 zu führenden Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherungsstatistik sowie über 
die Fristen, den Inhalt, die Form und die Stückzahl 
der von den Versicherungsunternehmen einzurei-
chenden Mitteilungen." 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) in Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „oder" durch 
ein Komma ersetzt; 

bb) in Satz 1 Nr. 3 wird der Punkt durch das Wort 
„oder" ersetzt; 

cc) in Satz 1 wird folgende Nummer 4 ange-
fügt: 

„4. wenn über das Vermögen des leistungs-
pflichtigen Versicherers ein Insolvenz-
verfahren eröffnet worden ist." 

dd) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

Das gilt nur, soweit der Ersatzberechtigte in 
den Fällen der Nummern 1 bis 3 weder von 
dem Halter, dem Eigentümer oder dem 
Fahrer des Fahrzeugs noch in allen Fällen 
nach Satz 1 von einem Schadensversicherer 
oder einem Verband von im Inland zum 
Geschäftsbetrieb befugten Haftpflichtversi-
cherern Ersatz seines Schadens zu erlangen 
vermag." 

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit der Entschädigungsfonds Ersatzan-
sprüche nach Absatz 1 Nr. 4 bef riedigt, sind 
dessen Ersatzansprüche gegenüber dem Versi-
cherungsnehmer und mitversicherten Personen 
auf je 5 000 DM beschränkt." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 10 

unverändert 

§ 11 

unverändert 

4. unverändert 
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5. Dem § 13 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die vom Entschädigungsfonds zur Befriedi-
gung von Ansprüchen nach § 12 Abs. 1 Nr. 4 in 
einem Kalenderjahr zu erbringenden Aufwendun-
gen sind auf 0,5 vom Hundert des Gesamtprämien-
aufkommens der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi-
cherung des vorangegangenen Kalenderjahres 
begrenzt." 

6. § 14 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. zu bestimmen, daß der Entschädigungsfonds 
Leistungen an ausländische Staatsangehörige 
ohne festen Wohnsitz im Inland nur bei Vorlie-
gen der Gegenseitigkeit erbringt, soweit nicht 
völkerrechtliche Verträge der Bundesrepublik 
Deutschland dem entgegenstehen;". 

7. § 15 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 15 

Wird zur Vermeidung einer Insolvenz ein 
Bestand an Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rungsverträgen mit Genehmigung der Aufsichts-
behörden auf einen anderen Versicherer übertra-
gen, so kann der übernehmende Versicherer die 
Anwendung des für sein Unternehmen geltenden 
Tarifs (Prämie und Tarifbestimmungen) und seiner 
Versicherungsbedingungen vom Beginn der näch-
sten Versicherungsperiode an erklären, wenn er 
dem Versicherungsnehmer die Tarifänderung un-
ter Kenntlichmachung der Unterschiede des alten 
und neuen Tarifs spätestens einen Monat vor 
Inkrafttreten der Änderung mitteilt und ihn schrift-
lich über sein Kündigungsrecht belehrt." 

8. § 16 wird aufgehoben. 

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes fiber die 
Haftpflichtversicherung für ausländische 

Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 

o 4 des Gesetzes über die Haftpflichtversicherung 
für ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-
anhänger vom 24. Juli 1956 (BGBl. I S. 667), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 18. März 
1975 (BGB1. I S. 705), wird wie folgt gefaßt: 

„§ 4 

Der Versicherungsvertrag nach § 3 muß den für die 
Versicherung von Kraftfahrzeugen und Anhängern 
mit regelmäßigem Standort im Inland geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen über Inhalt und Umfang 
des Versicherungsschutzes sowie über die Mindest-
versicherungssummen entsprechen." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

Artikel 6 

unverändert 
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Artikel 7 

Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 

§ 9 Abs. 4 des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Januar 
1989 (BGBl. I S. 137), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt gefaßt: 

„ (4) Der Versicherungsvertrag sieht vor, daß bereits 
ab Vertragsbeginn ein nicht kürzbarer Anteil von 
mindestens 50 vom Hundert des gezahlten Beitrags 
als Rückkaufswert (§ 176 des Versicherungsvertrags-
gesetzes) erstattet oder der Berechnung der prämien-
freien Versicherungsleistung (§ 174 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes) zugrunde gelegt wird." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 7 

unverändert 

Artikel 7 a 

Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung 

Das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3610), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 4 werden nach den Worten 
„geschäftsplanmäßigen Deckungskapitals" die 
Worte „oder, soweit die Berechnung des Dek-
kungskapitals nicht zum Geschäftsplan gehört, 
das nach § 176 Abs. 3 des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag berechneten Zeitwerts" 
eingefügt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten „auf-
sichtsbehördlich genehmigten Geschäfts-
plan" die Worte „oder, soweit eine auf-
sichtsbehördliche Genehmigung nicht vor-
geschrieben ist, nach den allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen und den fachli-
chen Geschäftsunterlagen im Sinne von § 5 
Abs. 3 Nr. 2 zweiter Halbsatz des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes (Geschäftsunterla-
gen)" eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach den Worten „auf 
Grund des Geschäftsplanes" die Worte 
„oder der Geschäftsunterlagen" und nach 
den Worten „nach dem aufsichtsbehördlich 
genehmigten Geschäftsplan" die Worte 
„oder den Geschäftsunterlagen" einge-
fügt. 

c) In Absatz 5 Satz 2 zweiter Halbsatz werden die 
Worte „ist der aufsichtsbehördlich genehmigte 
Geschäftsplan" durch die Worte „sind der auf-
sichtsbehördlich genehmigte Geschäftsplan 
oder die Geschäftsunterlagen" ersetzt. 
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Artikel 8 

Änderung der Bundesnotarordnung 

§ 19a Abs. 1 Satz 2 der Bundesnotarordnung in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-1 veröffentlichten bereinigten Fassung, die 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt 
gefaßt: 

„Die Versicherung muß bei einem im Inland zum 
Geschäftsbetrieb befugten Versicherungsunterneh-
men zu den nach Maßgabe des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes eingereichten allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen genommen werden und Versiche-
rungsschutz für jede einzelne Pflichtverletzung 
gewähren, die Haftpflichtansprüche gegen den Notar 
zur Folge haben könnte." 

Artikel 9 

Änderung des AGB-Gesetzes 

§ 16 Nr. 1 des AGB-Gesetzes vom 9. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3317), zuletzt geändert durch ... wird wie 
folgt gefaßt: 

„1. die zuständige Aufsichtsbehörde für das Ver-
sicherungswesen, wenn Gegenstand der Klage 
Bestimmungen in Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen sind, oder". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden nach den Worten „des Arbeits-
verhältnisses" die Worte „oder, soweit die 
Berechnung des Deckungskapitals nicht zum 
Geschäftsplan gehört, nach dem Zeitwert 
gemäß § 176 Abs. 3 des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag" eingefügt. 

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Geschäfts-
plan" die Worte „oder Geschäftsunterlagen" 
eingefügt. 

3. § 10 Abs. 3 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Deckungska-
pital" die Worte „oder, soweit die Berechnung 
des Deckungskapitals nicht zum Geschäftsplan 
gehört, die Deckungsrückstellung" eingefügt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Deckungska-
pital" die Worte „oder die Deckungsrückstel-
lung" eingefügt. 

Artikel 8 

unverändert 

Artikel 9 

unverändert 
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Artikel 10 

Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

In § 145 Abs. 1 des Gesetzes über die Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
315-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird nach den 
Worten „Gesetzes über das Kreditwesen" die Angabe 
„sowie nach § 104 Abs. 2 Satz 5 bis 8 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes" eingefügt. 

Artikel 11 

Änderung der Abgabenordnung 

§ 244 der Abgabenordnung vom 16. März 1976 
(BGBl. I S. 613; 1977 I S. 269), die zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§ 244 

Taugliche Steuerbürgen 

(1) Schuldversprechen und Bürgschaften nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch sowie Wechselverpflichtun

-

gen aus Artikel 28 oder 78 des Wechselgesetzes sind 
als Sicherheit nur geeignet, wenn sie von Personen 
abgegeben oder eingegangen worden sind, die 

1. ein der Höhe der zu leistenden Sicherheit ange-
messenes Vermögen besitzen und 

2. ihren allgemeinen oder einen vereinbarten 
Gerichtsstand im Geltungsbereich dieses Geset-
zes haben. 

Bürgschaften müssen den Verzicht auf die Einrede der 
Vorausklage nach § 771 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches enthalten. Schuldversprechen und Bürgschafts-
erklärungen sind schriftlich zu erteilen. Sicherungs-
geber und Sicherungsnehmer dürfen nicht wechsel-
seitig füreinander Sicherheit leisten und auch nicht 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 10 a 

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der Versor-
gungsanstalt der deutschen Bühnen und der Versor-
gungsanstalt der deutschen Kulturorchester vom 
17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2864) wird wie folgt 
geändert: 

Es wird folgender § 5 angefügt: 

„§ 5 

Für die nach den §§ 1, 2 und 4 entsprechend 
geltenden Vorschriften des Versicherungsaufsichts-
gesetzes und des Handelsgesetzbuches einschließ-
lich der durch Verweisungen anzuwendenden weite-
ren Vorschriften ist jeweils die am 31 Dezember 1993 
geltende Fassung maßgeblich." 

Artikel 11 

unverändert 
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wirtschaftlich miteinander verflochten sein. Über die 
Annahme von Bürgschaften in den Verfahren nach 
dem A.T.A.-Übereinkommen vom 6. Dezember 1961 
(BGBl. II 1965 S. 948) und dem TIR-Übereinkommen 
vom 14. November 1975 (BGB1. II 1979 S. 445) sowie 
von Pauschalbürgschaften nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 
mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. EG Nr. L 253 S. 1) 
und dem Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein 
gemeinsames Versandverfahren (ABl. EG Nr. L 226 
S. 2) in ihren jeweils gültigen Fassungen entscheidet 
das Bundesministerium der Finanzen. 

(2) Die Oberfinanzdirektion kann Kreditinstitute 
und geschäftsmäßig für andere Sicherheit leistende 
Versicherungsunternehmen allgemein als Steuer-
bürge zulassen, wenn sie im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befugt sind. Für die 
Zulassung ist die Oberfinanzdirektion zuständig, in 
deren Bezirk sich der Sitz des Unternehmens befindet. 
Bei ausländischen Unternehmen, die eine Niederlas-
sung im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, 
bestimmt sich die Zuständigkeit nach dem Ort der 
Niederlassung, bei mehreren Niederlassungen nach 
dem Ort der wirtschaftlich bedeutendsten; besteht 
keine Niederlassung, ist die Oberfinanzdirektion 
zuständig, in deren Bezirk erstmalig eine Bürgschaft 
übernommen werden soll. Bei der Zulassung ist ein 
Höchstbetrag festzusetzen (Bürgschaftssumme). Die 
gesamten Verbindlichkeiten aus Schuldversprechen, 
Bürgschaften und Wechselverpflichtungen, die der 
Steuerbürge gegenüber der Finanzverwaltung über-
nommen hat, dürfen nicht über die Bürgschaftssumme 
hinausgehen. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 11 a 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

An § 4 c Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. September 
1990 (BGB1. I S. 1898, 1991, I S. 808), zuletzt geändert 
durch ..., wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit die allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen und die fachlichen Geschäftsunterlagen im Sinne 
von § 5 Abs. 3 Nr. 2 zweiter Halbsatz des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes nicht zum Geschäftsplan ge-
hören, gelten diese als Teil des Geschäftsplans." 

Artikel 11 b 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. März 1991 (BGB1. I S. 638), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

In § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d werden die Worte 
„unter Berücksichtigung des von der Versicherungs

-

aufsichtsbehörde genehmigten Geschäftsplans" 
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Artikel 12 

Aufhebung von Verordnungen 

Die Verordnung zur Übertragung der Zuständigkeit 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach § 81 Abs. 2 
Satz 3 des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmungen auf das Bun-
desaufsichtsamt für das Versicherungswesen vom 
8. Dezember 1978 (BGBl. I  S. 2021) und die Verord-
nung über das Verbot von Sondervergütungen und 
Begünstigungsverträgen in der Schadenversicherung 
vom 17. August 1982 (BGBl. I  S. 1243) werden aufge-
hoben. 

Artikel 13 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§1 

Lebensversicherungsunternehmen, die die in § 54 a 
Abs. 4 c des Versicherungsaufsichtsgesetzes genannte 
Anlagequote am 9. Dezember 1992 überschritten 
haben, sowie sonstige Versicherungsunternehmen, 
die diese Quote am 11. August 1992 überschritten 
haben, haben die Quote spätestens bis zum 31. De-
zember 1998 zu erfüllen. 

§2 

(1) Sind auf Versicherungsunternehmen mit Sitz in 
einem Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum in der Fassung des Anpas-
sungsprotokolls vom 17. März 1993 (BGBl. 1993 II 
S. 1294), der nicht der Europäischen Gemeinschaft 
angehört, die Bestimmungen der Dritten Richtlinie 
Schadenversicherung und der Dritten Richtlinie 
Lebensversicherung noch nicht anzuwenden, so gel- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

durch die Worte ,,unter Berücksichtigung des 
Geschäftsplans sowie der allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen und der fachlichen Geschäftsun-
terlagen im Sinne des § 5 Abs. 3 Nr. 2 zweiter Halbsatz 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

Artikel 12 

entfällt 

Artikel 13 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 1 

unverändert 

§1 a 

Soweit Versicherungsunternehmen bis zum 31. 
Dezember 1994 allgemeine Versicherungsbedingun-
gen verwenden, die vor dem 1. Juli 1994 von der 
zuständigen Aufsichtsbehörde genehmigt worden 
sind, finden die §§ 10 und 10 a des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes keine 
Anwendung. Auf bis zum 31. Dezember 1994 unter 
Verwendung vor dem 1. Juli 1994 genehmig-
ter allgemeiner Versicherungsbedingungen abge-
schlossene Lebensversicherungsverträge sind die 
§§ 11 c und 81 c Abs. 2 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes anzuwenden. 

§2 

unverändert 
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ten die Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes insoweit nicht, als sie die Erteilung der Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb und die Aufsicht durch die 
Aufsichtsbehörde des Herkunftslandes für das ge-
samte Gebiet der Vertragsstaaten voraussetzen; inso-
weit ist das Versicherungsaufsichtsgesetz in der bis 
zum 30. Juni 1994 geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Für die Tätigkeit inländischer Versicherungsun-
ternehmen in einem Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum in der Fas-
sung des Anpassungsprotokolls vom 17. März 1993 
(BGBl. 1993 II S. 1294), der nicht der Europäischen 
Gemeinschaft angehört, gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Das Bundesministerium der Finanzen gibt im 
Bundesanzeiger bekannt, ab welchem Zeitpunkt das 
Versicherungsaufsichtsgesetz in vollem Umfang in 
der ab 1. Juli 1994 geltenden Fassung auf die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Versicherungsunterneh-
men anzuwenden ist. 

§3 

Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehenden Versicherungsverhältnisse finden die 
Vorschriften des Gesetzes über den Versicherungs-
vertrag und des Pflichtversicherungsgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes nach Maßgabe der nachfol-
genden Bestimmungen Anwendung. 

§4 

(1) § 31 des Gesetzes über den Versicherungsver-
trag in der Fassung dieses Gesetzes ist auf die zur Zeit 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden Ver-
sicherungsverhältnisse über Lebens-, Kranken- und 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungen anzuwen-
den. 

(2) Im übrigen findet § 31 des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag in der Fassung dieses Gesetzes 
auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehenden Versicherungsverhältnisse keine An-
wendung. 

§5 

Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehenden Lebensversicherungsverhältnisse sind 
die §§ 173 bis 178 des Gesetzes über den Versiche-
rungsvertrag in der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung anzuwenden. 

§6 

(1) Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Geset-
zes bestehenden Krankenversicherungsverhältnisse 
finden Änderungen der Tarife (Prämie und Tarifbe-
stimmungen) nach Maßgabe dieses Gesetzes vom 
Beginn der nächsten Versicherungsperiode an An- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§3 

unverändert 

§4 

unverändert 

§5 

Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehenden Lebensversicherungsverhältnisse sind 
die §§ 173 bis 178 des Gesetzes über den Versiche-
rungsvertrag in der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung anzuwenden. Das gleiche gilt 
für Versicherungsverhältnisse, die bis zum 31. De-
zember 1994 unter Verwendung vor dem 1. Juli 
1994 genehmigter Versicherungsbedingungen abge-
schlossen werden. 

§6 

(1) Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Geset-
zes bestehenden Krankenversicherungsverhältnisse 
finden Änderungen der Tarife (Prämie und Tarifbe-
stimmungen) nach Maßgabe dieses Gesetzes Anwen-
dung, wenn der Versicherer dem Versicherungsneh- 
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wendung, wenn der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer die Tarifänderung unter Kenntlichmachung 
der Unterschiede des alten und neuen Ta rifs späte-
stens einen Monat vor Inkrafttreten mitteilt und ihn 
schriftlich über sein Kündigungsrecht belehrt. 

(2) Ist bei einem zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bestehenden Krankenversicherungsver-
hältnis eine Vereinbarung über eine Prämienanpas-
sung nicht getroffen und das ordentliche Kündigungs-
recht des Versicherers nicht ausgeschlossen, so gilt 
§ 178i des Gesetzes über den Versicherungsvertrag 
mit der Maßgabe, daß dem Versicherer das Recht 
zusteht, die Prämie entsprechend den berichtigten 
Berechnungsgrundlagen neu festzusetzen, wenn ein 
unabhängiger Treuhänder die Berechnungsgrund-
lage überprüft und der Prämienanpassung zuge-
stimmt hat. 

§7 

Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Geset-
zes bestehenden Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rungsverhältnisse finden Änderungen der Tarife (Prä-
mie und Tarifbestimmungen) für die Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherung vom Beginn der nächsten 
Versicherungsperiode an Anwendung, wenn der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer die Tarifände-
rung unter Kenntlichmachung der Unterschiede des 
alten und neuen Tarifs spätestens einen Monat vor 
Inkrafttreten mitteilt und ihn schriftlich über sein 
Kündigungsrecht belehrt. 

§8 

Die sich aus diesem Gesetz ergebenden Änderun-
gen der Versicherungsverhältnisse sind in einem 
Nachtrag zum Versicherungsvertrag niederzulegen, 
der dem Versicherungsnehmer auszuhändigen ist. 

§9 

In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung müs-
sen Versicherungsverträge für Fahrzeuge mit regel-
mäßigem Standort im Inland, die vor dem 1. Juli 1994 
abgeschlossen werden, den von der Aufsichtsbehörde 
genehmigten allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen entsprechen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

mer die Tarifänderung unter Kenntlichmachung der 
Unterschiede des alten und neuen Tarifs spätestens 
einen Monat vor Inkrafttreten mitteilt und ihn schrift-
lich über sein Kündigungsrecht belehrt. 

(2) unverändert 

§ 7 

Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Geset-
zes bestehenden Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rungsverhältnisse finden Änderungen der Tarife (Prä-
mie und Tarifbestimmungen) für die Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherung vom Beginn der nächsten 
Versicherungsperiode an Anwendung, wenn der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer die Tarifände-
rung unter Kenntlichmachung der Unterschiede des 
alten und neuen Tarifs spätestens einen Monat vor 
Inkrafttreten mitteilt und ihn schriftlich über sein 
Kündigungsrecht belehrt. Das gleiche gilt für Versi-
cherungsverhältnisse, die bis zum 31. Dezember 1994 
zu den von der Aufsichtsbehörde vor dem 1. Juli 1994 
genehmigten Versicherungsbedingungen geschlos-
sen werden. 

§ 8 

unverändert 

§9 

unverändert 

§ 10 

Auf Versicherungsverträge, die bis zum 31. Dezem-
ber 1994 zu von der Aufsichtsbehörde genehmig-
ten Versicherungsbedingungen geschlossen werden, 
findet § 5 a des Gesetzes über den Versicherungsver-
trag keine Anwendung. 
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Artikel 14 

unverändert 

Artikel 15 

unverändert 

Entwurf 

Artikel 14 

Bekanntmachung 

Das Bundesministerium der Finanzen kann den 
Wortlaut des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fas-
sung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen und 
dabei die Worte „der Bundesminister der Finanzen" 
und deren Beugungen durch die Worte „das Bundes-
ministerium der Finanzen" und deren Beugungen 
ersetzen sowie dem Gesetz eine in Abschnitte, Kapitel 
und Titel gegliederte Inhaltsübersicht voranstellen. 

Artikel 15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
am 1. Juli 1994 in Kraft. 

(2) Artikel 5 Nr. 1 und Artikel 13 § 9 treten am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Kurt Palis, Hermann Rind und Gunnar Uldall 

I. Allgemeines 

1. Verfahrensablauf 

a) Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG 

Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Durchführung 
versicherungsrechtlicher Richtlinien des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften (Drittes Durchfüh-
rungsgesetz/EWG zum VAG) in Drucksache 12/6959 
wurde in der 216. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 10. März 1994 dem Finanzausschuß zur federfüh-
renden Beratung und dem Rechtsausschuß, dem Aus-
schuß für Wirtschaft sowie dem Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung zur Mitberatung überwiesen. Der 
Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf am 18. Mai 
1994 beraten. Der Ausschuß für Wirtschaft hat sich 
gleichfalls am 18. Mai 1994 mit der Vorlage befaßt. 
Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat seine 
Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf am 27. Ap ril 
1994 abgegeben. Der Finanzausschuß hat die Geset-
zesvorlage am 12. Januar, 19. Januar, 20. April, 
28. April und 18. Mai 1994 beraten. Am 13. April 1994 
hat er eine öffentliche Anhörung zu dem Gesetzent-
wurf durchgeführt, die am 20. Ap ril als nichtöffentli-
che Anhörung fortgeführt und abgeschlossen worden 
ist. Der Bundesrat hat am 25. Februar 1994 zu dem 
Gesetzentwurf Stellung genommen. 

b) Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 

Der von der Fraktion der SPD eingebrachte Entschlie-
ßungsantrag „Vorsorgender Verbraucherschutz im 
europäischen Versicherungswesen" (Drucksache 
12/5716) wurde in der 177. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 24. September 1993 dem Finanzaus-
schuß zur federführenden Beratung und dem Rechts-
ausschuß, dem Ausschuß für Wirtschaft sowie dem 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft zur Mitbera-
tung überwiesen. Der Rechtsausschuß und der Aus-
schuß für Wirtschaft haben die Vorlage am 18. Mai 
1994 beraten. Der Ausschuß für Bildung und Wissen-
schaft hat am 1. Dezember 1993 zu der Vorlage 
votiert. 

2. Inhalt des Gesetzentwurfs 

a) Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG 

Der Gesetzentwurf zielt insbesondere auf die Umset-
zung von drei versicherungsrechtlichen Richtlinien 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften in deut-
sches Recht: Der Dritten Schadenversicherungsricht-
linie, der Dritten Lebensversicherungsrichtlinie und 
der Zweiten Dienstleistungsrichtlinie Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherung. Darüber hinaus werden in 

der Gesetzesvorlage Maßnahmen vorgeschlagen, die 
nicht durch die Harmonisierung des Versicherungs-
wesens in der Europäischen Union veranlaßt sind. 
Folgende der in der Gesetzesvorlage vorgesehenen 
Maßnahmen sind hervorzuheben: 

— Die Einführung des Herkunftslandprinzips bei der 
Versicherungsaufsicht durch Gewährung des „Eu-
ropäischen Passes". Danach bedürfen Versiche-
rungsunternehmen für ihre Tätigkeit in der Ge-
meinschaft nur noch einer einzigen Zulassung 
durch die Aufsichtsbehörde des Herkunftslandes. 
Die Aufsicht richtet sich grundsätzlich nach den 
Vorschriften des Herkunftslandes. Im Bereich der 
Finanzaufsicht wird das Herkunftslandprinzip in 
vollem Umfang realisiert, während im übrigen 
Bereich der Versicherungsaufsicht die Mitglied-
staaten (Aufnahmestaaten) ihre Regelungsbefug-
nis auch für Versicherungsunternehmen aus ande-
ren Mitgliedstaaten behalten, denen jedoch nur 
solche Vorschriften entgegengehalten werden 
dürfen, die im Allgemeininteresse geboten sind. 
Die generelle Klausel des deutschen Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes, nach der die Aufsichtsbe-
hörde bei Mißständen eingreifen kann, die die 
Belange der Versicherten gefährden, bleibt auf-
rechterhalten, auch gegenüber Versicherungsun-
ternehmen aus anderen Mitgliedstaaten. 

- Die Erstreckung des Herkunftslandprinzips auf 
Versicherungsunternehmen mit Sitz in einem Ver-
tragsstaat des Europäischen Wirtschaftsraums. 

— Der Verzicht auf das Gebot der Spartentrennung 
bei Versicherungsunternehmen aus anderen Mit-
gliedstaaten bei Aufrechterhaltung dieses Gebots 
bei deutschen Versicherungsunternehmen. 

— Der Wegfall der vorherigen aufsichtsbehördlichen 
Genehmigung der allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen auch für Verbraucherrisiken, nachdem 
sie für die Großrisiken bereits zum 1. Juli 1990 
entfallen war. Die allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen brauchen auch nicht systematisch vor 
oder bei der Aufnahme des Geschäftsbetriebs der 
Aufsichtsbehörde vorgelegt werden, doch kann 
diese anhand von Einzelfällen nachträglich die 
Vorlage der allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen verlangen. 

— Der Wegfall der vorherigen behördlichen Geneh-
migung der Rechnungsgrundlagen in der Lebens- 
und Krankenversicherung bei Überwachung der 
Verwendung angemessener Rechnungsgrundla-
gen durch einen vom Versicherungsunternehmen 
zu bestellenden Verantwortlichen Aktuar. Vorge-
schrieben wird jedoch die unverzügliche Vorlage 
der Rechnungsgrundlagen nach Aufnahme des 
Geschäftsbetriebs an  die Aufsichtsbehörde. 
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— Die Deregulierung auch bei Pensionskassen von 
erheblicher wirtschaft licher Bedeutung. 

— Die gesetzliche Regelung zur Verwendung von 
Überschüssen in der privaten Krankenversiche-
rung insbesondere mit dem Ziel, die Prämien für 
die Versicherten auch im Alter tragbar zu gestal-
ten. Danach ist vorgesehen, daß Beträge in Höhe 
von 80 v. H. der über die rechnungsmäßige Ver-
zinsung hinausgehenden Beträge (Überzins), 
höchstens jedoch 2,5 v. H. der Summe der positi-
ven Alterungsrückstellungen, den Versicherten 
direkt gutgeschrieben werden und daß 50 v. H. der 
Direktgutschrift den Versicherten gutgebracht und 
zur Prämienermäßigung verwendet werden, die 
das 65. Lebensjahr vollendet haben. 

— Die Regelung des Vertragsrechts der privaten 
Krankenversicherung, das sich derzeit aus den 
genehmigten allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen ergibt, in einem besonderen Abschnitt des 
Versicherungsvertragsgesetzes. 

— Die Einführung umfassender Informationspflich-
ten (Verbraucherinformation) der Versicherungs-
unternehmen über die für das Versicherungsver-
hältnis maßgeblichen Tatsachen und Rechte des 
Versicherungsnehmers vor Abschluß und während 
der Laufzeit des Vertrags, wobei die Versiche-
rungsunternehmen die Versicherungsnehmer u. a. 
über die allgemeinen Versicherungsbedingungen 
einschließlich der Tarifbestimmungen, die Lauf-
zeit des Versicherungsverhältnisses, die Prämien-
höhe und Prämienzahlungsweise, die Nebenko-
sten, bei Lebensversicherungen auch über die 
Rückkaufwerte unterrichten müssen. 

— Der Wegfall des Begünstigungs- und Provisionsab-
gabeverbotes. 

— Die Erweiterung der Vermögensanlagevorschrif-
ten u. a. dahin gehend, daß die Versicherungsun-
ternehmen ihr Vermögen im Gebiet der gesamten 
Gemeinschaft anlegen können, zugleich Einfüh-
rung einer „Streuungsvorschrift", nach der die 
Vermögensanlagen pro Schuldner grundsätzlich 
weder 5 v. H. des gebundenen Vermögens noch 
25 v. H. der Eigenmittel des Versicherungsunter-
nehmens überschreiten dürfen. 

— Die Möglichkeit für die Lebensversicherungsun-
ternehmen, künftig auch die sog. Kapitalisierung 
(Gewährung von Zeitrenten gegen Einmalbeitrag 
oder laufenden Beitrag) anbieten sowie Versor-
gungseinrichtungen für Dritte verwalten zu dür-
fen. 

— Die begrenzte Anerkennung von nachrangigen 
Verbindlichkeiten als Eigenmittel der Versiche-
rungsunternehmen. 

— Die Modifizierung des Annahmezwangs für Versi-
cherungsunternehmen in der Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung in der Form, daß der Versiche-
rer bei privaten PKW Versicherungsschutz zum 
allgemeinen Unternehmenstarif nur ablehnen 
kann, wenn er gleichzeitig ein Angebot zu einer 
höheren Prämie unter Nachweis eines entspre-
chend höheren Risikos unterbreitet, wobei die 

Staatsangehörigkeit wie bisher keine Rolle spielen 
darf. 

— Die Möglichkeit für den Versicherungsnehmer, 
den Versicherungsvertrag künftig bei jeder Prä-
mienerhöhung unabhängig von deren Umfang 
kündigen zu können. 

b) Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 

Der von der Fraktion der SPD eingebrachte Entschlie-
ßungsantrag „Vorsorgender Verbraucherschutz im 
europäischen Versicherungswesen" (Drucksache 
12/5716) enthält insbesondere folgende Forderun-
gen: 

— Sicherstellung einer anbieterunabhängigen Ver

-

braucherberatung bei Finanzdienstleistungen, 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Transparenz 
bei der Angebotsgestaltung, 

— stärkere Ausrichtung der Beratung durch die Ver-
sicherungsvermittler an den Interessen der Versi-
cherungsnehmer, 

— Sicherung der Kundengelder im Falle der Insol-
venz, 

— Verankerung der Informationspflichten zugunsten 
des Verbrauchers im Versicherungsvertrags-
recht, 

— kundenfreundliche Gestaltung der Versicherungs-
bedingungen und Anträge, 

— Erweiterung der Kündigungs- und Widerrufs-
rechte und des Kündigungsschutzes, 

— Maßnahmen, die die Versicherungsnehmer in die 
Lage versetzen, ihre Rechte auch tatsächlich gel-
tend zu machen, 

— Stärkung des Bundesaufsichtsamtes für das Versi-
cherungswesen in seiner Funktion als Verbrau-
cherschutzbehörde. 

3. Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zu der 
Gesetzesvorlage insbesondere folgende Anliegen 
geäußert: 

— Prüfung der Frage, ob der Regelungsgehalt des 
§ 10 a VAG (Verbraucherinformation) einschließ-
lich des Inhalts der Anlage D statt in das Versiche-
rungsaufsichtsgesetz in das Versicherungsver-
tragsgesetz aufgenommen werden sollte. 

— Bitte an die Bundesregierung, die Auswirkungen 
der „Streuungsvorschrift" für die Vermögensanla-
gen der Versicherungsunternehmen sorgfältig zu 
beobachten. 

— Schaffung der Möglichkeit für den Versicherungs-
nehmer, Versicherungsverhältnisse, die für eine 
Dauer von mehr als drei Jahren eingegangen 
worden sind, zum Ende des dritten Jahres oder 
jeden darauffolgenden Jahres zu kündigen, mit 
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Ausnahme der Lebens- und Krankenversiche-
rung. 

— Verzicht darauf, Versicherungsverträge mit vor-
läufigem Deckungsschutz vom Widerrufsrecht 
auszunehmen. 

— Prüfung der Frage, ob im Gesetzestext ausdrück-
lich vorgesehen werden sollte, daß die Staatsange-
hörigkeit und die Zugehörigkeit zu ethnischen 
Gruppen bei der Risikobewertung in der Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherung keine Rolle spielen 
darf. 

— Prüfung der Frage, ob Verwaltung und Auszah-
lung der Arbeitnehmer-Sparzulage dem Bundes-
amt für Finanzen übertragen werden können. 

— Neuordnung des außergerichtlichen Rechtsbe-
helfsverfahrens nach der Abgabenordnung durch 
Zusammenfassung des Einspruchs und der außer-
gerichtlichen Beschwerde zu einem außergericht-
lichen Rechtsbehelf mit der Bezeichnung „Ein-
spruch". 

— Prüfung der Frage, ob der Empfehlung der EG

-

Kommission über Versicherungsvermittler vom 
18. Dezember 1991 im Rahmen des Gesetzent-
wurfs Rechnung getragen werden kann. 

4. Anhörung zum Gesetzentwurf 

Der Finanzausschuß hat am 13. April 1994 eine 
öffentliche Anhörung zu der Gesetzesvorlage durch-
geführt, die am 20. April 1994 als nichtöffentliche 
Anhörung fortgesetzt und abgeschlossen worden ist. 
An dieser Anhörung nahmen teil: 

Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände 
Bund der Versicherten 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-
schaft 
Verband der Lebensversicherungsunternehmen 
Verband der privaten Krankenversicherung 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen 
Institut für Finanzdienstleistungen (Prof. Dr. Udo Reif-
ner) 
Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversor-
gung 
Bundesverband Deutscher Investment-Gesellschaf-
ten 
Prof. Dr. Jürgen Basedow 
Prof. Dr. Meinrad Dreher 
Prof. Dr. Dieter Farny 
Prof. Dr. Helmut Kollhosser 
Prof. Dr. Ulrich Meyer. 

Die Ergebnisse der Anhörung sind in die Ausschuß-
beratungen eingeflossen. Die stenographische Mit-
schrift der Anhörung und die dazu eingereichten 
schriftlichen Stellungnahmen sind der Öffentlichkeit 
zugänglich. 

5. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

a) Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG 

Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß hat auf ein Mitberatungsvotum 
zu dem Gesetzentwurf verzichtet. 

Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt einstimmig bei 
Enthaltung der Mitglieder der Fraktion der SPD und 
einer Enthaltung aus den Reihen der Fraktion der 
F.D.P. die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Aus wirtschafts- und wettbewerbspolitischer Sicht 
empfiehlt der Ausschuß für Wirtschaft darüber hinaus, 
die im Teildiskussionsentwurf des Bundesministe-
riums der Justiz vom Januar 1993 verfolgte Absicht, 
erweiterte Möglichkeiten zur Vertragskündigung für 
langfristige Vertragsverhältnisse zu schaffen, wieder 
aufzunehmen. 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak-
tion der SPD bei Abwesenheit der Gruppen BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS/Linke Liste ange-
nommen. 

b) Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 

Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß hat auf ein Mitberatungsvotum 
zu der Vorlage verzichtet. 

Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat mehrheitlich mit den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD empfohlen, den Entschließungsan-
trag abzulehnen. 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat ein-
stimmig — bei Abwesenheit des Vertreters der 
Gruppe der PDS/Linke Liste — beschlossen, die 
Berücksichtigung der unter Abschnitt II Nr. 2 zweiter 
Spiegelstrich angeführten Aspekte zu empfehlen. Er 
hat dabei die von der Bundesregierung geäußerten 
Absichten zu einer Reform der Ausbildung für Versi-
cherungskaufleute zustimmend zur Kenntnis genom-
men. 
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6. Ausschußempfehlung 

a) Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung versi-
cherungsrechtlicher Richtlinien des Rates der Euro-
päischen Gemeinschaften (Drittes Durchführungsge-
setz/EWG zum VAG) in der vom federführenden 
Finanzausschuß veränderten Fassung wurde mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD angenommen. Die Gruppen 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS/Linke Liste 
waren bei der Beratung des Gesetzentwurfs im Finanz-
ausschuß nicht anwesend. Zum Verlauf der Ausschuß-
beratungen ist folgendes zu bemerken: 

— Einer der Schwerpunkte der Ausschußberatungen 
waren die Informationspflichten der Versiche-
rungsunternehmen gegenüber den Versiche-
rungsnehmern. Der Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung sieht hierzu in § 10 a VAG die Verpflich-
tung der Versicherungsunternehmen vor, die Ver-
sicherungsnehmer, sofern diese natürliche Perso-
nen sind, in einer Verbraucherinformation über die 
für das Versicherungsverhältnis maßgeblichen 
Tatsachen und Rechte vor Vertragsabschluß und 
auch während der Laufzeit des Vertrages nach 
Maßgabe der Anlage D zum VAG ausführlich zu 
unterrichten. Zur Verbraucherinformation sollen 
u. a. die für das Versicherungsverhältnis gelten-
den allgemeinen Versicherungsbedingungen ein-
schließlich der Tarifbestimmungen, Angaben zur 
Laufzeit des Versicherungsverhältnisses, die Prä-
mienhöhe und etwaige Nebenkosten, eine Beleh-
rung über das Widerrufs- oder Rücktrittsrecht, bei 
Lebensversicherungen auch Angaben über die 
Rückkaufswerte gehören. Die Verbraucherinfor-
mation soll eingeführt werden, weil bei den unter 
die Dritten Richtlinien fallenden Versicherungsun-
ternehmen die allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen und die Rechnungsgrundlagen nicht mehr 
Teil des Geschäftsplans sind, d. h. nicht mehr 
vorab genehmigt werden müssen. 

Die Versicherungswirtschaft hat in der Anhörung 
dargelegt, daß die im Regierungsentwurf vor Ver-
tragsabschluß vorgesehenen Informationsver-
pflichtungen in der Praxis auf z. T. unüberwind-
bare Schwierigkeiten stießen. Deutlich werde dies 
am Beispiel der Rückkaufswerte in der Lebensver-
sicherung, die von einer Reihe von Faktoren 
abhängig seien und von den Versicherungsver-
mittlern bei der Beratung nicht verbindlich errech-
net werden könnten. Dies sei nur durch das Versi-
cherungsunternehmen selbst im Rahmen der Poli-
cierung möglich. 

Der Ausschuß hat diese Argumentation aufgenom-
men. Er schlägt einstimmig einen neuen Ansatz zur 
Lösung des Problems vor. Dabei empfiehlt er, in 
einem neuen § 5 a VVG ein vierzehntägiges Wider-
spruchsrecht des Versicherungsnehmers für den 
Fall zu schaffen, daß das Versicherungsunterneh-
men ihm bei Antragstellung nicht die das Versi-
cherungsverhältnis betreffenden Versicherungs-
bedingungen übergibt oder die Verbraucherinfor-
mation (§ 10a VAG) unterläßt. Soweit sofortiger 

Deckungsschutz gewährt wird, kann der Versiche-
rungsnehmer für den be treffenden Zeitraum auf 
die vorherige Überlassung der Versicherungsbe-
dingungen und der Verbraucherinformation ver-
zichten. Insoweit soll der Versicherungsnehmer 
folgerichtig kein Widerspruchsrecht erhalten. In 
Fällen, in denen die geforderten Informations-
pflichten von den Versicherungsunternehmen vor 
oder bei Antragstellung erfüllt werden, soll es bei 
den Widerrufs- und Rücktrittsrechten nach § 8 
Abs. 4 und 5 VVG verbleiben. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß mit diesem 
Konzept eine verbraucherfreundliche Lösung ge-
funden worden sei. Diese habe zudem den Vorzug, 
der insbesondere in der Anhörung erhobenen 
Forderung entgegenzukommen, die Verpflichtung 
zur Verbraucherinformation nicht im VAG, son-
dern im VVG zu regeln, denn sie verknüpfe die 
Vorschriften des § 10a VAG und § 5 a VVG. Der 
Regelungsgehalt der die Verbraucherinformation 
konkretisierenden Anlage D des VAG muß aller-
dings nach Auffassung des Ausschusses in diesem 
Gesetz verbleiben, weil es sich dabei im Kern um 
eine gewerberechtliche Frage handele und die 
Ansiedlung der Vorschrift im VAG die Vorausset-
zung dafür sei, daß die Einhaltung der Informa-
tionspflichten durch das Bundesaufsichtsamt für 
das Versicherungswesen kontrolliert werden 
könne. 

— Der Präsident des Bundesaufsichtsamts für das 
Versicherungswesen hat auf Fragen aus dem Aus-
schuß erklärt, daß bei einer Übertragung der 
Verordnungsermächtigung nach § 12 c VAG auf 
dieses Amt nicht beabsichtigt sei, eine künftige 
gesetzliche Regelung zur Berücksichtigung der 
Leistungsentwicklung im Gesundheitswesen bei 
der Prämienkalkulation in der privaten Kranken-
versicherung in der Verordnung vorwegzuneh-
men. Beitragserhöhungen sollten auch in den 
nächsten fünf Jahren durch die Verordnung 
grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. 

— Weiterhin hat der Präsident des Bundesaufsicht-
samts für das Versicherungswesen ausgeführt, daß 
seine Behörde bei der Überwachung der Kongru-
enzregeln bei Investmentfonds die Praxis in den 
übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
berücksichtigen werde, urn Wettbewerbsnach-
teile zu Lasten deutscher Versicherungsunterneh-
men zu vermeiden. 

— Gelockert hat der Ausschuß einstimmig die „Streu-
ungsvorschrift" des § 54 a Abs. 4 Buchstabe b VAG, 
nach der nach dem Regierungsentwurf Vermö-
gensanlagen eines Versicherungsunternehmens 
bei ein und demselben Schuldner weder 5 v. H. des 
gebundenen Vermögens noch 25 v. H. der Eigen-
mittel des Unternehmens übersteigen dürfen. Der 
Ausschuß empfiehlt, solche Anlagen auf 2 v. H. des 
gebundenen Vermögens zuzüglich 25 v. H. der 
Eigenmittel, höchstens jedoch 5 v. H. des gebun-
denen Vermögens, zu begrenzen. 

Der Ausschuß begründet diese Maßnahme damit, 
daß die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Regelung EU-rechtlich nicht erforderlich sei. Die 
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Dritten Richtlinien sähen lediglich eine Begren-
zung der Anlagen der Versicherungsunternehmen 
bei einer Adresse auf 5 v. H. des gebundenen 
Vermögens vor. Die von der Bundesregierung 
empfohlene Lösung führe dazu, daß z. B. Lebens-
versicherungsunternehmen im Durchschnitt nicht 
mehr als 2,1 v. H. ihres Vermögens bei einem 
Schuldner anlegen könnten. Dies sei ein Wettbe-
werbsnachteil für die deutsche Versicherungswirt-
schaft, weil andere Mitgliedstaaten der EU bei der 
Umsetzung der Dritten Richtlinien in nationales 
Recht richtlinienkonform lediglich eine Anlage-
quote von 5 v. H. des gebundenen Vermögens 
ohne Anbindung an die Eigenmittel des Unterneh-
mens vorsähen. Kleinere Stückelungen seien 
kostenungünstiger als größere Anlagekonzentra-
tionen. Darüber hinaus werde eine Realisierung 
des Regierungsvorschlags die Versicherungsun-
ternehmen zu Erhöhungen ihrer Eigenmittel mit 
entsprechenden Belastungen des Kapitalmarkts 
zwingen. Benachteiligt wären dabei aber die 
öffentlich-rechtlichen Versicherungsunternehmen 
und Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, da 
diese nur über begrenzte Möglichkeiten zur Auf-
stockung ihrer Eigenmittel über den Kapitalmarkt 
verfügten. 

Weiterer Schwerpunkt der Ausschußberatungen 
war die Problematik der steigenden Beiträge der 
privat Krankenversicherten im Alter. Diese Frage 
hat auch in der Anhörung zu der Gesetzesvorlage 
eine zentrale Rolle gespielt. Hintergrund des star-
ken Anstiegs dieser Prämien im Alter ist die 
dynamische Kostenentwicklung im Gesundheits-
wesen, die durch die Alterungsrückstellungen der-
zeit nicht abgedeckt wird und von der die älteren 
Menschen in besonderem Maße betroffen sind. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung hat diese 
Problematik aufgegriffen. Er sieht vor, daß 80 v. H. 
der über die rechnungsmäßige Verzinsung hinaus-
gehenden Kapitalerträge, höchstens jedoch 
2,5 v. H. der Summe der positiven Alterungsrück-
stellungen, den Versicherten direkt gutgeschrie-
ben werden. 50 v. H. dieser Direktgutschrift sollen 
nach dem Vorschlag der Bundesregierung den 
Versicherten, die das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, gutgeschrieben und zur Prämienreduzie-
rung verwendet werden. 

Dieser Regelungsvorschlag ist in der Anhörung 
von einer Reihe von Sachverständigen als unzurei-
chend kritisiert worden. Beanstandet worden ist in 
der Anhörung auch das Fehlen von Regelungen, 
die es den Versicherten ermöglichen, die auf sie 
entfallenden Alterungsrückstellungen beim 
Wechsel des Versicherungsunternehmens „mitzu-
nehmen". Dadurch werde ein Wettbewerb der 
privaten Krankenversicherer um den Versicher-
tenbestand schon nach wenigen Jahren Mitglied-
schaft in einem Krankenversicherungsunterneh-
men nahezu unmöglich gemacht. 

Der Ausschuß ist dem Regierungsentwurf in dieser 
Frage mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die der Fraktion der SPD dennoch im 
Grundsatz gefolgt. Die Ausschußmehrheit sieht 
keine Möglichkeit, im Rahmen des vorliegenden, 

eilbedürftigen Gesetzgebungsvorhabens zu einer 
fundierten und auf längere Sicht tragfähigen 
Lösung dieser schwierigen Problematik zu gelan-
gen. Die Fraktion der SPD hat hingegen einen 
Änderungsantrag eingebracht, der vorsieht, in der 
substitutiven Krankheitskosten- und Pflegeko-
stenversicherung bei der Prämienkalkulation die 
künftige Kostenentwicklung im Gesundheitswe-
sen angemessen zu berücksichtigen. Eine solche 
Regelung werde bewirken, daß die Beiträge zu 
diesen Versicherungen bei jüngeren Versicherten 
künftig höher seien, übermäßige Beitragserhöhun-
gen für ältere Versicherungsnehmer aber in 
Zukunft eingegrenzt werden können. Dadurch 
werde ein deutliches Signal für die Zukunft 
gesetzt. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
sind sich der außerordentlichen Tragweite dieser 
Frage, die ältere Versicherte existentiell treffen 
kann, bewußt. Sie empfehlen, in einer Entschlie-
ßung die Bundesregierung zur Einsetzung einer 
unabhängigen Sachverständigenkommission auf-
zufordern. Diese soll insbesondere die Fragen der 
Beitragsverstetigung im Alter, des Einstiegs junger 
Versicherungsnehmer und die Möglichkeiten zum 
Wechsel des Versicherungsunternehmens unter-
suchen und bis Mitte 1995 einen Bericht vorlegen. 
Sie soll auch Lösungsvorschläge erarbeiten. Die 
Bundesregierung wird in der Entschließung aufge-
fordert, spätestens im ersten Halbjahr 1996 die aus 
dem Bericht resultierenden gesetzgeberischen 
Konsequenzen zu ziehen. Unabhängig davon soll 
die Versicherungswirtschaft in der Entschließung 
aufgerufen werden, geeignete Kalkulationsmo-
delle zu entwickeln, die eine für die älteren Versi-
cherten tragbare Beitragsgestaltung sicherstel-
len. 

— Geändert hat der Ausschuß einvernehmlich die 
Bedingungen für die zusätzliche Verbraucherin-
formation in der Krankenversicherung. Er hat den 
entsprechenden Abschnitt der Anlage D zum VAG 
allgemeiner gefaßt, weil die dort geforderten 
Angaben über den Verlauf der Prämien mit zuneh-
mendem Alter des Versicherten bis zum Alter von 
80 Jahren zuverlässig nicht erbracht werden kön-
nen und die Gefahr in sich bergen, daß Bürger von 
einer eigenverantwortlichen Vorsorge abgehalten 
werden. Von Bedeutung für diese Änderung war 
auch das Argument, daß die nach der ursprüngli-
chen Fassung der Anlage D möglichen extrem 
hohen Monatsbeiträge bei entsprechender Extra-
polation der Beiträge zur gesetzlichen Kranken-
versicherung auch bei letzterer erreicht und u. U. 
sogar überschritten werden könnten. Insgesamt 
sieht der Ausschuß die in der ursprünglichen 
Anlage D geforderten Angaben als wenig sinnvoll 
an. 

— Einstimmig beschlossen wurde die Einräumung 
einer gesetzlichen Anpassungsmöglichkeit von 
Lebensversicherungs- und Krankenversiche-
rungsverträgen, die für den Versicherer in der 
Regel unkündbar sind, sofern sich unabweisbarer 
Anpassungsbedarf z. B. aufgrund der Rechtspre-
chung ergibt. 
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— Gleichfalls einstimmig beschlossen wurde der Ver-
zicht auf die Aufhebung des Begünstigungs- und 
Provisionsabgabeverbots. Der Ausschuß hat sich 
bei dieser Entscheidung insbesondere davon lei-
ten lassen, daß eine Aufgabe dieses Verbots 
die Qualität der Beratung beeinträchtigen und die 
Existenz vieler Versicherungsvermittler gefährden 
könnte. 

— Von den Koalitionsfraktionen abgelehnt wurde der 
Antrag der Fraktion der SPD, als von der Aufsichts-
behörde zu beanstandende Mißstände solche 
Tarifbestimmungen und Prämienkalkulationen 
anzusehen, die auf die Staatsangehörigkeit des 
Versicherungsnehmers oder dessen Zugehörigkeit 
zu einer ethnischen Gruppe abstellen. Die Fraktion 
der SPD hat dazu angeführt, daß — wie der 
Präsident des Bundesaufsichtsamts für das Versi-
cherungswesen bestätigt habe — in der Praxis in 
verschiedenen Versicherungszweigen die Staats-
angehörigkeit des Versicherungsnehmers durch-
aus als Annahme- oder Ablehnungskriterium 
benutzt werde. Aus gegebenem Anlaß sei deshalb 
eine gesetzliche Klarstellung erforderlich, mit der 
dem Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs-
wesen der Rücken gestärkt werde. 

Die Koalitionsfraktionen betonen, daß auch sie 
nachhaltig gegen Diskriminierungen ausländi-
scher Mitbürger einträten. Ausländerdiskriminie-
rung sei jedoch ein allgemeiner Mißstand, der 
nicht nur in einem Gesetz, hier dem Versiche-
rungsaufsichtsgesetz , aufgegriffen werden könne. 
Sie verweisen zudem darauf, der Präsident des 
Bundesaufsichtsamts für das Versicherungswesen 
habe im Ausschuß erklärt, daß das Amt über die 
erforderlichen Eingriffsmöglichkeiten zur Verhin-
derung einer Diskriminierung ausländischer Mit-
bürger im Versicherungsbereich verfüge. Es 
werde diese Möglichkeiten auch einsetzen. Das 
Verbot der Ausländerdiskriminierung ergebe sich 
darüber hinaus bereits aus der allgemeinen 
Rechtsordnung. 

— Einstimmig gefolgt ist der Ausschuß dem Vor-
schlag des Bundesrates, bei den Befugnissen der 
Aufsichtsbehörde eine Duldungspflicht der Unter-
nehmen vorzuschreiben, weil dies Voraussetzung 
für eine Bußgeldbewehrung ist. 

— Abgelehnt haben die Koalitionsfraktionen den 
Wunsch der Fraktion der SPD, im Hinblick auf die 
Wahrung der Belange der Versicherten den Zusatz 
„ausreichende" zu streichen. Die Koalitionsfrak-
tionen haben ihre Ablehnung damit begründet, 
daß durch die Streichung der Gesetzestext unkla-
rer werde und daß der Begriff „ausreichend" an 
verschiedenen Stellen des Gesetzes gebraucht 
werde. 

— Weiterer zentraler Punkt der Ausschußberatungen 
war die Frage der Kündbarkeit langfristiger Versi-
cherungsverträge. In der Anhörung ist von einigen 
Sachverständigen nachhaltige Kritik daran geübt 
worden, daß die gegenwärtige — seit 1991 gel-
tende — Rechtslage beibehalten werden soll. 
Danach können langfristige Versicherungsver

-

träge vereinbart werden, wenn dem Versiche-
rungsnehmer alternativ Verträge mit einer Dauer 
von einem Jahr, von drei, fünf und zehn Jahren mit 
gestaffelten Prämiennachlässen angeboten wer-
den. Die Sachverständigen hatten angeführt, daß 
die Unkündbarkeit langfristiger Versicherungs-
verträ ge den Versicherungsnehmern überwie-
gend Nachteile bringe, weil diese die Entwicklung 
ihrer wirtschaftlichen und persönlichen Situation 
über einen längeren Zeitraum nicht immer zuver-
lässig abschätzen könnten und die langfristige 
Bindung den Wettbewerb zwischen den Ver-
sicherungsunternehmen mit der Folge überhöh-
ter Prämien schwäche. Hingewiesen wurde auch 
auf die EG-Gruppenfreistellungsverordnung, die 
erkennen lasse, daß die Gemeinschaft Verträge 
mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren 
ablehne. 

Die Fraktion der SPD hat hierzu einen vom Bun-
desrat übernommenen Änderungsantrag einge-
bracht, nach dem den Versicherungsnehmern 
außer bei der Lebens- und Krankenversicherung 
ein jährliches Kündigungsrecht eingeräumt wer-
den soll, wenn ein Versicherungsverhältnis für 
eine Dauer von mehr als drei Jahren vereinbart 
worden ist. Dieses Kündigungsrecht soll zum Ende 
des dritten Jahres oder jeden darauffolgenden 
Jahres bestehen. Zur Begründung ihres Antrags 
hat die Fraktion der SPD angeführt, daß die gegen-
wärtige Rechtslage die in sie gesetzten Erwartun-
gen nicht erfüllt habe. In der Praxis habe sie die 
langfristige Bindung der Versicherungsnehmer an 
die Versicherungsunternehmen eher gefördert. 
Der Hinweis auf den Prämiennachlaß bei einem 
langfristigen Vertrag könne dem Verbraucher zum 
Abschluß eines solchen Vertrags verleiten, auch 
wenn es sich dabei um ein relativ ungünstiges 
Angebot handele. Angebracht seien nicht langfri-
stige Bindungen, sondern wettbewerbsfördernde 
kürzerfristige Kündigungsmöglichkeiten. Die Ar-
beitsgemeinschaft der Verbraucherverbände habe 
dargelegt, daß kurzfristige Versicherungsverträge 
preiswerter seien als Zehnjahresverträge. Die 
Fraktion der SPD verweist in diesem Zusammen-
hang auf das Votum des mitberatenden Ausschus-
ses für Wirtschaft. 

Die Koalitionsfraktionen haben diesen Antrag 
abgelehnt. Sie sind der Auffassung, daß das erst 
seit drei Jahren geltende gegenwärtige Recht nicht 
schon wieder geändert werden sollte. Aufgrund 
der neuen Rechtslage werde der Versicherungs-
nehmer künftig ausführlich über den Versiche-
rungsvertrag und über die ihm zugrundeliegenden 
allgemeinen Versicherungsbedingungen infor-
miert werden. Hinzu komme, daß dem Verbrau-
cher in Zukunft durch den neuen § 5 a VVG ein 
Widerspruchsrecht eingeräumt werde. Sie verwei-
sen auch darauf, daß dem Versicherungsnehmer 
aufgrund der bei längerfristigen Versicherungs-
verträgen zwingend notwendigen Alternativange-
bote mit Beitragsnachlaß ein breites Spektrum an 
Vertragsdauern zur Verfügung stehe. Darüber hin-
aus werde die Einräumung jährlicher Kündigungs-
rechte die Versicherungsleistung en verteuern, 
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weil in diesem Fall die Rabatte entfielen. Insbeson-
dere aber weisen die Koalitionsfraktionen darauf 
hin, daß durch die im Gesetzentwurf vorgesehene 
Einführung einer Kündigungsmöglichkeit von 
Versicherungsverträgen bei jeder Prämienerhö-
hung, sofern der Leistungsumfang nicht verändert 
wird, in der Schadenversicherung faktisch ein ste-
tig wiederkehrendes Kündigungsrecht geschaffen 
werde, da in diesem Versicherungsbereich erfah-
rungsgemäß von Zeit zu Zeit Prämienerhöhungen 
vorgenommen würden (§ 31 VVG). Schließlich 
verweisen sie darauf, daß in anderen Wirtschafts-
bereichen, z. B. im Leasingsektor, bei langfristig 
abgeschlossenen Verträgen ebenfalls kein jährli-
ches Kündigungsrecht bestehe, und daß dies zu 
Recht bisher nicht beanstandet worden sei. 

— Gleichfalls abgelehnt haben die Koalitionsfraktio-
nen den Antrag der Fraktion der SPD, dem Versi-
cherungsnehmer in der Schaden- und Unfallversi-
cherung ein Kündigungsrecht mit sofortiger Wir-
kung einzuräumen, wenn er durch Arbeitslosig-
keit, Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit in eine 
soziale Notlage gerät. Die Fraktion der SPD hat 
diesen Antrag auch mit der Ablehnung ihres 
Antrags auf frühere Kündigungsmöglichkeiten bei 
langfristigen Versicherungsverträgen begründet. 
Sie hat argumentiert, daß es zur Gleichgewichtig-
keit von Versicherungsverhältnissen, bei denen 
sich die Versicherungsunternehmen in der Regel 
Vertragsänderungen aufgrund von Prämienanpas-
sungsklauseln vorbehielten, gehöre, dem Versi-
cherungsnehmer wenigstens bei unvorhersehba-
ren und unabwendbaren Veränderungen seiner 
Lebensverhältnisse ein außerordentliches Kündi-
gungsrecht einzuräumen. Sie ist außerdem der 
Ansicht, daß ohne eine gesetzliche Regelung kein 
ausreichender Druck auf die Versicherungswirt-
schaft ausgeübt werde, damit diese in den genann-
ten Notlagen Vertragslösungen akzeptiere. Sie 
verweist darauf, daß es z. B. bei den Bausparver-
trägen eine vergleichbare Regelung gebe. Die 
Koalitionsfraktionen hingegen begründen ihre 
Haltung in dieser Frage damit, daß eine solche 
Maßnahme den Versicherungsnehmern Anreize 
gebe, in schwierigen Lagen den auch dann not-
wendig en  Versicherungsschutz aufzugeben. Be-
finde sich der Versicherungsnehmer in einer ech-
ten Notlage, werde die Sozialhilfe die Versiche-
rungsprämien tragen. Ein gesetzliches Kündi-
gungsrecht in den genannten Fällen komme einer 
Aufforderung an die Sozialämter gleich, von den 
Betroffenen die Kündigung zu verlangen. Der 
Ausschuß hat die Erwartung geäußert, daß sich die 
Versicherungsunternehmen in den beschriebenen 
Fällen den Versicherungsnehmern gegenüber als 
kulant erweisen. 

— Einstimmig beschlossen wurde die Einräumung 
einer gesetzlichen Anpassungsmöglichkeit bei 
Lebensversicherungs- und Krankenversiche-
rungsverträgen, sofern sich unabweisbarer Anpas-
sungsbedarf, z. B. aufgrund der Rechtsprechung, 
ergibt. Der Ausschuß hält diese Maßnahme für 
gerechtfertigt, weil diese Versicherungsverträge 
für den Versicherer in der Regel unkündbar 
sind. 

— Einstimmig beschlossen wurde der Antrag der 
Fraktion der SPD, mit einer gesetzlichen Klarstel-
lung deutlich zu machen, daß ein Risikozuschlag 
bei Adoptivkindern nicht generell erhoben werden 
darf, sondern durch die Umstände des Einzelfalls 
veranlaßt sein muß und die Vereinbarung eines 
solchen Zuschlags nur bis zur einfachen Prämien-
höhe zulässig ist. 

— Abgelehnt wurde von den Koalitionsfraktionen der 
Antrag der Fraktion der SPD, die Auszahlung der 
Arbeitnehmer-Sparzulage auf das Bundesamt für 
Finanzen zu übertragen. Eine entsprechende Prü-
fungsbitte hat der Bundesrat in seiner Stellung-
nahme zum Gesetzentwurf an die Bundesregie-
rung gerichtet. Diesen Antrag hat die Fraktion der 
SPD insbesondere mit dem Argument der Verwal-
tungsvereinfachung begründet. Die Koalitions-
fraktionen haben ihm nicht entsprochen, weil die 
Bearbeitung der Arbeitnehmer-Sparzulage Auf-
gabe der Länder sei. Es sei widersprüchlich, einer-
seits die sog. Finanzamtslösung zu fordern, ande-
rerseits die Auszahlung der Arbeitnehmer-Sparzu-
lage auf das Bundesamt für Finanzen verlagern zu 
wollen. 

— Befaßt hat sich der Ausschuß auch mit zwei von 
der Lebensversicherungswirtschaft aufgeworfe-
nen steuerlichen Fragen. Dabei geht es zum einen 
um die gewerbesteuerliche Behandlung der Rück-
stellung für Beitragsrückerstattung in der Lebens- 
und Krankenversicherung und zum anderen um 
die umsatzsteuerliche Behandlung der Entgelte 
aus der Verwaltung von Einrichtungen zur Alters-
versorgung durch Lebensversi cherungsunterneh-
men.  

Zur Frage der gewerbesteuerlichen Einordnung 
der Rückstellung für Beitragsrückerstattung ist 
nach Abstimmung mit der Bundesregierung zu 
bemerken, daß diese Rückstellung gewerbesteu-
errechtlich nicht als Dauerschuld hinzuzurechnen 
ist, wenn die Gegenwerte ähnlichen Verfügungs-
beschränkungen unterliegen wie der Deckungs-
stock. An dieser Rechtslage wird sich durch die 
Änderungen des VAG durch das Dritte Durchfüh-
rungsgesetz/EWG zum VAG nichts ändern. Die 
Einreichung eines Geschäftsplans (§ 5 Abs. 2 VAG) 
bleibt weiterhin vorgesehen. Wenn auch der Inhalt 
des Geschäftsplans nach den Änderungen des 
VAG anders ist als bisher, so bleibt doch festzustel-
len, daß die „geschäftsplanmäßige Erklärung" 
weder vor noch nach der Änderung des VAG 
ausdrücklich im Gesetz geregelt ist. Die übrigen 
Vorschriften des VAG, auf die sich die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs über die Rückstel-
lung für Beitrittsrückerstattung bezieht — die Vor-
schriften der §§ 66, 70 und 72 VAG —, werden nicht 
oder nur unwesentlich und in hier nicht relevanter 
Weise geändert. Es ist daher nicht erforderlich, daß 
eine Ergänzung des VAG für die Aufrechterhal-
tung der bisherigen gewerbesteuerlichen Behand-
lung der Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
vorgenommen wird. 

Eine Umsatzsteuerbefreiung der Entgelte aus der 
Verwaltung von Einrichtungen zur Altersversor

-

gung hält der Ausschuß für angebracht, um Wett- 
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bewerbsverzerrungen zwischen deutschen Kapi-
talanlagegesellschaften und Lebensversiche-
rungsunternehmen einerseits sowie in anderen 
EU-Ländern ansässigen Lebensversicherern, die 
im Dienstleistungsverkehr das Verwaltungsge-
schäft in Deutschland be treiben, und im Inland 
ansässigen Lebensversicherungsunternehmen an-
dererseits zu vermeiden. Diese Befreiung soll im 
Rahmen des geplanten Dritten Gesetzes zur Ände-
rung des Umsatzsteuergesetzes und anderer 
Gesetze realisiert und mit dem Inkrafttreten des 
Dritten Durchführungsgesetzes/EWG zum VAG 
wirksam werden. 

— Einen Antrag sicherzustellen, daß Filme, die nicht 
pornographisch und nicht in die Liste der jugend-
gefährdenden Filme aufgenommen sind, wieder 
dem ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegen, 
hat die Fraktion der SPD zurückgezogen, nachdem 
die Koalitionsfraktionen zugesagt hatten, diese 
Frage im Rahmen des Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes und anderer Gesetze zu 
behandeln. Dieser Gesetzentwurf soll noch vor der 
diesjährigen Sommerpause des Deutschen Bun-
destages im Finanzausschuß abschließend beraten 
werden. 

— Einmütig hat der Ausschuß auf Vorschlag der 
Fraktion der SPD an die Bundesregierung appel-
liert, alsbald eine sprachliche Überarbeitung des 
aus dem Jahre 1901 stammenden VAG vorzuneh-
men. 

II. Einzelbegründung 

Die gegenüber dem Gesetzentwurf in der Drucksache 
beschlossenen Änderungen und Ergänzungen wer-
den im einzelnen wie folgt erläutert: 

Zu Artikel 1 (Änderung des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes) 

Zu Nummer 7 Buchstabe b (§ 10 Abs. 3 VAG) 

Durch die im Regierungsentwurf vorgesehene Ände-
rung in Absatz 1 wird der Inhalt der allgemeinen 
Versicherungsbedingungen im Gegensatz zur gelten-
den Fassung, die eine Soll-Vorschrift enthält, zwin-
gend vorgeschrieben. Von der darin liegenden Erhö-
hung des Verbraucherschutzes können die Großrisi-
ken ausgenommen werden. Die Rückversicherung 
wird zur Vollständigkeit erwähnt, obwohl hier allge-
meine Versicherungsbedingungen wie bei Erstversi-
cherungsverträgen nicht üblich sind. 

Zu Nummer 8 (§ 10a Abs. 1 Satz 2 VAG) 

Es handelt sich um eine Parallele zu § 10 Abs. 3 
VAG. 

Zu Nummer 10 

Zu 11a VAG 

Der im Regierungsentwurf vorgesehene versiche-
rungsmathematische Bestätigungsvermerk soll durch 
die Formulierung „versicherungsmathematische Be-
stätigung" ersetzt werden, um eine Verwechslung mit 
dem Bestätigungsvermerk des Abschlußprüfers nach 
§ 322 HGB zu vermeiden. 

Bei den nicht nach § 156a Abs. 3 deregulierten 
Pensionskassen und bei den Sterbekassen bleibt die 
Genehmigungspflicht für die Rechnungsgrundlagen 
aufrechterhalten. Der Aufgabenbereich des Verant-
wortlichen Aktuars kann daher bei diesen Kassen 
entsprechend beschränkt werden. 

Nach einem Formulierungsvorschlag der Bundesre-
gierung zum Entwurf eines Versicherungsbilanzricht-
linie-Gesetzes sollen die Vorschriften über die Dek-
kungsrückstellung in einen neuen § 341 ea des Han-
delsgesetzbuchs (künftig § 341 f) aufgenommen wer-
den. Die Verweisung im VAG muß hieran angepaßt 
werden. 

Zu § 11 b VAG 

Bei den nicht nach § 156a deregulierten Pensionskas-
sen und bei den Sterbekassen verbleibt es bei der 
bisherigen Rechtslage, wonach Änderungen des 
Geschäftsplans der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde bedürfen. Die Treuhänderregelung des § 11 b 
ist daher entbehrlich. 

Zu Nummer 11 (§ 12 Abs. 3 VAG) 

Der im Regierungsentwurf vorgesehene versiche-
rungsmathematische Bestätigungsvermerk soll durch 
die Formulierung „versicherungsmathematische Be-
stätigung" ersetzt werden, um eine Verwechslung mit 
dem Bestätigungsvermerk des Abschlußprüfers nach 
§ 322 HGB zu vermeiden. 

Ferner ist bei der Drucklegung des Regierungsent-
wurfs der letzte Satz des § 12 Abs. 3 versehentlich als 
Teil der Nummer 2 gedruckt worden. Er muß jedoch 
wieder ausgerückt werden. 

Wegen der Verweisung auf § 341 ea des Handelsge-
setzbuchs wird auf die Begründung zu § 11 a VAG 
Bezug genommen. 

Die vorgeschlagene Änderung der Nummer 4 ent-
spricht der Neufassung des § 178f VVG (s. die dortige 
Begründung). 

Zu Absatz 4, der gegenüber dem Regierungsentwurf 
unverändert bleibt, ist auf folgendes hinzuweisen: 
Aus dem Umstand, daß in Absatz 4 für die substitutive 
Krankenversicherung nicht auf § 11 c verwiesen wird, 
der für den Altbestand in der Lebensversicherung die 
Fortgeltung des genehmigten Geschäftsplans vor-
sieht, darf nicht geschlossen werden, daß in der 
Krankenversicherung der alte Geschäftsplan nicht 
fortgilt. Dieser bleibt vielmehr die Grundlage der 
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abgeschlossenen Verträge, die nur nach Maßgabe der 
im VAG und VVG vorgesehenen Möglichkeiten 
geändert werden können. 

Zu Nummer 12 

Zu § 12a VAG 

Die Beschränkung auf die freiwillige Pflegeversiche-
rung in den Absätzen 1 und 2 ist erforderlich, da die 
von privaten Versicherungsunternehmen betriebene 
Pflegeversicherung nach dem vom Deutschen Bun-
destag beschlossenen Pflegeversicherungsgesetz an-
deren Grundsätzen folgt. 

Absatz 2 enthält nur eine redaktionelle Verbesse-
rung. 

In Absatz 3 wird neben einer redaktionellen Präzisie-
rung eine dreijährige Frist vorgesehen, um zu vermei-
den, daß binnen kurzer Frist Prämienerhöhungen und 
Prämienermäßigungen wegen u. U. geringfügiger 
Beträge aufeinanderfolgen. 

Der in Absatz 4 des Regierungsentwurfs gewählte 
Verteilungsmaßstab der Alterungsrückstellung hat 
sich als zu starr erwiesen und kann zu Ungerechtig-
keiten führen. Die Festlegung des Maßstabs soll daher 
auch der Rechtsverordnung nach § 12 c überlassen 
werden. 

In der Neufassung des Absatzes 5 Satz 2 wird vorge-
sehen, das bisherige Verfahren aufgrund der Anord-
nung des Bundesaufsichtsamts bis Ende 1994 fortzu-
setzen, um den Versicherungsunternehmen genü-
gend Zeit zur Anpassung zu lassen. 

Zu § 12c VAG 

Die Änderung zu Nummer 1 soll das Mißverständnis 
ausschließen, daß hier Höchstsätze für Zuschläge, 
z. B. für Kosten, gemeint sein könnten. Vielmehr 
sollen nur die Grundsätze für deren Bemessung erfaßt 
werden. 

Die Neufassung der Nummer 2 ergibt sich aus der zu 
§ 12 Abs. 1 Nr. 4 vorgeschlagenen Änderung. 

Nummer 3 enthält die Ermächtigung für die Rechts-
verordnung nach der Neufassung des § 12a Abs. 4. 
Damit werden auch die im Regierungsentwurf in den 
Nummern 4 und 5 vorgesehenen Ermächtigungen 
entbehrlich. 

Die in Nummer 7 des Regierungsentwurfs enthaltene 
Verordnungsermächtigung für die Verbraucherinfor-
mation in der Krankenversicherung kann entfallen, da 
die entsprechende Vorschrift in der Anlage Teil D 
allgemeiner gefaßt wird. 

Zu Nummer 14 

Zu § 13 b Abs. 4 Satz 1 VAG 

Sprachliche Verbesserung und Anpassung an die 

Bußgeldvorschriften nach dem Vorschlag des Bundes-
rates. 

Zu § 13d VAG 

Berichtigung eines Schreibfehlers; es muß auf § 7 a 
Abs. 2 Satz 6 statt auf einen im VAG nicht enthaltenen 
§ 

 
7 Abs. 2 Satz 6 verwiesen werden. 

Zu Nummer 18 Buchstabe e (§ 53c VAG) 

Im jetzigen Wortlaut werden versehentlich die 
Genußrechte genannt. Statt dessen muß — wie in § 10 
Abs. 5 a KWG — auf die Schuldverschreibungen 
abgestellt werden, in denen die in diesem Absatz 
behandelten nachrangigen Verbindlichkeiten ver-
brieft sind. 

Zu Nummer 20 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe cc (§ 54a Abs. 2 
Nr. 6 VAG) 

In der neugefaßten Nummer 5 werden zum amtlichen 
Handel zugelassene oder in einen organisierten 
Markt einbezogene Genußrechte den entsprechend 
gehandelten Aktien gleichgestellt. 

Diese Änderung kann auch für Anlagen nach Num-
mer 6 (und für solche nach Nummer 13) übernommen 
werden. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe ee (§ 54a Abs. 2 
Nr. 9 VAG) 

Durch die Neufassung der Nummer 8 Buchstabe b 
werden Darlehen an sonstige Anstalten des öffentli-
chen Rechts nicht mehr kraft Gesetzes als Anlagen für 
das gebundene Vermögen zugelassen. In der Begrün-
dung zum Regierungsentwurf wird dazu ausgeführt, 
daß nach der Solvabilitätsrichtlinie für Kreditinstitute 
Darlehen an diese Nicht-Gebietskörperschaften nach 
Artikel 6 Buchstabe d Nr. 4 dieser Richtlinie in die 
schlechteste Risikokategorie (Risikogewicht 100 v. H.) 
eingestuft werden. Diese Begründung hat sich als zu 
eng erwiesen. Die zitierte Stelle der Richtlinie betrifft 
nur Forderungen an den Nichtbankensektor. Für 
Kreditistitute mit Sitz in der Gemeinschaft ist eine 
andere Betrachtung angebracht, auch wenn sie nach 
Artikel 2 Abs. 2 der Ersten Bankrechtskoordinierungs-
richtlinie von deren Geltungsbereich ausgenommen 
sind. Durch die Beschränkung auf öffentlich-recht-
liche Institute wird eine ausreichende Sicherheit 
gewährleistet. In Deutschland wird hiervon in erster 
Linie die Kreditanstalt für Wiederaufbau erfaßt. 
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Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe ee (§ 54a Abs. 2 
Nr. 13 VAG) 

In der neugefaßten Nummer 5 werden zum amtlichen 
Handel zugelassene oder in einen organisierten 
Markt einbezogene Genußrechte den entsprechend 
gehandelten Aktien gleichgestellt. Diese Änderung 
kann auch für Anlagen nach Nummer 13 (und für 
solche nach Nummer 6) übernommen werden. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe ff 
Tripelbuchstabe bbb (§ 54a Abs. 2 Nr. 14 VAG) 

Berichtigung eines Schreibfehlers. 

Zu Buchstabe c (§ 54a Abs. 3 VAG) 

In einer Arbeitsgruppe bei der EG-Kommission, die 
sich am 20. Januar 1994 mit Fragen befaßte, die bei der 
Auslegung und Umsetzung der Dritten Richtlinie in 
den Mitgliedstaaten aufgetaucht sind, wurde auch die 
Frage der Kongruenz angesprochen. Es wurde dabei 
darauf hingewiesen, daß vor allem in kleineren Län-
dern Aktien nicht immer in der Währung des jeweili-
gen Mitgliedstaats, sondern auch in anderen Währun-
gen, z. B. in US-$ gehandelt würden. Auch die EG

-

Kommission neigt dazu, die Notierungswährung maß-
geblich sein zu lassen. Dem soll die Neufassung 
Rechnung tragen. 

In der genannten Auslegungsgruppe wurde auch im 
Prinzip anerkannt, daß bei Anwendung der Kongru-
enzregeln auf Investmentfonds auf die Währung der 
im Fonds enthaltenen Werte abgestellt werden müsse, 
auch wenn der Fonds selbst auf eine andere Währung 
laute. Jedoch wurde hinzugefügt, daß dieses Prinzip 
nicht dazu führen dürfe, künstliche Hindernisse auf 
den Finanzmärkten aufzubauen, die deren Funktio-
nieren beeinträchtigten. Diese letztere Einschrän-
kung ist gesetzgeberisch kaum in eine praktikable 
Fassung zu bringen. Es soll daher in § 54 a Abs. 3 bei 
den in Satz 1 und 2 enthaltenen Grundsätzen bleiben; 
Satz 3, der sich auf eine Regelung für Spezialfonds 
beschränkte, soll gestrichen werden. Aus dieser Strei-
chung darf nicht geschlossen werden, daß stets die 
Währung, auf die der Fonds lautet, maßgeblich ist. Die 
zweckentsprechende Auslegung der Kongruenzregel 
bei Investmentfonds soll vielmehr der Praxis überlas-
sen werden. 

Zu Buchstabe f (§ 54a Abs. 4 b VAG) 

Die Beschränkung der Anlagen bei einem einzelnen 
Aussteller (Schuldner) auf 25 v. H. der Eigenmittel, die 
im Regierungsentwurf zusätzlich zur Höchstgrenze 
von 5 v. H. des gebundenen Vermögens nach der 
Richtlinie vorgesehen ist, schränkt nach Auffassung 
des Ausschusses die Anlagemöglichkeiten der inlän-
dischen Versicherer im Verhältnis zu ausländischen 
Wettbewerbern zu sehr ein und erschwert die Anlage 
bei ersten Adressen. Im Rahmen der Höchstgrenze 
von 5 v. H. sollen daher 2 v. H. des gebundenen 

Vermögens nicht an diese zusätzliche Grenze gebun-
den sein. 

Der ausdrückliche Ausschluß der Investmentfonds 
dient der Klarstellung. Dabei ist der mit dem Wort 
„wenn" beginnende Nebensatz erforderlich, weil 
nach § 8 a KAGG in der Fassung des Entwurfs des 
Zweiten Finanzmarktförderungsgesetzes ein Wertpa-
pierfonds in Zukunft u. U. aus den Anlagen bei einem 
einzigen Emittenten bestehen kann. Damit können im 
Einzelfall Risiken verbunden sein. 

Zu Buchstabe g (§ 54a Abs. 5 VAG) 

Anders als die Ersten Richtlinien sehen die Dritten 
Richtlinien nicht mehr die Möglichkeit vor, Lockerun-
gen der Vorschriften über die Kongruenz der Aktiv-
werte zuzulassen (Artikel 17 der Dritten Richtlinie 
Schadenversicherung und Artikel 18 der Dritten 
Richtlinie Lebensversicherung). Da der Entwurf ins-
besondere die von den Dritten Richtlinien für inkon-
gruente Werte vorgegebene Höchstgrenze von 
20 v. H. auch für Deckungsstockwerte übernimmt 
(§ 54a Abs. 3 in Verbindung mit Anlage Teil C Nr. 6 
Buchstabe b in der Fassung von Nummer 81 Buch-
stabe b des Entwurfs), ist für eine Ausnahmegenehmi-
gung der Aufsichtsbehörde insofern kein Raum. Bei 
den in Absatz 5 genannten Begrenzungen, deren 
Überschreitung die Aufsichtsbehörde gestatten kann, 
muß daher Absatz 3 ausgeklammert werden. 

Zu Buchstabe h (§ 54a Abs. 6 VAG) 

In der zu § 54 a Abs. 3 genannten Arbeitsgruppe 
wurden sehr unterschiedliche Meinungen dazu ver-
treten, wo insbesondere Aktien als belegen anzuse-
hen sind, auch im Zusammenhang mit dem Erlaß von 
Verfügungsbeschränkungen. Die EG-Kommission 
konnte ebenfalls keine einheitliche Interpretations- 
hilfe geben und will den Mitgliedstaaten zunächst 
einen Fragenkatalog übersenden. Da andere Mit-
gliedstaaten in ihre Gesetze offenbar keine Definition 
der Belegenheit aufgenommen haben, empfiehlt sich 
eine Streichung des Satzes 2, um bei der Anwendung 
des VAG flexibel verfahren zu können. Dies bedingt 
die Beibehaltung der im geltenden § 54 a Abs. 1 Satz 1 
enthaltenen Ausnahme für die Verwahrung nach § 5 
Abs. 4 des Depotgesetzes. 

Zu Nummer 21 (§ 54b Abs. 1 VAG) 

Obwohl Versicherungsleistungen in Werten, die für 
das Sondervermögen einer Kapitalanlagegesellschaft 
zugelassen sind, bisher keine praktische Bedeutung 
erlangt haben, ist dies für die Zukunft nicht auszu-
schließen. Diese Möglichkeit soll daher weiter erhal-
ten bleiben. Eine klarere Gliederung soll die Ver-
ständlichkeit der Regelung erleichtern. 
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Zu Nummer 25 (§ 57 VAG) 

Durch das Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetz wer-
den die §§ 56b und 57 aufgehoben. Die neu für das 
VAG vorgeschlagene Vorschrift muß daher hinter 
§ 56a eingefügt werden und kann nunmehr die 
Bezeichnung „§ 57" erhalten. 

Zu Nummer 28 Buchstabe d (§ 66 Abs. 7 Satz 2 
VAG) 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 66 Abs. 7 Satz 2 
dürfte in dieser weiten Form nicht mit den Dritten 
Richtlinien vereinbar sein. Dem mit dem Entwurf 
verfolgten Anliegen wird durch die Neufassung des 
§ 54b ausreichend Rechnung getragen. 

Zu Nummer 35 Buchstabe c (§ 81 Abs. 2 Satz 3 
und 4 VAG) 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Aufhebung 
des Begünstigungs- und Provisionsabgabeverbots 
verbessert trotz verstärkten Wettbewerbs nicht unbe-
dingt die Lage der Versicherungskunden; denn sie 
würde u. a. dazu führen, daß sich die Markttranspa-
renz, die schon durch die Aufhebung der behördli-
chen Genehmigung der allgemeinen Versicherungs-
bedingungen zurückgehen wird, noch weiter vermin-
dert. Ferner wird die Gefahr gesehen, daß Versiche-
rungsvermittler bei Abgabe eines Teils ihrer Provision 
nicht mehr die gleiche Mühe für eine kundenorien-
tierte Beratung aufwenden. Die bestehende Rechts-
lage, die ohnehin beide Verbote nicht festschreibt, 
sondern nur zu ihrem Erlaß ermächtigt, soll daher 
aufrechterhalten bleiben, zumal die Aufhebung durch 
die Richtlinien nicht geboten ist. 

Zu Nummer 38 (§ 81 c Abs. 4 VAG) 

Für Pensions- und Sterbekassen galt bisher § 81 c über 
die angemessene Zuführung zur Rückstellung für 
Beitragserstattung vor allem mit der Begründung 
nicht, daß die Überschußbeteiligung bei diesen Kas-
sen regelmäßig von der Aufsichtsbehörde genehmigt 
werden müsse und jeder Mißstand aufgrund der 
einfachen Struktur dieser Kassen für die Aufsichtsbe-
hörde ohne weiteres erkennbar sei (siehe Begründung 
zum Vierzehnten Gesetz zur Änderung des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes, Drucksache 9/1493 Seite 27). 
Für die jetzt nach § 156a Abs. 3 deregulierten Pen-
sionskassen von erheblicher wirtschaftlicher Bedeu-
tung treffen beide Teile der Begründung nicht mehr 
zu, so daß die Absätze 1 und 3 des § 81 c anwendbar 
sein sollen. 

Zu Nummer 40 (§ 83 Abs. 1 Satz 2 VAG) 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates wird 
eine Duldungspflicht aufgenommen, um eine Buß-
geldbewehrung zu ermöglichen. 

Zu Nummer 50 (§ 101 Abs. 1 VAG) 

Anpassung der Verweisung in Absatz 1 an die Neu-
fassung der §§ 83 und 84. 

Zu Nummer 56 (§ 106b Buchstabe c VAG) 

Es handelt sich um die Korrektur eines redaktionellen 
Versehens im EWR-Ausführungsgesetz vom 27. April 
1993 (BGBl. I S. 512). 

Zu Nummer 61 (§ 110a Abs. 4 VAG) 

Redaktionelle Verbesserung, da in § 110a selbst nicht 
auf dieselbe Vorschrift verwiesen werden kann, und 
Folgeänderung zur Änderung des § 83 nach dem 
Vorschlag des Bundesrates. 

Zu Nummer 72 (§ 139 Abs. 1 VAG) 

Der im Regierungsentwurf vorgesehene versiche-
rungsmathematische Bestätigungsvermerk soil durch 
die Formulierung „versicherungsmathematische Be-
stätigung" ersetzt werden, um eine Verwechslung mit 
dem Bestätigungsvermerk des Abschlußprüfers nach 
§ 322 HGB zu vermeiden. 

Im übrigen wird die Vorschrift nach dem Vorschlag 
des Bundesrates präzisiert. 

Zu Nummer 73 (§ 140 Abs. 1 VAG) 

Präzisierung der Strafvorschrift nach dem Vorschlag 
des Bundesrates. 

Zu Nummer 74 Buchstabe b (§ 144 Abs. 1 a VAG) 

Präzisierung der Bußgeldvorschrift nach dem Vor-
schlag des Bundesrates. 

Zu Nummer 77 (§ 156 Abs. 2 VAG) 

§ 80 des Aktiengesetzes betrifft nicht nur den Vor-
stand, sondern auch den Aufsichtsrat von Aktienge-
sellschaften. Es ist daher folgerichtig, bei der entspre-
chenden Anwendung auf öffentlich-rechtliche Versi-
cherungsunternehmen das entsprechende Überwa-
chungsorgan dieser Unternehmen einzubeziehen und 
die Formulierung an den geltenden § 3 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes anzupassen. 

Zu Nummer 78 (§ 156a VAG) 

Nach § 156a in der Fassung des Regierungsentwurfs 
werden von der Bedingungs- und Prämiengenehmi-
gung solche Pensionskassen ausgenommen, die von 
erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung sind. Wegen 
der Besonderheiten der Pensionskassen muß gewähr- 
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leistet sein, daß vom Träger unabhängige qualifizierte 
Vorstandsmitglieder die Geschäfte führen. Dies 
würde dafür sprechen,  die quantitativen Abgren-
zungskriterien relativ hoch anzusetzen. Um nicht nur 
wenige Pensionskassen in den Genuß der Deregulie-
rung kommen zu lassen, ist es angemessen, niedrigere 
quantitative Abgrenzungskriterien anzusetzen, aber 
dafür ausreichende qualitative Anforderungen vorzu-
sehen. 

Dazu werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

1. Der Vorstand muß nach der Satzung entweder vom 
Aufsichtsrat oder vom obersten Organ bestellt 
werden. Hierdurch soll verhindert werden, daß die 
Pensionskassen von sog. „geborenen" Vorstands-
mitgliedern geleitet werden, die ihre Legitimation 
nicht von den Vereinsmitgliedern bzw. ihren 
Repräsentanten ableiten, sondern von externen 
Dritten (z. B. vom Trägerunternehmen) beauftragt 
werden. Der hier denkbare Interessenkonflikt muß 
verhindert werden. Der Vorstand muß die notwen-
dige Unabhängigkeit haben, um die Versicherten-
interessen, die nicht immer mit den Interessen des 
Trägers oder der Arbeitnehmervertreter überein-
stimmen, wahrnehmen zu können. 

2. Der Wegfall des versicherungsmathematischen 
Bestätigungsvermerks für kleinere Vereine (§ 53) 
ist bei den zu deregulierenden Pensionskassen 
nicht angemessen, da es sich bei ihnen um Unter-
nehmen von erheblicher wirtschaftlicher Bedeu-
tung handelt. 

3. Für die neuen Versicherungsverhältnisse der dere-
gulierten Pensionskassen, die auf neuen Rech-
nungsgrundlagen beruhen, muß die Treuhänder-
regelung des § 11 b wie für die anderen Lebensver-
sicherungsunternehmen angewendet werden. Für 
bestehende Versicherungsverhältnisse gilt wie für 
andere Lebensversicherungsunternehmen nach 
§ 11 c der genehmigte Geschäftsplan weiter. Dies 
soll bei den deregulierten Pensionskassen auch für 
solche neuen Versicherungsverhältnisse gelten, 
die zwar nach dem 1. Juli 1994 entstanden sind, 
denen aber noch ein von der Aufsichtsbehörde 
genehmigter Geschäftsplan zugrunde liegt. Damit 
soll eine unterschiedliche aufsichtsrechtliche Be-
handlung für den Altbestand und den Neuzugang 
trotz gleicher Versicherungsleistungen verhindert 
werden. 

4. Aus Gründen der Rechtssicherheit soll die Deregu-
lierung erst mit der Feststellung der Aufsichtsbe-
hörde eintreten, daß die Kasse die Deregulierungs-
voraussetzungen erfüllt. 

Im übrigen wird im Text einheitlich nur noch von 
„kleineren Vereinen" gesprochen. § 29 wird statt des 
§ 35 zitiert, um klarzustellen, daß die unter § 156 a 
Abs. 3 fallenden Pensionskassen verpflichtet sind, 
einen Aufsichtsrat zu bestellen. 

Die zitierten Vorschriften des Handelsgesetzbuches 
werden durch das Versicherungsbilanzrichtlinie-
Gesetz (Drucksache 12/5587) in das HGB aufgenom-
men. 

Ferner muß Pensionskassen, die bei Inkrafttreten des 
Gesetzes die Deregulierungsvoraussetzungen des 
§ 156a Abs. 3 Satz 1 erfüllen, auf Antrag ein ange-
messener Zeitraum zur Verfügung gestellt werden 
können, um den neuen gesetzlichen Anforderungen 
(z. B. die Einführung und Bestellung eines Aufsichts-
rats) zu genügen. Es empfiehlt sich, hierfür die gleiche 
Frist wie für die Erfüllung der Solvabilitätsanforderun-
gen nach dem neuen § 53 c Abs. 2 Satz 2 zu wäh-
len. 

Die Neufassung des Absatzes 4 trägt dem Umstand 
Rechnung, daß bei Pensionskassen, die auf allgemein-
verbindlichen Tarifverträgen beruhen, alle Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer im Geltungsbereich des Tarif-
vertrages den tariflichen Regelungen unterworfen 
werden. Es besteht somit faktisch eine staatliche 
Zwangsmitgliedschaft. Dies bedingt, daß allgemeine 
Versicherungsbedingungen und Rechnungsgrundla-
gen staatlicherseits durch die Versicherungsaufsichts-
behörde vorab geprüft werden, und widerspricht auch 
nicht der beabsichtigten Deregulierung, da diese 
Kassen durch die Allgemeinverbindlichkeit nicht im 
Wettbewerb stehen. 

Zu Nummer 79 (§ 157 Abs. 1 VAG) 

Der neue Satz 2 geht darauf zurück, daß die Verbrau-
cherinformation des § 10a vor allem deshalb vorgese-
hen wird, weil bei den unter die Dritten Richtlinien 
fallenden Versicherungsunternehmen die allgemei-
nen Versicherungsbedingungen und die Rechnungs-
grundlagen nicht mehr Teil des Geschäftsplans sind. 
Bei Sterbekassen und nicht deregulierten Pensions-
kassen bleibt jedoch die bisherige Rechtslage auf-
rechterhalten. Es kann daher vorgesehen werden, daß 
die Aufsichtsbehörde Abweichungen auch von § 10 a 
und damit auch von der Anlage Teil D gestatten kann, 
wenn sich die dort vorgesehenen Anforderungen im 
Einzelfall nicht als angemessen erweisen. 

Ferner haben sich in der Vergangenheit bei Pensions-
kassen Kalkulationsverfahren bewährt, bei denen die 
Deckungsrückstellung nicht für den einzelnen Ver-
trag, sondern für die Gesamtheit der Verträge gebildet 
wurde. Der neue Satz 3 soll klarstellen, daß dies auch 
in Zukunft zulässig ist. 

Im übrigen wird auch hier einheitlich von „kleineren 
Vereinen" gesprochen. 

Zu Nummer 81 Buchstabe c (Anlage Teil D zum 
VAG) 

Zu Abschnitt I Nr. 1 Buchstabe c 

Berichtigung eines Schreibfehlers. 

Zu Abschnitt I Nr. 3 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene schematische 
Extrapolation aus den Daten der Vergangenheit in die 
Zukunft, u. U. für 50 Jahre und mehr, führt zu Zahlen, 
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die von einer eigenverantwortlichen Vorsorge eher 
abhalten, als eine Hilfestellung geben, auch wenn 
daneben die Einkommensentwicklung berücksichtigt 
wird. Die Vorschrift soll daher allgemeiner gefaßt 
werden. 

Zu Abschnitt II Nr. 2 

Berichtigung eines Schreibfehlers. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag) 

Zu Nummer 01 (§ 5a VVG) 

Die Verbraucherinformation gehört zu den vorver-
traglichen Pflichten des Versicherers gegenüber dem 
Versicherungsnehmer. Nach Wegfall der präventiven 
Bedingungskontrolle durch die Versicherungsauf-
sichtsbehörde gewinnt sie erhöhte Bedeutung. 

Versicherungsbedingungen sind allgemeine Ge-
schäftsbedingungen, deren Einbeziehung in den Ver-
sicherungsvertrag der vertraglichen Abrede bedarf. 
Sollen die Versicherungbedingungen dem Versiche-
rungvertrag zugrunde gelegt werden, ist ihre Kennt-
nis deshalb notwendige Voraussetzung für eine wirk-
same auf Vertragsabschluß gerichtete Willenserklä-
rung des Versicherungsnehmers. Der Versicherer als 
Verwender der allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen muß ausdrücklich darauf hinweisen, daß der 
Vertrag unter Zugrundelegung seiner Versicherungs-
bedingungen abgeschlossen werden soll. Der Versi-
cherungskunde muß in zumutbarer Weise vom Inhalt 
der Versicherungsbedingungen Kenntnis nehmen 
können. Es ist deshalb folgerichtig, daß der Versiche-
rungsnehmer nicht an seinen Versicherungsantrag 
gebunden sein kann, wenn er bei Antragstellung nicht 
vollständig über Inhalt und Umfang des Versiche-
rungsschutzes und die sonstigen das Vertragsverhält-
nis bestimmenden Umstände unterrichtet ist. Deshalb 
wird dem Versicherungsnehmer ein vierzehntägiges 
Widerspruchsrecht eingeräumt, wobei die Frist erst zu 
laufen beginnt, wenn dem Versicherungsnehmer die 
Versicherungsbedingungen, die sonstigen Verbrau-
cherinformationen und der Versicherungsschein vor-
liegen. Als weitere für den Vertragsinhalt maßgebli-
che Verbraucherinformation, die sich nicht auch aus 
dem Versicherungsschein und den Versicherungsbe-
dingungen ergeben muß, kommt vor allem die 
Angabe des individuellen Rückkaufswertes bei der 
Lebensversicherung in Betracht. 

Das Widerspruchsrecht gilt in jedem Fall, in dem die 
Versicherungsbedingungen und die Verbraucherin-
formation erst nach der Antragstellung überlassen 
werden. Erhält der Versicherungsnehmer die Versi-
cherungsbedingungen und die sonstigen Verbrau-
cherinformationen vor oder bei Antragstellung, ver-
bleibt es bei den Widerrufs- und Rücktrittsrechten 
nach § 8 Abs. 4 und 5. 

Absatz 2 regelt den Beginn der Widerspruchsfrist, die 
diesbezügliche Beweislast und enthält in Satz 4 eine 

Ausschlußfrist, die im Interesse des Rechtsfriedens 
erforderlich ist. 

Soweit sofortiger Deckungsschutz gewünscht und 
vereinbart wird, kann der Versicherungsnehmer für 
diesen Zeitraum auf die vorherige Überlassung der 
Versicherungsbedingungen und der Verbraucherin - 
formation  verzichten. In bezug auf den sofortigen 
Deckungsschutz hat der Versicherungsnehmer dann 
aber auch kein Widerspruchsrecht. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b (§ 8 Abs. 4 Satz 5 VVG) 

Entsprechend der Anregung des Bundesrates soll das 
Widerrufsrecht als eine Verbraucherschutzbestim-
mung auf private Versicherungsverhältnisse be-
schränkt und an vergleichbare Bestimmungen des 
Verbraucherkreditgesetzes und des Gesetzes über 
den Widerruf von Haustürgeschäften und ähnlichen 
Geschäften angepaßt werden. Vollständiger Versi-
cherungsschutz bedeutet, daß der gesamte bean-
tragte Leistungsumfang gewährt wird. 

Zu Nummer 2 Buchstabe c 

Zu § 8 Abs. 5 Satz 5 VVG 

Vom Anwendungsbereich des durch die Zweite 
Lebensversicherungsrichtlinie vorgeschriebenen 
Rücktrittsrechte sind die bei Pensionskassen der 
betrieblichen Altersversorgung begründeten Lebens-
versicherungsverhältnisse auszunehmen. Die Zweite 
Lebensversicherungsrichtlinie, die das Rücktrittsrecht 
des Versicherungsnehmers gemeinschaftsrechtlich 
vorschreibt, bezweckt, wie die Erwägungsgründe 
klarstellen, die Absicherung des Versicherungsneh-
mers, dem durch die Richtlinie die uneingeschränkte 
Freiheit bei der Wahl auf einem möglichst breiten 
Markt für die Lebensversicherung eingeräumt wer-
den soll. Das gelte aber nicht in gleichem Maße für die 
Pensionsfonds und andere Formen der betrieblichen 
Altersversorgung, die durch ihre engen Beziehungen 
zu dem System der sozialen Sicherheit charakterisiert 
und deshalb aus dem Anwendungsbereich der Zwei-
ten Lebensversicherungsrichtlinie ausgenommen 
seien. Der Beitritt zu einer betrieblichen Pensions-
kasse erfolgt im Rahmen einer arbeitsvertraglichen 
Regelung und steht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem Arbeitsverhältnis, das für die Ausübung eines 
Rechts auf freie Wahl des Versicherers für die zusätz-
liche betriebliche Altersversorgung und ein individu-
elles Rücktrittsrecht keinen Raum läßt. Die bei Pen-
sionskassen aufgrund arbeitsrechtlicher Regelungen 
begründeten Versicherungsverhältnisse sind deshalb 
aus dem Anwendungsbereich des § 8 Abs. 5 auszu-
nehmen. 

Zu § 8 Abs. 6 VVG 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
aufgrund der Einfügung des § 5a. Es besteht kein 
Anlaß, dem Versicherungsnehmer kumulativ ein 
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Widerspruchsrecht und ein Widerrufs- oder Rück-
trittsrecht einzuräumen. Hat der Versicherungsneh-
mer jedoch bereits bei Antragstellung alle Unterlagen 
vollständig erhalten, muß es bei den Widerrufs- oder 
Rücktrittsrechten nach den Absätzen 4 und 5 verblei-
ben, weil andernfalls der Versicherungsnehmer kein 
Vertragslösungsrecht hätte, dies aber jedenfalls für 
die Lebensversicherung gemeinschaftsrechtlich ver-
langt wird. 

Zu Nummer 3 (§ 15a VVG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung, 
die auf der Einfügung des § 5 a beruht, der als 
halbzwingende Vorschrift, von der nicht zum Nachteil 
des Versicherungsnehmers abgewichen werden darf, 
ausgestaltet werden muß, wenn er seine Verbraucher-
schutzfunktion erfüllen soll. 

Zu Nummer 9 (§ 172 VVG) 

Die Änderung in Absatz 1 Satz 1 dient nur der 
sprachlichen Anpassung an die Parallelbestimmung 
des § 12 b Abs. 2 VAG und des § 178g. Die Mitwirkung 
des Treuhänders ist entbehrlich (neuer Satz 3), soweit 
Leistungs- und Prämiengestaltung weiterhin geneh-
migungsbedürftig sind. 

Absatz 2 trägt der geltend gemachten Forderung 
Rechnung nach einer gesetzlichen Anpassungsmög-
lichkeit für Lebensversicherungsverträge, die in der 
Regel für den Versicherer unkündbar sind und bei 
denen sich unabweisbarer Anpassungsbedarf ergibt, 
wenn etwa durch Rechtsprechung eine leistungs-
beschreibende AVB-Klausel für unwirksam erklärt 
worden ist, weil insoweit zur Fortführung des Ver-
tragsverhältnisses nicht auf die gesetzliche Regelung 
verwiesen werden kann. 

Absatz 3 dient der Rechtsklarheit, wenn die Versiche-
rungsbedingungen keine Bestimmung über den Zeit-
punkt enthalten, zu dem eine nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 vorgenommene Anpassung wirksam werden 
soll. 

Zu Nummer 15 

Zu § 178a Abs. 4 VVG 

Die gesetzliche Krankenversicherung ist nach § 5 
Abs. 1 Nr. 9 SGB V für Studenten zeitlich befristet bis 
zum Abschluß des 14. Fachsemesters oder bis zur 
Vollendung des 30. Lebensjahres. Die ausdrückliche 
Erwähnung der privaten Ausbildungskrankenversi-
cherung in Satz 3 soll klarstellen, daß auch künftig die 
private Krankenversicherung für Auszubildende, die 
substitutiven Krankenversicherungsschutz bietet, wie 
die gesetzliche Krankenversicherung für Auszubil-
dende zeitlich befristet werden kann. 

Zu § 178f Abs. 1 VVG 

Die vorgeschlagene redaktionelle Ergänzung dient 
der Klarstellung des Gewollten. Der Umstufungsan-
spruch soll sich nur auf den Tarifwechsel für gleichar-
tigen Versicherungsschutz beziehen. Eine Versiche-
rung der Kosten zahnärztlicher Behandlung etwa 
begründet keinen Umstufungsanspruch in den Tarif 
einer allgemeinen Krankheitskostenversicherung 
und eine Krankentagegeldversicherung keinen An-
spruch auf Abschluß einer Krankenhaustagegeldver-
sicherung. 

Zu § 178g Abs. 2 bis 4 VVG 

In den Absätzen 2 und 3 handelt es sich um eine 
redaktionelle Anpassung an den Sprachgebrauch der 
Parallelbestimmung des § 12b Abs. 2 VAG sowie des 
§ 172. 

Absatz 3 Satz 2 trägt der geltend gemachten Forde-
rung Rechnung nach einer gesetzlichen Anpassungs-
möglichkeit für Krankenversicherungsverträge, die in 
der Regel für den Versicherer unkündbar sind und bei 
denen sich unabweisbarer Anpassungsbedarf ergibt, 
wenn etwa durch Rechtsprechung eine leistungs-
beschreibende AVB-Klausel für unwirksam erklärt 
worden ist, weil insoweit zur Fortführung des Ver-
tragsverhältnisses nicht auf die gesetzliche Regelung 
verwiesen werden kann. 

Absatz 4 dient der Rechtsklarheit, wenn die Versiche-
rungsbedingungen keine Bestimmung über den Zeit-
punkt enthalten, zu dem eine nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 vorgenommene Anpassung wirksam werden 
soll. 

Zu § 178i Abs. 3 VVG 

Es handelt sich um eine konkretisierende Klarstellung 
des Gewollten, durch die gerichtliche Auseinander-
setzungen über den im Entwurf bisher verwendeten 
Begriff der „angemessenen Bedingungen" vermieden 
werden sollen. 

Zu § 178o VVG 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung, 
die sich aus der Aufnahme des § 178g Abs. 4 ergibt, 
der abweichende vertragliche Vereinbarungen er-
möglicht und deshalb nicht zu den halbzwingenden 
Vorschriften gehört. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Pflichtversicherungs-
gesetzes) 

Zu Nummer 2 (§ 5 Abs. 3 bis 5 Pf1VG) 

In Absatz 3 ist ein terminologisches Versehen zu 
bereinigen. Das im Entwurf verwendete Wort „Versi-
cherer" ist aus Gründen einer einheitlichen Begriff-
lichkeit im Pflichtversicherungsgesetz durch den 
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sonst dort verwendeten Begriff „Versicherungsunter-
nehmen" zu ersetzen. 

Der Bundesrat hat zur Klarstellung des Gewollten und 
zur Vermeidung von Mißverständnissen die Ergän-
zung in Absatz 4 empfohlen, die gewährleistet, daß 
auch künftig die Satzungen und die darauf beruhen- 
den Geschäftspläne der Versicherungsunternehmen 
sachliche und örtliche Beschränkungen ihrer Ge-
schäftstätigkeit festlegen und insoweit auch von der 
Kontrahierungspflicht nach Absatz 3 entbinden kön-
nen. 

Bei Absatz 5 handelt es sich um eine durch praktische 
Bedürfnisse veranlaßte Ergänzung, die die bisherige 
in § 4 Abs. 1 a Satz 3 AKB geregelte Praxis sicherstel-
len soll, daß auch künftig Kurzverträge, die beim 
Wechsel des Versicherers dadurch entstehen, daß die 
bislang nicht auf das Kalenderjahr, sondern auf den 
Vertragsbeginn abstellende Versicherungsperiode 
des alten Versicherers auf die an das Kalenderjahr 
anknüpfende Versicherungsperiode des neuen Versi-
cherers ohne Änderungskündigung umgestellt wer-
den und sich ebenfalls nach Ablauf des Rumpfjahres 
verlängern, wenn der Versicherungsnehmer nicht 
kündigt. 

Zu Nummer 3 (§ 8 Abs. 1 PflVG) 

Redaktionelle Anpassung an den üblichen Sprachge-
brauch im Pflichtversicherungsgesetz. 

Zum neuen Artikel 7 a 
(Änderung des Gesetzes zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung) 

Zu den §§ 2, 3 Abs. 2 und § 10 Abs. 3 Nr. 2 

Im Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Alters-
versorgung wird an mehreren Stellen auf den „auf-
sichtsbehördlich genehmigten Geschäftsplan", auf 
den „Geschäftsplan" und das „geschäftsplanmäßige 
Deckungskapital" verwiesen. Diese Bezugnahmen 
haben nur noch für die Pensionskassen Bedeutung, 
die nach § 156a VAG n. F. nicht dereguliert sind, 
sowie für den Altbestand (§ 11 c VAG n. F.) in der 
Lebensversicherung. Für die deregulierten Pensions-
kassen und die Direktversicherung sind ergänzende 
Regelungen erforderlich, weil bei diesen die Berech-
nung des Deckungskapitals und die zu erbringende 
Leistung nicht mehr zum genehmigungspflichtigen 
Geschäftsplan gehören; für diese tritt ab 1. Juli 1994 an 
Stelle des „Geschäftsplans" oder des „geschäftsplan-
mäßigen Deckungskapitals" künftig der nach § 176 
Abs. 3 VVG berechnete Zeitwert, die Geschäftsunter-
lagen bzw. die Deckungsrückstellung. 

Zum neuen Artikel 10 a 
(Gesetz über die Beaufsichtigung der 
Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen und der 
Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester 
vom 17. Dezember 1990 — BGBl. I S. 2864) 

Zu §5 

Die Änderung sieht vor, daß für die Aufsicht über die 
Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen und die 
Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester 
die Regelungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
und des Handelsgesetzbuchs in der Fassung vor dem 
Inkrafttreten des Versicherungsbilanzrichtlinien-Ge-
setzes und des Dritten Durchführungsgesetzes/EWG 
zum VAG gelten. 

Die Aufsicht über die Versorgungsanstalten wird 
durch bayerische Staatsministerien für den Bund im 
Wege der Organleihe durchgeführt; die Verwaltung 
obliegt der Bayerischen Versicherungskammer, einer 
Zentralbehörde des Freistaates Bayern. Die Versiche-
rungskammer verwaltet die bayerischen Versor-
gungseinrichtungen mit Ausnahme der beiden Bun-
desanstalten aufgrund bayerischen Rechts, das eine 
Verweisung auf das geänderte Recht nicht kennt. Eine 
Rechtsanwendungseinheitlichkeit für die Verwaltung 
aller Versorgungseinrichtungen ist daher anzustre-
ben. Der Bundesgesetzgeber kann jedoch, angesichts 
der vergleichbar geringen Bedeutung der Bundesan-
stalten, nicht Vorreiter für eine mögliche Änderung 
bayerischen Rechts und das Recht der übrigen Bun-
desländer für die Aufsicht über ihre Versorgungsein-
richtungen sein. 

Zum neuen Artikel 11 a 
(Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu § 4 c Abs. 1 EStG 

Bei einem Teil der Pensionskassen wird die Bedin-
gungs- und Tarifgenehmigung wegfallen. Der Ge-
schäftsplan dieser Pensionskassen besteht dann nur 
noch aus der Satzung. Diese geänderte Rechtslage 
erfordert eine Anpassung der Vorschrift. 

Zu Artikel 11 b (Änderung des 
Körperschaftsteuergesetzes) 

Zu § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d KStG 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die Änderungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes. 
Auf die Begründung zu Artikel 11 a wird hingewie-
sen. 

Zu Artikel 12 (Aufhebung von Verordnungen) 

Folgeänderung aus der Beibehaltung der Ermächti-
gungsnorm des § 81 Abs. 2 Satz 3 und 4 über das 
Begünstigungs- und Provisionsabgabeverbot. 
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Zu Artikel 13 (Übergangs- und 
Schlußbestimmungen) 

Zum neuen § 1 a 

Wegen der knappen Übergangszeit zwischen Verab-
schiedung des Gesetzes und dessen Inkrafttreten hat 
die Versicherungswirtschaft technische Schwierig-
keiten, ihren Vertrieb den neuen Regeln anzupassen. 
Für eine bis zum Jahresende bef ristete Übergangs-
phase ist es deshalb sachlich angemessen, hinsicht-
lich der Aufklärungs- und Informationspflichten den 
alten Rechtszustand insoweit aufrechtzuerhalten, als 
die Versicherungsunternehmen vor dem 1. Juli 1994 
genehmigte Versicherungsbedingungen verwenden. 

Soweit zwischen dem 1. Juli und dem 31. Dezember 
1994 aufgrund dieser Übergangsvorschrift in der 
Lebensversicherung Versicherungsverhältnisse zu 
früher genehmigten Versicherungsbedingungen ab-
geschlossen werden, sind diese Verträge dem Altbe-
stand und damit der Regelung der §§ 11 c und 81 c 
Abs. 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes zuzuord-
nen. 

Zu §5 

Wenn in der Lebensversicherung für eine Übergangs-
zeit bis zum Jahresende 1994 auf der Grundlage der 
vorher genehmigten Geschäftspläne die Verwendung 
früher genehmigter Versicherungsbedingungen ge-
stattet bleibt, sind die Verträge dem Altbestand und 
den dafür geltenden Regeln über die Berechnung des 
Rückkaufswertes und der Umwandlung in beitrags-
freie Versicherung zuzuordnen. 

Zu§6 Abs. 1 

Die Worte „vom Beginn der nächsten Versicherungs

-

periode an" sind zu streichen, weil die Geltung der 
gesetzlichen Anpassungsvorschrift des § 178 g VVG 

vom Inkrafttreten des Gesetzes an, und nicht vom 
Beginn individueller Versicherungsperioden an, ge-
währleistet sein muß. 

Zu § 7 

Redaktionelle Folgeänderung, die sich aus der Ein-
räumung einer Übergangsfrist zur Weiterverwendung 
genehmigter Versicherungsbedingungen unter Frei-
stellung von den Informationspflichten nach § 10a 
VVG ergibt. 

Zum neuen § 10 

Nach § 23 Abs. 3 des AGB-Gesetzes unterliegen 
Versicherungsverträge den von der zuständigen Auf-
sichtsbehörde genehmigten Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen auch dann, wenn die in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des AGB-Gesetzes bezeichneten Erfordernisse 
zur Einbeziehung von Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen in Verträge nicht eingehalten sind. Wegen der 
knappen Übergangsphase zwischen Verabschiedung 
dieses Gesetzes und dessen Inkrafttreten einerseits, 
der notwendigen technischen Vorbereitungszeit zur 
Umsetzung dieses Gesetzes in die Vertriebspraxis der 
Versicherer andererseits ist die Einräumung einer 
Übergangsfrist unumgänglich. Soweit der Versiche-
rer Versicherungsprodukte aufgrund bereits geneh-
migter Versicherungsbedingungen vertreibt, kann es 
für die Übergangsphase beim bisherigen Rechtszu-
stand verbleiben. Verwendet der Versicherer jedoch 
neue nicht von der Aufsichtsbehörde genehmigte 
Versicherungsbedingungen, kann nach der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs über die wirksame 
Einbeziehung von Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen in Verträge auf die Anwendung des § 5 a VVG 
nicht verzichtet werden. 

Bonn, den 18. Mai 1994 

Kurt Palis 

Berichterstatter 

Hermann Rind Gunnar Uldall 






